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Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Erwerbstätigkeit bearbeiten
(Geschäftsprozessdiagramm)
 

ALLGEMEIN

Prozesstyp Kernprozess

FIM

Klassifikation (FIM)

Name des
Ordnungsrahmens

Version des
Ordnungsrahmens

Name der Klasse ID der Klasse

FIM Prozesskatalog   Antrag Verlängerung
Aufenthaltserlaubnis zum
Zweck der Erwerbstätigkeit
bearbeiten

99010020020000

Referenzierte Prozessbibliothek FIM Prozessbibliothek Bund

Referenzierte LeiKa-Leistung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit Verlängerung

Prozessschlüssel 99010020020000

Bezeichnung (FIM) Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit Verlängerung

Stand vom 14.08.2023

Version (FIM) 01.00.00

Fachlich freigebende Stelle Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI)

Bundesland (FIM)

Bezeichnung

01: Schleswig-Holstein

02: Hamburg

03: Niedersachsen

04: Bremen

05: Nordrhein-Westfalen

06: Hessen

07: Rheinland-Pfalz
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Bezeichnung

08: Baden-Württemberg

09: Bayern

10: Saarland

11: Berlin

12: Brandenburg

13: Mecklenburg-Vorpommern

14: Sachsen

15: Sachsen-Anhalt

16: Thüringen

FIM DETAILS

Detaillierungsstufe (FIM)

Name

101: Stamminformation

Beschreibung (FIM) • Die Person stellt den Verlängerungsantrag auf einen Aufenthaltstitel
bei der für den Wohnort der Person zuständigen Ausländerbehörde.

• Die Ausländerbehörde fragt ggf. bei anderen Behörden an.
• Die zuständige Ausländerbehörde erteilt den Aufenthaltstitel oder

lehnt den Antrag der Person ab.

Menge 0

Zeitspanne Pro Jahr

Initiator Antragstellende Person

Hauptakteur Ausländerbehörde

Mitwirkender • Bundesagentur für Arbeit (BA)
• Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)
• Bundesdruckerei GmbH
• Bundeskriminalamt (BKA)
• Bundesverwaltungsamt (BVA)
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• Dolmetscher
• Gericht

Ergebnisempfänger Antragstellende Person

Auslöser daten- /formularbasiert (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Antrag Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Erwerbstätigkeit Verlängerung_alt

D00000408

Ergebnis daten- /formularbasiert (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Ablehnungsbescheid (Aufenthaltserlaubnis) D00000325

Aufenthaltstitel D00000074

FIM ZUSTANDSANGABEN

Letzter Änderungszeitpunkt 03.11.2023 10:45

Letzter Bearbeiter FIM-Baustein Prozesse

Anmerkungen zur letzten Änderung Freigegeben durch Herrn Keiler. - Datum der Freigabe: 16.04.2023
Einarbeitung von Änderungen nach methodischer Prüfung.
Erneute methodische Prüfung nach Überarbeitung
Baustein Prozesse: formelle Korrekturen

Status 6: fachlich freigegeben (gold)

Fachlich freigegeben am 06.11.2023 00:00

Formell freigegeben am 03.11.2023 00:00

Gültig ab (FIM) 25.02.2008 00:00

LEBENSZYKLUS

Status Freigegeben

Version 1.00

Versionshistorie

Kommentar Datum Benutzer Modellversion Modellstatus

Neues Modell wurde
erstellt.

14.08.2023 16:56
Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

0.01 In Bearbeitung

Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.

16.08.2023 11:02
Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

0.01 In methodischer
Prüfung

Der
Zustandsübergang

29.08.2023 15:00
0.02 In Bearbeitung
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Kommentar Datum Benutzer Modellversion Modellstatus
"Zurückweisen" wurde
durchgeführt.

Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

Kommentar: Weitere
Änderungen nach
methodischer Prüfung
wurden eingearbeitet
(Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.)

04.09.2023 15:45
Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

0.02 In methodischer
Prüfung

Der
Zustandsübergang
"Zurückweisen" wurde
durchgeführt.

04.09.2023 16:10
Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

0.03 In Bearbeitung

Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.

19.09.2023 16:44
Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

0.03 In methodischer
Prüfung

Kommentar: Bitte
Prüfungen wie beim
Erteilungsprozess
vornehmen + AG
1 RAG-Details
Absender =
Antragstellende
Person, nicht Behörde
(Der
Zustandsübergang
"Zurückweisen" wurde
durchgeführt.)

05.10.2023 17:34
Silke Holzmüller-Laue
(fim02@mvnet.de)

0.04 In Bearbeitung

Der
Zustandsübergang
"Zur methodischen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.

13.10.2023 17:46
Sait Dogan
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

0.04 In methodischer
Prüfung

Kommentar: Bitte
Anmerkungen
beachten zu
Anpassungen (2 AGs
gelöscht) - Anpassung
Fiktionsbescheinigung
vorgenommen
(Der
Zustandsübergang
"Zur fachlichen
Prüfung weiterleiten"
wurde durchgeführt.)

03.11.2023 15:09
Holzmüller-Laue Silke
(fim02@mvnet.de)

0.04 In fachlicher Prüfung

Der
Zustandsübergang

06.11.2023 16:55
1.00 Freigegeben
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Kommentar Datum Benutzer Modellversion Modellstatus
"Freigeben" wurde
durchgeführt.

Dogan Sait
(zenBred03@bmi.bun
d.de)

Gültig ab 06.11.2023

Gültig bis 06.11.2024

Wiedervorlagedatum 06.10.2024

SYSTEMINFORMATION

Autor Dogan Sait (zenBred03@bmi.bund.de)

Angelegt am 14.08.2023 16:56

Letzter Bearbeiter subadmin@mvnet.de

Letzte Änderung am 25.07.2024 10:39
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01 Unterlagen entgegennehmen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 01

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 81 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__81.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 81 (1) Beantragung des Aufenthaltstitels
(1) Ein Aufenthaltstitel wird einem Ausländer nur auf seinen Antrag erteilt, soweit
nichts anderes bestimmt ist.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Nachweis Krankenversicherung D00000264

Reisepass D00000033

Aufenthaltstitel D00000074

Auskunft vom Arbeitgeber nach § 39 AufenthG D00000143

Bescheinigung über die Berechtigung zur Berufsausübung
im Herkunftsland

D00000177

Hilfe zum Lebensunterhalt Bewilligung D00000243

Ausbildungsnachweis D00000160

Antrag auf Gleichwertigkeit von ausländischen
Berufsqualifikationen im zulassungspflichtigen Handwerk
(Meisterprüfung)

D00000289

Antrag auf Gleichwertigkeit von ausländischen
Berufsqualifikationen in nichthandwerklichen
Gewerbeberufen Festsetzung

D00000288
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Dokumentsteckbrief ID

Nachweis Arbeitsplatzangebot D00000484

Nachweis Zusage Berufsausübungserlaubnis D00000485

Nachweise Lebensunterhalt D00000483

Nachweis deutscher Sprachkenntnisse D00000487

Nachweis Altersversorgung D00000486

Kostenübernahmeerklärung der aufnehmenden
Praktikums-Einrichtung

D00000503

Abordnungsschreiben D00000489

Nachweis Kostendeckung für Unterkunft D00000488

Antrag Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der
Erwerbstätigkeit Verlängerung_alt

D00000408

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Antrag Aufenthaltserlaubnis
zum Zweck der
Erwerbstätigkeit
Verlängerung_alt

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis
Krankenversicherung

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Reisepass   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Seite 9 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Auskunft vom Arbeitgeber
nach § 39 AufenthG

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bescheinigung über
die Berechtigung zur
Berufsausübung im
Herkunftsland

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Hilfe zum Lebensunterhalt
Bewilligung

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Ausbildungsnachweis   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Antrag auf Gleichwertigkeit
von ausländischen
Berufsqualifikationen im
zulassungspflichtigen
Handwerk (Meisterprüfung)

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Antrag auf Gleichwertigkeit
von ausländischen
Berufsqualifikationen
in nichthandwerklichen
Gewerbeberufen
Festsetzung

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis
Arbeitsplatzangebot

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis Zusage
Berufsausübungserlaubnis

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweise Lebensunterhalt   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis deutscher
Sprachkenntnisse

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis Altersversorgung   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person
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Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Kostenübernahmeerklärung
der aufnehmenden
Praktikums-Einrichtung

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Abordnungsschreiben   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Nachweis Kostendeckung
für Unterkunft

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

02 Sprache des Antrages und der Unterlagen prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 02

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 23 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__23.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 23 VwVfG (Amtssprache)
(1) Die Amtssprache ist deutsch.
(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder
Eingaben, Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die
Behörde unverzüglich die Vorlage einer Übersetzung verlangen. In begründeten
Fällen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten
oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Übersetzung
verlangt werden. Wird die verlangte Übersetzung nicht unverzüglich vorgelegt,
so kann die Behörde auf Kosten des Beteiligten selbst eine Übersetzung
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beschaffen. Hat die Behörde Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen,
erhalten diese in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes eine Vergütung.
(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder die Abgabe einer Willenserklärung
eine Frist in Lauf gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde in einer
bestimmten Weise tätig werden muss, und gehen diese in einer fremden
Sprache ein, so beginnt der Lauf der Frist erst mit dem Zeitpunkt, in dem der
Behörde eine Übersetzung vorliegt.
(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder eine Willenserklärung, die in
fremder Sprache eingehen, zugunsten eines Beteiligten eine Frist gegenüber
der Behörde gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher Anspruch geltend gemacht
oder eine Leistung begehrt werden, so gelten die Anzeige, der Antrag oder die
Willenserklärung als zum Zeitpunkt des Eingangs bei der Behörde abgegeben,
wenn auf Verlangen der Behörde innerhalb einer von dieser zu setzenden
angemessenen Frist eine Übersetzung vorgelegt wird. Andernfalls ist der
Zeitpunkt des Eingangs der Übersetzung maßgebend, soweit sich nicht
aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen etwas anderes ergibt. Auf diese
Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung hinzuweisen.

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 5: Form

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

03 Vorlage einer Übersetzung verlangen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 03

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 23 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__23.html
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RAG-Beschreibung (FIM) § 23 VwVfG (Amtssprache)
(1) Die Amtssprache ist deutsch.
(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder
Eingaben, Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die
Behörde unverzüglich die Vorlage einer Übersetzung verlangen. In begründeten
Fällen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten
oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Übersetzung
verlangt werden. Wird die verlangte Übersetzung nicht unverzüglich vorgelegt,
so kann die Behörde auf Kosten des Beteiligten selbst eine Übersetzung
beschaffen. Hat die Behörde Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen,
erhalten diese in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes eine Vergütung.
(3) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag oder die Abgabe einer Willenserklärung
eine Frist in Lauf gesetzt werden, innerhalb deren die Behörde in einer
bestimmten Weise tätig werden muss, und gehen diese in einer fremden
Sprache ein, so beginnt der Lauf der Frist erst mit dem Zeitpunkt, in dem der
Behörde eine Übersetzung vorliegt.(4) Soll durch eine Anzeige, einen Antrag
oder eine Willenserklärung, die in fremder Sprache eingehen, zugunsten eines
Beteiligten eine Frist gegenüber der Behörde gewahrt, ein öffentlich-rechtlicher
Anspruch geltend gemacht oder eine Leistung begehrt werden, so gelten die
Anzeige, der Antrag oder die Willenserklärung als zum Zeitpunkt des Eingangs
bei der Behörde abgegeben, wenn auf Verlangen der Behörde innerhalb einer
von dieser zu setzenden angemessenen Frist eine Übersetzung vorgelegt wird.
Andernfalls ist der Zeitpunkt des Eingangs der Übersetzung maßgebend, soweit
sich nicht aus zwischenstaatlichen Vereinbarungen etwas anderes ergibt. Auf
diese Rechtsfolge ist bei der Fristsetzung hinzuweisen.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Nachfrage 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

99: Sonstige Beteiligungsform

Mitwirkungspflicht (FIM) Nein

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb
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Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

04 Übersetzung beschaffen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 04

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 23 (2) VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__23.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 23 (2) VwVfG (Amtssprache)
(2) Werden bei einer Behörde in einer fremden Sprache Anträge gestellt oder
Eingaben, Belege, Urkunden oder sonstige Dokumente vorgelegt, soll die
Behörde unverzüglich die Vorlage einer Übersetzung verlangen. In begründeten
Fällen kann die Vorlage einer beglaubigten oder von einem öffentlich bestellten
oder beeidigten Dolmetscher oder Übersetzer angefertigten Übersetzung
verlangt werden. Wird die verlangte Übersetzung nicht unverzüglich vorgelegt,
so kann die Behörde auf Kosten des Beteiligten selbst eine Übersetzung
beschaffen. Hat die Behörde Dolmetscher oder Übersetzer herangezogen,
erhalten diese in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes eine Vergütung.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Übersetzung 99: Keine Vorgabe Dolmetscher

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Auftrag 99: Keine Vorgabe Dolmetscher
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Beteiligungsform (FIM)

Name

9: Auftrag

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

05 Zuständigkeit prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 05

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 71 (1) - (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__71.html

§ 30 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__30.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 71 AufenthG (Zuständigkeit)
(1)Für aufenthalts- und passrechtliche Maßnahmen und Entscheidungen nach
diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen Bestimmungen in anderen
Gesetzen sind die Ausländerbehörden zuständig. Die Landesregierung oder
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass für einzelne Aufgaben nur
eine oder mehrere bestimmte Ausländerbehörden zuständig sind. Nach Satz
2 kann durch die zuständigen Stellen der betroffenen Länder auch geregelt
werden, dass den Ausländerbehörden eines Landes für die Bezirke von
Ausländerbehörden verschiedener Länder Aufgaben zugeordnet werden. Für
die Vollziehung von Abschiebungen ist in den Ländern jeweils eine zentral
zuständige Stelle zu bestimmen. Die Länder sollen jeweils mindestens eine
zentrale Ausländerbehörde einrichten, die bei Visumanträgen nach § 6 zu
Zwecken nach den §§ 16a, 16d, 17 Absatz 1, den §§ 18a, 18b, 18c Absatz 3,
den §§ 18d, 18f, 19, 19b, 19c und 20 sowie bei Visumanträgen des Ehegatten
oder der minderjährigen ledigen Kinder zum Zweck des Familiennachzugs, die
in zeitlichem Zusammenhang gestellt werden, die zuständige Ausländerbehörde
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ist. (2)Im Ausland sind für Pass- und Visaangelegenheiten die vom Auswärtigen
Amt ermächtigten Auslandsvertretungen zuständig. Das Auswärtige Amt wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung
  
§ 30 BeschV (Beschäftigungsaufenthalte ohne Aufenthaltstitel)
Nicht als Beschäftigung im Sinne des Aufenthaltsgesetzes gelten
- Tätigkeiten nach § 3 Nummer 1 und 2 auch ohne Zustimmung sowie nach § 16,
die bis zu 90 Tage innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen ausgeübt werden,
- Tätigkeiten nach den §§ 5, 14, 15, 17, 18, 19 Absatz 1 sowie den §§ 20, 22 und
23, die bis zu 90 Tage innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt
werden,
- Tätigkeiten nach § 21, die von Ausländerinnen und Ausländern, die in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union die Rechtsstellung eines
langfristig Aufenthaltsberechtigten innehaben, bis zu 90 Tage innerhalb eines
Zeitraums von zwölf Monaten ausgeübt werden, und
- Tätigkeiten von Personen, die nach den §§ 23 bis 30 der Aufenthaltsverordnung
vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit sind.

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 1: sachliche Zuständigkeit, 2: örtliche Zuständigkeit, 3: instanzielle Zuständigkeit

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

06 Zulässigkeit einer Verlängerung prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 06

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 8 (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__8.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 8 AufenthG (Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis)
(2)Die Aufenthaltserlaubnis kann in der Regel nicht verlängert werden, wenn
die zuständige Behörde dies bei einem seiner Zweckbestimmung nach nur
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vorübergehenden Aufenthalt bei der Erteilung oder der zuletzt erfolgten
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen hat.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Aufenthaltstitel D00000074

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 4: Verfahren

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

07 Identität prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 07

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 49 AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__49.html

§ 5 AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__5.html

§ 61a AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__61a.html

§ 82 (5) AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§ 86 AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__86.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 89 (1)-(2) AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__89.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 49 AufenthG (Überprüfung, Feststellung und Sicherung der Identität)
(1) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen
unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 die auf dem elektronischen
Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach § 48 Abs. 1
Nr. 1 und 2 gespeicherten biometrischen und sonstigen Daten auslesen, die
benötigten biometrischen Daten beim Inhaber des Dokuments erheben und die
biometrischen Daten miteinander vergleichen. Darüber hinaus sind auch alle
anderen Behörden, an die Daten aus dem Ausländerzentralregister nach den §§
15 bis 20 des AZR-Gesetzes übermittelt werden, und die Meldebehörden befugt,
Maßnahmen nach Satz 1 zu treffen, soweit sie die Echtheit des Dokuments oder
die Identität des Inhabers überprüfen dürfen. Biometrische Daten nach Satz 1
sind nur die Fingerabdrücke und das Lichtbild.
(2) Jeder Ausländer ist verpflichtet, gegenüber den mit dem Vollzug des
Ausländerrechts betrauten Behörden auf Verlangen die erforderlichen Angaben
zu seinem Alter, seiner Identität und Staatsangehörigkeit zu machen und die
von der Vertretung des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder
vermutlich besitzt, geforderten und mit dem deutschen Recht in Einklang
stehenden Erklärungen im Rahmen der Beschaffung von Heimreisedokumenten
abzugeben.
(3) Bestehen Zweifel über die Person, das Lebensalter oder die
Staatsangehörigkeit des Ausländers, so sind die zur Feststellung seiner Identität,
seines Lebensalters oder seiner Staatsangehörigkeit erforderlichen Maßnahmen
zu treffen, wenn
1. dem Ausländer die Einreise erlaubt, ein Aufenthaltstitel erteilt oder die
Abschiebung ausgesetzt werden soll oder
2. es zur Durchführung anderer Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist.
(4) Die Identität eines Ausländers ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen
zu sichern, wenn eine Verteilung gemäß § 15a stattfindet.
(5) Zur Feststellung und Sicherung der Identität sollen die erforderlichen
Maßnahmen durchgeführt werden,
1. wenn der Ausländer mit einem gefälschten oder verfälschten Pass oder
Passersatz einreisen will oder eingereist ist;
2. wenn sonstige Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Ausländer
nach einer Zurückweisung oder Beendigung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins
Bundesgebiet einreisen will;
3. bei Ausländern, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, sofern die
Zurückschiebung oder Abschiebung in Betracht kommt;
4. wenn der Ausländer in einen in § 26a Abs. 2 des Asylgesetzes genannten
Drittstaat zurückgewiesen oder zurückgeschoben wird;
5. bei der Beantragung eines nationalen Visums;
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6. bei Ausländern, die für ein Aufnahmeverfahren nach § 23, für die Gewährung
von vorübergehendem Schutz nach § 24 oder für ein Umverteilungsverfahren
auf Grund von Maßnahmen nach Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union vorgeschlagen und vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge in die Prüfung über die Erteilung einer
Aufnahmezusage einbezogen wurden, sowie in den Fällen des § 29 Absatz 3;
7. wenn ein Versagungsgrund nach § 5 Abs. 4 festgestellt worden ist.
(6) Maßnahmen im Sinne der Absätze 3 bis 5 mit Ausnahme des Absatzes 5 Nr.
5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern, das Abnehmen von Fingerabdrücken
sowie Messungen und ähnliche Maßnahmen, einschließlich körperlicher
Eingriffe, die von einem Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst zum Zweck
der Feststellung des Alters vorgenommen werden, wenn kein Nachteil für die
Gesundheit des Ausländers zu befürchten ist. Die Maßnahmen sind zulässig
bei Ausländern, die das sechste Lebensjahr vollendet haben. Zur Feststellung
der Identität sind diese Maßnahmen nur zulässig, wenn die Identität in anderer
Weise, insbesondere durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder nicht
rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann.
(6a) Maßnahmen im Sinne des Absatzes 5 Nr. 5 sind das Aufnehmen von
Lichtbildern und das Abnehmen von Fingerabdrücken.
(7) Zur Bestimmung des Herkunftsstaates oder der Herkunftsregion des
Ausländers kann das gesprochene Wort des Ausländers auf Ton- oder
Datenträger aufgezeichnet werden. Diese Erhebung darf nur erfolgen, wenn der
Ausländer vorher darüber in Kenntnis gesetzt wurde.
(8) Die Identität eines Ausländers, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise
aufgegriffen und nicht zurückgewiesen wird, ist durch erkennungsdienstliche
Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller
zehn Finger aufgenommen werden. Die Identität eines Ausländers, der das
sechste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(9) Die Identität eines Ausländers, der sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im
Bundesgebiet aufhält, ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu sichern.
Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn Finger aufgenommen
werden. Die Identität eines Ausländers, der das sechste Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des Satzes 1 nur durch das
Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(10) Der Ausländer hat die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 bis 9 zu
dulden.
 
§ 5 AufenthG (Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen)
(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
(...)
1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt
ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,
(...)
 

Seite 19 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

§ 61a AufenthV (Fingerabdruckerfassung bei der Beantragung von
Dokumenten mit elektronischem Speicher und Verarbeitungsmedium)
(1) Die Fingerabdrücke werden in Form des flachen Abdrucks des linken
und rechten Zeigefingers des Antragstellers im elektronischen Speicher-
und Verarbeitungsmedium des Dokuments gespeichert. Bei Fehlen eines
Zeigefingers, ungenügender Qualität des Fingerabdrucks oder Verletzungen
der Fingerkuppe wird ersatzweise der flache Abdruck entweder des Daumens,
des Mittelfingers oder des Ringfingers gespeichert. Fingerabdrücke sind nicht zu
speichern, wenn die Abnahme der Fingerabdrücke aus medizinischen Gründen,
die nicht nur vorübergehender Art sind, unmöglich ist.
 
§ 82 AufenthG (Mitwirkung des Ausländers)
(5)
Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem Asylgesetz oder den zur
Durchführung dieser Gesetze erlassenen Bestimmungen ein Dokument
ausgestellt werden soll, hat auf Verlangen
1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe einer nach § 99 Abs. 1 Nr. 13 und 13a
erlassenen Rechtsverordnung vorzulegen oder bei der Aufnahme eines solchen
Lichtbildes mitzuwirken und
2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrücke nach Maßgabe einer nach § 99
Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung mitzuwirken.
 
§ 86 AufenthG (Erhebung personenbezogener Daten)
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck
der Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen
in anderen Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene
Daten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 untersagt ist, dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.
§ 89 AufenthG (Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -
sichernden Maßnahmen)
(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49
von den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen
und nach § 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung
seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die
nach § 49 Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von
anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7
werden bei der aufzeichnenden Behörde gespeichert.
(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das
Bundeskriminalamt die erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1
zum Zwecke der Identitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der
Identität von Personen zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit
Ausnahme des Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten,
in denen die betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden
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zu befürchten hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der
Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat
die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle
personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck
verarbeitet werden dürfen, zu dem sie übermittelt worden sind. Ferner ist ihr
der beim Bundeskriminalamt vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die
Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse,
Schutz vor Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung
überwiegen oder
2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde,
insbesondere dadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im
Empfängerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen
oder Menschenrechtsverletzungen drohen.
(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen
Daten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung
von Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichen
Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese
Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 4: Verfahren

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

08 Antrag auf Vollständigkeit prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 08

Handlungsgrundlage (FIM)
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 86 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__86.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 86 AufenthG (Erhebung personenbezogener Daten)
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck
der Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen
in anderen Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene
Daten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 untersagt ist, dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 4: Verfahren

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

09 Angaben klären (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 09

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 82 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 82 AufenthG (Mitwirkungspflichten)
 (1) (...)
Die Ausländerbehörde kann ihm dafür eine angemessene Frist setzen. Sie setzt
ihm eine solche Frist, wenn sie die Bearbeitung eines Antrags auf Erteilung eines
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Aufenthaltstitels wegen fehlender oder unvollständiger Angaben aussetzt, und
benennt dabei die nachzuholenden Angaben. Nach Ablauf der Frist geltend
gemachte Umstände und beigebrachte Nachweise können unberücksichtigt
bleiben. (...)

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Nachfrage 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

10 Unterschrift erfassen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 10

Handlungsgrundlage (FIM)
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 78 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__78.html

§ 78a (4) AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__78a.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 78 AufenthG (Dokumente mit elektronischem Speicher- und
Verarbeitungsmedium)
(1)
Aufenthaltstitel nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 4 werden
als eigenständige Dokumente mit elektronischem Speicher- und
Verarbeitungsmedium ausgestellt. Aufenthaltserlaubnisse, die nach Maßgabe
des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
andererseits über die Freizügigkeit vom 21. Juni 1999 (ABl. L 114 vom
30.4.2002, S. 6) auszustellen sind, werden auf Antrag als Dokumente mit
elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgestellt. Dokumente
nach den Sätzen 1 und 2 enthalten folgende sichtbar aufgebrachte Angaben:
(...)
13. Unterschrift,
(...)
Dokumente nach Satz 1 können unter den Voraussetzungen des § 48 Absatz
2 oder 4 als Ausweisersatz bezeichnet und mit dem Hinweis versehen werden,
dass die Personalien auf den Angaben des Inhabers beruhen. Die Unterschrift
durch den Antragsteller nach Satz 3 Nummer 13 ist zu leisten, wenn er zum
Zeitpunkt der Beantragung des Dokuments zehn Jahre oder älter ist. Auf
Antrag können Dokumente nach den Sätzen 1 und 2 bei einer Änderung
des Geschlechts nach § 45b des Personenstandsgesetzes mit der Angabe
des vorherigen Geschlechts ausgestellt werden, wenn die vorherige Angabe
männlich oder weiblich war. Dieser abweichenden Angabe kommt keine weitere
Rechtswirkung zu.
 
§ 78a AufenthG (Vordrucke für Aufenthaltstitel in Ausnahmefällen,
Ausweisersatz und Bescheinigungen)
(4)
Das Vordruckmuster für den Ausweisersatz enthält eine Seriennummer und
eine Zone für das automatische Lesen. In dem Vordruckmuster können
neben der Bezeichnung von Ausstellungsbehörde, Ausstellungsort und -
datum, Gültigkeitszeitraum oder -dauer, Name und Vornamen des Inhabers,
Aufenthaltsstatus sowie Nebenbestimmungen folgende Angaben über die Person
des Inhabers vorgesehen sein:
(...)
8.  eigenhändige Unterschrift,
(...)
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RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Unterschrift 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Aufforderung 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

11 Authentifizierung durchführen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 11

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 49 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__49.html

§ 5 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__5.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 61a AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__61a.html

§ 82 (5) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§ 86 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__86.html

§ 89 (1)-(2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__89.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 49 AufenthG (Überprüfung, Feststellung und Sicherung der Identität)
(1) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen
unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 die auf dem elektronischen
Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach § 48 Abs. 1
Nr. 1 und 2 gespeicherten biometrischen und sonstigen Daten auslesen, die
benötigten biometrischen Daten beim Inhaber des Dokuments erheben und die
biometrischen Daten miteinander vergleichen. Darüber hinaus sind auch alle
anderen Behörden, an die Daten aus dem Ausländerzentralregister nach den §§
15 bis 20 des AZR-Gesetzes übermittelt werden, und die Meldebehörden befugt,
Maßnahmen nach Satz 1 zu treffen, soweit sie die Echtheit des Dokuments oder
die Identität des Inhabers überprüfen dürfen. Biometrische Daten nach Satz 1
sind nur die Fingerabdrücke und das Lichtbild.
(2) Jeder Ausländer ist verpflichtet, gegenüber den mit dem Vollzug des
Ausländerrechts betrauten Behörden auf Verlangen die erforderlichen Angaben
zu seinem Alter, seiner Identität und Staatsangehörigkeit zu machen und die
von der Vertretung des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder
vermutlich besitzt, geforderten und mit dem deutschen Recht in Einklang
stehenden Erklärungen im Rahmen der Beschaffung von Heimreisedokumenten
abzugeben.
(3) Bestehen Zweifel über die Person, das Lebensalter oder die
Staatsangehörigkeit des Ausländers, so sind die zur Feststellung seiner Identität,
seines Lebensalters oder seiner Staatsangehörigkeit erforderlichen Maßnahmen
zu treffen, wenn
dem Ausländer die Einreise erlaubt, ein Aufenthaltstitel erteilt oder die
Abschiebung ausgesetzt werden soll oder
es zur Durchführung anderer Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist.
(4) Die Identität eines Ausländers ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen
zu sichern, wenn eine Verteilung gemäß § 15a stattfindet.
(5) Zur Feststellung und Sicherung der Identität sollen die erforderlichen
Maßnahmen durchgeführt werden,
wenn der Ausländer mit einem gefälschten oder verfälschten Pass oder
Passersatz einreisen will oder eingereist ist;
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wenn sonstige Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Ausländer
nach einer Zurückweisung oder Beendigung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins
Bundesgebiet einreisen will;
bei Ausländern, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, sofern die Zurückschiebung
oder Abschiebung in Betracht kommt;
wenn der Ausländer in einen in § 26a Abs. 2 des Asylgesetzes genannten
Drittstaat zurückgewiesen oder zurückgeschoben wird;
bei der Beantragung eines nationalen Visums;
bei Ausländern, die für ein Aufnahmeverfahren nach § 23, für die Gewährung
von vorübergehendem Schutz nach § 24 oder für ein Umverteilungsverfahren
auf Grund von Maßnahmen nach Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union vorgeschlagen und vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge in die Prüfung über die Erteilung einer
Aufnahmezusage einbezogen wurden, sowie in den Fällen des § 29 Absatz 3;
wenn ein Versagungsgrund nach § 5 Abs. 4 festgestellt worden ist.
(6) Maßnahmen im Sinne der Absätze 3 bis 5 mit Ausnahme des Absatzes 5 Nr.
5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern, das Abnehmen von Fingerabdrücken
sowie Messungen und ähnliche Maßnahmen, einschließlich körperlicher
Eingriffe, die von einem Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst zum Zweck
der Feststellung des Alters vorgenommen werden, wenn kein Nachteil für die
Gesundheit des Ausländers zu befürchten ist. Die Maßnahmen sind zulässig
bei Ausländern, die das sechste Lebensjahr vollendet haben. Zur Feststellung
der Identität sind diese Maßnahmen nur zulässig, wenn die Identität in anderer
Weise, insbesondere durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder nicht
rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann.
(6a) Maßnahmen im Sinne des Absatzes 5 Nr. 5 sind das Aufnehmen von
Lichtbildern und das Abnehmen von Fingerabdrücken.
(7) Zur Bestimmung des Herkunftsstaates oder der Herkunftsregion des
Ausländers kann das gesprochene Wort des Ausländers auf Ton- oder
Datenträger aufgezeichnet werden. Diese Erhebung darf nur erfolgen, wenn der
Ausländer vorher darüber in Kenntnis gesetzt wurde.
(8) Die Identität eines Ausländers, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise
aufgegriffen und nicht zurückgewiesen wird, ist durch erkennungsdienstliche
Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller
zehn Finger aufgenommen werden. Die Identität eines Ausländers, der das
sechste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(9) Die Identität eines Ausländers, der sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel im
Bundesgebiet aufhält, ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu sichern.
Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn Finger aufgenommen
werden. Die Identität eines Ausländers, der das sechste Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des Satzes 1 nur durch das
Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(10) Der Ausländer hat die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 bis 9 zu
dulden.
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§ 5 AufenthG (Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen)
(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
1. der Lebensunterhalt gesichert ist,
1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt
ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,
2. kein Ausweisungsinteresse besteht,
3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht, der
Aufenthalt des Ausländers nicht aus einem sonstigen Grund Interessen der
Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt oder gefährdet und
4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird.
 
§ 61a AufenthV (Fingerabdruckerfassung bei der Beantragung von
Dokumenten mit elektronischem Speicher und Verarbeitungsmedium)
(1) Die Fingerabdrücke werden in Form des flachen Abdrucks des linken
und rechten Zeigefingers des Antragstellers im elektronischen Speicher-
und Verarbeitungsmedium des Dokuments gespeichert. Bei Fehlen eines
Zeigefingers, ungenügender Qualität des Fingerabdrucks oder Verletzungen
der Fingerkuppe wird ersatzweise der flache Abdruck entweder des Daumens,
des Mittelfingers oder des Ringfingers gespeichert. Fingerabdrücke sind nicht zu
speichern, wenn die Abnahme der Fingerabdrücke aus medizinischen Gründen,
die nicht nur vorübergehender Art sind, unmöglich ist.
 
§ 82 AufenthG (Mitwirkung des Ausländers)
(5)
Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem Asylgesetz oder den zur
Durchführung dieser Gesetze erlassenen Bestimmungen ein Dokument
ausgestellt werden soll, hat auf Verlangen
1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe einer nach § 99 Abs. 1 Nr. 13 und 13a
erlassenen Rechtsverordnung vorzulegen oder bei der Aufnahme eines solchen
Lichtbildes mitzuwirken und
2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrücke nach Maßgabe einer nach § 99
Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung mitzuwirken.
 
§ 86 AufenthG (Erhebung personenbezogener Daten) 
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck
der Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen
in anderen Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene
Daten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 untersagt ist, dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.
 
§ 89 AufenthG (Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -
sichernden Maßnahmen)
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(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49
von den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen
und nach § 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung
seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die
nach § 49 Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von
anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7
werden bei der aufzeichnenden Behörde gespeichert.
(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das
Bundeskriminalamt die erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1
zum Zwecke der Identitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der
Identität von Personen zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit
Ausnahme des Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten,
in denen die betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden
zu befürchten hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der
Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat
die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle
personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck
verarbeitet werden dürfen, zu dem sie übermittelt worden sind. Ferner ist ihr
der beim Bundeskriminalamt vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die
Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die schutzwürdigen
Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse, Schutz vor
Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung überwiegen
oder
die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom 28.
Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention zum
Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde,
insbesondere dadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im
Empfängerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen
oder Menschenrechtsverletzungen drohen.
(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen
Daten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung
von Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichen
Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese
Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.
 

RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 4: Verfahren

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz
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Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

12 Fingerabdruck erfassen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 12

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 49 (1), (6a), (8), (9) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__49.html

§ 5 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__5.html

§ 61a AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__61a.html

§ 82 (5) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§ 86 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__86.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 49 AufenthG (Überprüfung, Feststellung und Sicherung der Identität)
(1) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen
unter den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 die auf dem elektronischen
Speicher- und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach § 48 Abs. 1
Nr. 1 und 2 gespeicherten biometrischen und sonstigen Daten auslesen, die
benötigten biometrischen Daten beim Inhaber des Dokuments erheben und die
biometrischen Daten miteinander vergleichen. Darüber hinaus sind auch alle
anderen Behörden, an die Daten aus dem Ausländerzentralregister nach den §§
15 bis 20 des AZR-Gesetzes übermittelt werden, und die Meldebehörden befugt,
Maßnahmen nach Satz 1 zu treffen, soweit sie die Echtheit des Dokuments oder
die Identität des Inhabers überprüfen dürfen. Biometrische Daten nach Satz 1
sind nur die Fingerabdrücke und das Lichtbild.
(6) Maßnahmen im Sinne der Absätze 3 bis 5 mit Ausnahme des Absatzes 5 Nr.
5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern, das Abnehmen von Fingerabdrücken
sowie Messungen und ähnliche Maßnahmen, einschließlich körperlicher
Eingriffe, die von einem Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst zum Zweck
der Feststellung des Alters vorgenommen werden, wenn kein Nachteil für die
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Gesundheit des Ausländers zu befürchten ist. Die Maßnahmen sind zulässig
bei Ausländern, die das sechste Lebensjahr vollendet haben. Zur Feststellung
der Identität sind diese Maßnahmen nur zulässig, wenn die Identität in anderer
Weise, insbesondere durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder nicht
rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann.
(6a) Maßnahmen im Sinne des Absatzes 5 Nr. 5 sind das Aufnehmen von
Lichtbildern und das Abnehmen von Fingerabdrücken.
(8) Die Identität eines Ausländers, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise
aufgegriffen und nicht zurückgewiesen wird, ist durch erkennungsdienstliche
Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller
zehn Finger aufgenommen werden. Die Identität eines Ausländers, der das
sechste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(9) Die Identität eines Ausländers, der sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel
im Bundesgebiet aufhält, ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu
sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn Finger
aufgenommen werden. Die Identität eines Ausländers, der das sechste
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des Satzes 1
nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
 
§ 5 AufenthG (Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen)
(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
(...)
1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt
ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,
(...)
 
§ 61a AufenthV (Fingerabdruckerfassung bei der Beantragung von
Dokumenten mit elektronischem Speicher und Verarbeitungsmedium)
(1) Die Fingerabdrücke werden in Form des flachen Abdrucks des linken
und rechten Zeigefingers des Antragstellers im elektronischen Speicher-
und Verarbeitungsmedium des Dokuments gespeichert. Bei Fehlen eines
Zeigefingers, ungenügender Qualität des Fingerabdrucks oder Verletzungen
der Fingerkuppe wird ersatzweise der flache Abdruck entweder des Daumens,
des Mittelfingers oder des Ringfingers gespeichert. Fingerabdrücke sind nicht zu
speichern, wenn die Abnahme der Fingerabdrücke aus medizinischen Gründen,
die nicht nur vorübergehender Art sind, unmöglich ist.
 
§ 82 AufenthG (Mitwirkung des Ausländers)
(5) Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem Asylgesetz oder den
zur Durchführung dieser Gesetze erlassenen Bestimmungen ein Dokument
ausgestellt werden soll, hat auf Verlangen
(...)
2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrücke nach Maßgabe einer nach § 99
Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung mitzuwirken.
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§ 86 AufenthG (Erhebung personenbezogener Daten) 
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck
der Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen
in anderen Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene
Daten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 untersagt ist, dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur
Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Fingerabdruck 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Aufforderung 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

13 Information über Antragstellung an Ausländerzentralregister übermitteln (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen
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RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 13

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 90b AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__90b.html

§ 91d (4)-(5) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__91d.html

§ 6 Abs. 1 Nummer 1 i.V.m. Abs. 2
Satz 1 und Satz 3 Nummer 1 AZRG

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
azrg/__6.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 90b AufenthG (Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden)
Die Ausländer- und Meldebehörden übermitteln einander jährlich die in
§ 90a Abs. 2 genannten Daten zum Zweck der Datenpflege, soweit sie
denselben örtlichen Zuständigkeitsbereich haben. Die empfangende Behörde
gleicht die übermittelten Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab, ein
automatisierter Abgleich ist zulässig. Die übermittelten Daten dürfen nur für die
Durchführung des Abgleichs sowie die Datenpflege verwendet werden und sind
sodann unverzüglich zu löschen; überlassene Datenträger sind unverzüglich
zurückzugeben oder zu vernichten. Die Ausländerbehörden übermitteln die
im Rahmen des Datenabgleichs erfolgten Änderungen unverzüglich an die
Registerbehörde des Ausländerzentralregisters. Andere gesetzliche Vorschriften
zum Datenabgleich bleiben unberührt.
§ 91d AufenthG (Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801)
(4)
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der
Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, über
den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über
1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten
Mobilität nach § 19f Absatz 5 sowie
2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.
Wenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt
sie dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus
dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln.
(5)
Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder 19e
widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer
Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen
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Behörden des anderen Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im
Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält
und dies dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die
Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen
Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle
die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem
Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durch die
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt, dass ein
Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 16c, 18e oder 18f
im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)
2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder
abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.
 
§ 6 AZRG (Übermittelnde Stellen, Inhalt der Datenübermittlung)
(1) Folgende Stellen sind in den jeweils genannten Fällen zur unverzüglichen
Übermittlung von Daten an die Registerbehörde verpflichtet:
1. die Ausländerbehörden und die mit der Durchführung ausländerrechtlicher
Vorschriften betrauten öffentlichen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1 bis 2
Nummer 1 bis 4, 6, 11, 12 und 14, Absatz 2b sowie Absatz 3 Nummer 1, 3, 4 und
6, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
(...)

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)
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und Flüchtlinge (BAMF)
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14 Auskunft zu möglichen Versagungsgründen oder sonstigen Sicherheitsbedenken einholen
(Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 14

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 15 (1) AZRG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
azrg/__15.html

§ 73 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/

RAG-Beschreibung (FIM) § 15 AZRG (Datenübermittlung an Ausländerbehörden, das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge, Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften,
Luftsicherheitsbehörden, atomrechtliche Genehmigungs- und
Aufsichtsbehörden, oberste Bundes- und Landesbehörden sowie das
Bundesamt für Justiz)
(1)
Die Daten der betroffenen Person mit Ausnahme der Daten nach § 3 Absatz 3f
werden auf Ersuchen übermittelt an:
1. die Ausländerbehörden, die Aufnahmeeinrichtungen oder Stellen nach § 88
Abs. 3 des Asylgesetzes, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und die
mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten
Behörden sowie sonstige Polizeivollzugsbehörden der Länder zur Durchführung
ausländer- und asylrechtlicher Aufgaben,
2. die Bundespolizei, die Stellen eines Landes, die im Einvernehmen mit dem
Bund grenzpolizeiliche Aufgaben mit eigenen Kräften wahrnehmen, und an
die Zollverwaltung, soweit auf sie die Ausübung grenzpolizeilicher Aufgaben
übertragen worden ist, zur Gewährleistung des grenzpolizeilichen Schutzes des
Bundesgebiets,
3. die für die Zuverlässigkeitsprüfung zuständigen Luftsicherheitsbehörden
nach § 7 des Luftsicherheitsgesetzes zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der
Durchführung der Zuverlässigkeitsüberprüfung,
3a. die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 12b des Atomgesetzes
zuständige Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der Durchführung der
Zuverlässigkeitsüberprüfung,
4. die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt und sonstige
Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder sowie an die
Staatsanwaltschaften zur Strafverfolgung oder Strafvollstreckung,
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5. die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt und sonstige
Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder zur Abwehr von Gefahren
für die öffentliche Sicherheit,
6. oberste Bundes- und Landesbehörden, die mit der Durchführung ausländer-,
asyl- und passrechtlicher Vorschriften als eigener Aufgabe betraut sind, soweit
die Daten zur Aufgabenerfüllung erforderlich sind.
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 bis 5 wird bei Unionsbürgern, bei denen
eine Feststellung des Nichtbestehens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts
nicht vorliegt, nur angezeigt, dass eine solche Feststellung nicht erfolgt ist. Satz
1 Nummer 6 gilt in Bezug auf Unionsbürger, bei denen eine Feststellung des
Nichtbestehens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt, nur
für die Übermittlung von Daten an oberste Bundes- und Landesbehörden, die
mit der Durchführung ausländer- oder asylrechtlicher Vorschriften als eigener
Aufgabe betraut sind.
§ 73 AufenthG (Sonstige Beteiligungserfordernisse im Visumverfahren, im
Registrier- und Asylverfahren und bei der Erteilung von Aufenthaltstiteln)
(1) Daten, die im Visumverfahren von der deutschen Auslandsvertretung
oder von der für die Entgegennahme des Visumantrags zuständigen
Auslandsvertretung eines anderen Schengen-Staates zur visumantragstellenden
Person, zum Einlader und zu Personen, die durch Abgabe einer
Verpflichtungserklärung oder in anderer Weise die Sicherung des
Lebensunterhalts garantieren, oder zu sonstigen Referenzpersonen im Inland
erhoben werden, können über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung
von Versagungsgründen nach § 5 Absatz 4, § 27 Absatz 3a oder zur Prüfung
von sonstigen Sicherheitsbedenken an den Bundesnachrichtendienst, das
Bundesamt für Verfassungsschutz, den Militärischen Abschirmdienst, das
Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und das Zollkriminalamt übermittelt
werden. Das Verfahren nach § 21 des Ausländerzentralregistergesetzes bleibt
unberührt. In den Fällen des § 14 Abs. 2 kann die jeweilige mit der polizeilichen
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragte Behörde die im
Visumverfahren erhobenen Daten an die in Satz 1 genannten Behörden
übermitteln.
(1a) Daten, die zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität
nach § 16 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes und § 49 zu Personen im Sinne
des § 2 Absatz 1a, 2 Nummer 1 des AZR-Gesetzes erhoben werden oder
bereits gespeichert wurden, können über das Bundesverwaltungsamt zur
Feststellung von Versagungsgründen nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 des
Asylgesetzes, § 60 Absatz 8 Satz 1 sowie § 5 Absatz 4 oder zur Prüfung
von sonstigen Sicherheitsbedenken an den Bundesnachrichtendienst, das
Bundesamt für Verfassungsschutz, den Militärischen Abschirmdienst, das
Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und das Zollkriminalamt übermittelt
werden. Die in Satz 1 genannten Daten können über das Bundesverwaltungsamt
zur Feststellung der in Satz 1 genannten Versagungsgründe oder zur Prüfung
sonstiger Sicherheitsbedenken auch für die Prüfung, ob die Voraussetzungen
für einen Widerruf oder eine Rücknahme nach den §§ 73 bis 73b des
Asylgesetzes vorliegen, an die in Satz 1 genannten Sicherheitsbehörden
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und Nachrichtendienste übermittelt werden. Ebenso können Daten, die zur
Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität
1. nach § 16 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes, § 49 Absatz 5 Nummer 5,
Absatz 8 und 9 erhoben oder nach Artikel 21 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013
von einem anderen Mitgliedstaat an die Bundesrepublik Deutschland übermittelt
wurden zu Personen, für die ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch
eines anderen Mitgliedstaates an die Bundesrepublik Deutschland nach der
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 gestellt wurde,
2. nach § 49 Absatz 5 Nummer 6 zu Personen erhoben wurden, die für ein
Aufnahmeverfahren nach § 23 oder die Gewährung von vorübergehendem
Schutz nach § 24 vorgeschlagen und von dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge in die Prüfung über die Erteilung einer Aufnahmezusage einbezogen
wurden, oder
3. nach § 49 Absatz 5 Nummer 6 erhoben oder von einem anderen Mitgliedstaat
an die Bundesrepublik Deutschland übermittelt wurden zu Personen, die
auf Grund von Maßnahmen nach Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in das Bundesgebiet umverteilt
werden sollen und vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in die Prüfung
über die Erteilung einer Aufnahmezusage einbezogen wurden,
über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung von Versagungsgründen
oder zur Prüfung sonstiger Sicherheitsbedenken an die in Satz 1 benannten
Behörden übermittelt werden. Zusammen mit den Daten nach Satz 1 können zu
den dort genannten Personen dem Bundeskriminalamt für die Erfüllung seiner
gesetzlichen Aufgaben die Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des AZR-
Gesetzes, Angaben zum Zuzug oder Fortzug und zum aufenthaltsrechtlichen
Status sowie Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 6 und 9 des AZR-Gesetzes
übermittelt werden. Zu den Zwecken nach den Sätzen 1 bis 3 ist auch ein
Abgleich mit weiteren Datenbeständen beim Bundesverwaltungsamt zulässig.
(2) Die Ausländerbehörden können zur Feststellung von Versagungsgründen
gemäß § 5 Abs. 4 oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheitsbedenken vor
der Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung
oder Aufenthaltsgestattung die bei ihnen gespeicherten personenbezogenen
Daten zu den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an
den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungsschutz, den
Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und
das Zollkriminalamt sowie an das Landesamt für Verfassungsschutz und das
Landeskriminalamt oder die zuständigen Behörden der Polizei übermitteln. Das
Bundesamt für Verfassungsschutz kann bei Übermittlungen an die Landesämter
für Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten.
(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Sicherheitsbehörden und
Nachrichtendienste teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit,
ob Versagungsgründe nach § 5 Abs. 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken
vorliegen; bei der Übermittlung von Mitteilungen der Landesämter für
Verfassungsschutz zu Anfragen der Ausländerbehörden nach Absatz 2 kann
das Bundesamt für Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten.
Die deutschen Auslandsvertretungen und Ausländerbehörden übermitteln
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den in Satz 1 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendiensten
unverzüglich die Gültigkeitsdauer der erteilten und verlängerten Aufenthaltstitel;
werden den in Satz 1 genannten Behörden während des Gültigkeitszeitraums
des Aufenthaltstitels Versagungsgründe nach § 5 Abs. 4 oder sonstige
Sicherheitsbedenken bekannt, teilen sie dies der zuständigen Ausländerbehörde
oder der zuständigen Auslandsvertretung unverzüglich mit. Die in Satz 1
genannten Behörden dürfen die übermittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Übermittlungsregelungen
nach anderen Gesetzen bleiben unberührt.
(3a) Die in Absatz 1a genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste
teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob Versagungsgründe
nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 des Asylgesetzes, § 60 Absatz 8 Satz 1
sowie nach § 5 Absatz 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen.
Das Bundesverwaltungsamt stellt den für das Asylverfahren sowie für
aufenthaltsrechtliche Entscheidungen zuständigen Behörden diese Information
umgehend zur Verfügung. Die infolge der Übermittlung nach Absatz 1a und
den Sätzen 1 und 2 erforderlichen weiteren Übermittlungen zwischen den
in Satz 1 genannten Behörden und den für das Asylverfahren sowie für die
aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen zuständigen Behörden dürfen über das
Bundesverwaltungsamt erfolgen. Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen
die ihnen übermittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer
gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Das Bundesverwaltungsamt speichert
die übermittelten Daten, solange es für Zwecke des Sicherheitsabgleiches
erforderlich ist. Das Bundeskriminalamt prüft unverzüglich, ob die nach Absatz 1a
Satz 4 übermittelten Daten der betroffenen Person den beim Bundeskriminalamt
gespeicherten personenbezogenen Daten zu einer Person zugeordnet werden
können, die zur Fahndung ausgeschrieben ist. Ist dies nicht der Fall, hat
das Bundeskriminalamt die nach Absatz 1a Satz 4 übermittelten Daten der
betroffenen Person unverzüglich zu löschen. Ergebnisse zu Abgleichen nach
Absatz 1a Satz 5, die der Überprüfung, Feststellung oder Sicherung der
Identität dienen, können neben den für das Registrier- und Asylverfahren sowie
für die aufenthaltsrechtliche Entscheidung zuständigen Behörden auch der
Bundespolizei, dem Bundeskriminalamt und den zuständigen Behörden der
Polizei übermittelt werden. Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen
bleiben unberührt.
(3b) Die in Absatz 1 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste
teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob Versagungsgründe
nach § 27 Absatz 3a vorliegen. Werden den in Satz 1 genannten Behörden
während des nach Absatz 3 Satz 2 mitgeteilten Gültigkeitszeitraums des
Aufenthaltstitels Versagungsgründe nach § 27 Absatz 3a bekannt, teilen sie dies
der zuständigen Ausländerbehörde oder der zuständigen Auslandsvertretung
unverzüglich mit. Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen die übermittelten
Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben
erforderlich ist. Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen bleiben
unberührt.
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(3c) In Fällen der Mobilität nach den §§ 16c, 18e und 19a kann das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge zur Feststellung von Ausweisungsinteressen
im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 und 4 und zur Prüfung von sonstigen
Sicherheitsbedenken die bei ihm gespeicherten personenbezogenen Daten zu
den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an die in Absatz
2 genannten Sicherheitsbehörden übermitteln. Die in Absatz 2 genannten
Sicherheitsbehörden teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob
Ausweisungsinteressen im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 oder
sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen. Die in Satz 1 genannten Behörden
dürfen die übermittelten Daten speichern und nutzen, soweit dies zur Erfüllung
ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Übermittlungsregelungen nach
anderen Gesetzen bleiben unberührt.
(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat bestimmt
unter Berücksichtigung der aktuellen Sicherheitslage durch allgemeine
Verwaltungsvorschriften, in welchen Fällen gegenüber Staatsangehörigen
bestimmter Staaten sowie Angehörigen von in sonstiger Weise bestimmten
Personengruppen von der Ermächtigung der Absätze 1 und 1a Gebrauch
gemacht wird. In den Fällen des Absatzes 1 erfolgt dies im Einvernehmen mit
dem Auswärtigen Amt.

Referenzierte IT-Systemelemente AZR Ausländerzentralregister

RAG DETAILS (FIM)
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Ausrichtung (horizontal) zentriert
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eine Beschreibung eingegeben ist
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15 Auskunft zu möglichen Versagungsgründen oder sonstigen Sicherheitsbedenken erteilen
(Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 15

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 15 (1) AZRG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
azrg/__15.html

§ 73 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__73.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 15 AZRG (Datenübermittlung an Ausländerbehörden, das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge, Polizeibehörden, Staatsanwaltschaften,
Luftsicherheitsbehörden, atomrechtliche Genehmigungs- und
Aufsichtsbehörden, oberste Bundes- und Landesbehörden sowie das
Bundesamt für Justiz)
(1)
Die Daten der betroffenen Person mit Ausnahme der Daten nach § 3 Absatz 3f
werden auf Ersuchen übermittelt an:
1. die Ausländerbehörden, die Aufnahmeeinrichtungen oder Stellen nach § 88
Abs. 3 des Asylgesetzes, das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und die
mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten
Behörden sowie sonstige Polizeivollzugsbehörden der Länder zur Durchführung
ausländer- und asylrechtlicher Aufgaben,
2. die Bundespolizei, die Stellen eines Landes, die im Einvernehmen mit dem
Bund grenzpolizeiliche Aufgaben mit eigenen Kräften wahrnehmen, und an
die Zollverwaltung, soweit auf sie die Ausübung grenzpolizeilicher Aufgaben
übertragen worden ist, zur Gewährleistung des grenzpolizeilichen Schutzes des
Bundesgebiets,
3. die für die Zuverlässigkeitsprüfung zuständigen Luftsicherheitsbehörden
nach § 7 des Luftsicherheitsgesetzes zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der
Durchführung der Zuverlässigkeitsüberprüfung,
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3a. die für die Zuverlässigkeitsüberprüfung nach § 12b des Atomgesetzes
zuständige Behörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben bei der Durchführung der
Zuverlässigkeitsüberprüfung,
4. die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt und sonstige
Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder sowie an die
Staatsanwaltschaften zur Strafverfolgung oder Strafvollstreckung,
5. die Bundespolizei, das Bundeskriminalamt und sonstige
Polizeivollzugsbehörden des Bundes und der Länder zur Abwehr von Gefahren
für die öffentliche Sicherheit,
6. oberste Bundes- und Landesbehörden, die mit der Durchführung ausländer-,
asyl- und passrechtlicher Vorschriften als eigener Aufgabe betraut sind, soweit
die Daten zur Aufgabenerfüllung erforderlich sind.
In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 bis 5 wird bei Unionsbürgern, bei denen
eine Feststellung des Nichtbestehens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts
nicht vorliegt, nur angezeigt, dass eine solche Feststellung nicht erfolgt ist. Satz
1 Nummer 6 gilt in Bezug auf Unionsbürger, bei denen eine Feststellung des
Nichtbestehens oder des Verlusts des Freizügigkeitsrechts nicht vorliegt, nur
für die Übermittlung von Daten an oberste Bundes- und Landesbehörden, die
mit der Durchführung ausländer- oder asylrechtlicher Vorschriften als eigener
Aufgabe betraut sind.
§ 73 AufenthG (Sonstige Beteiligungserfordernisse im Visumverfahren, im
Registrier- und Asylverfahren und bei der Erteilung von Aufenthaltstiteln)
(1) Daten, die im Visumverfahren von der deutschen Auslandsvertretung
oder von der für die Entgegennahme des Visumantrags zuständigen
Auslandsvertretung eines anderen Schengen-Staates zur visumantragstellenden
Person, zum Einlader und zu Personen, die durch Abgabe einer
Verpflichtungserklärung oder in anderer Weise die Sicherung des
Lebensunterhalts garantieren, oder zu sonstigen Referenzpersonen im Inland
erhoben werden, können über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung
von Versagungsgründen nach § 5 Absatz 4, § 27 Absatz 3a oder zur Prüfung
von sonstigen Sicherheitsbedenken an den Bundesnachrichtendienst, das
Bundesamt für Verfassungsschutz, den Militärischen Abschirmdienst, das
Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und das Zollkriminalamt übermittelt
werden. Das Verfahren nach § 21 des Ausländerzentralregistergesetzes bleibt
unberührt. In den Fällen des § 14 Abs. 2 kann die jeweilige mit der polizeilichen
Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragte Behörde die im
Visumverfahren erhobenen Daten an die in Satz 1 genannten Behörden
übermitteln.
(1a) Daten, die zur Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität
nach § 16 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes und § 49 zu Personen im Sinne
des § 2 Absatz 1a, 2 Nummer 1 des AZR-Gesetzes erhoben werden oder
bereits gespeichert wurden, können über das Bundesverwaltungsamt zur
Feststellung von Versagungsgründen nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 des
Asylgesetzes, § 60 Absatz 8 Satz 1 sowie § 5 Absatz 4 oder zur Prüfung
von sonstigen Sicherheitsbedenken an den Bundesnachrichtendienst, das
Bundesamt für Verfassungsschutz, den Militärischen Abschirmdienst, das
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Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und das Zollkriminalamt übermittelt
werden. Die in Satz 1 genannten Daten können über das Bundesverwaltungsamt
zur Feststellung der in Satz 1 genannten Versagungsgründe oder zur Prüfung
sonstiger Sicherheitsbedenken auch für die Prüfung, ob die Voraussetzungen
für einen Widerruf oder eine Rücknahme nach den §§ 73 bis 73b des
Asylgesetzes vorliegen, an die in Satz 1 genannten Sicherheitsbehörden
und Nachrichtendienste übermittelt werden. Ebenso können Daten, die zur
Sicherung, Feststellung und Überprüfung der Identität
1. nach § 16 Absatz 1 Satz 1 des Asylgesetzes, § 49 Absatz 5 Nummer 5,
Absatz 8 und 9 erhoben oder nach Artikel 21 der Verordnung (EU) Nr. 604/2013
von einem anderen Mitgliedstaat an die Bundesrepublik Deutschland übermittelt
wurden zu Personen, für die ein Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch
eines anderen Mitgliedstaates an die Bundesrepublik Deutschland nach der
Verordnung (EU) Nr. 604/2013 gestellt wurde,
2. nach § 49 Absatz 5 Nummer 6 zu Personen erhoben wurden, die für ein
Aufnahmeverfahren nach § 23 oder die Gewährung von vorübergehendem
Schutz nach § 24 vorgeschlagen und von dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge in die Prüfung über die Erteilung einer Aufnahmezusage einbezogen
wurden, oder
3. nach § 49 Absatz 5 Nummer 6 erhoben oder von einem anderen Mitgliedstaat
an die Bundesrepublik Deutschland übermittelt wurden zu Personen, die
auf Grund von Maßnahmen nach Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in das Bundesgebiet umverteilt
werden sollen und vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in die Prüfung
über die Erteilung einer Aufnahmezusage einbezogen wurden,
über das Bundesverwaltungsamt zur Feststellung von Versagungsgründen
oder zur Prüfung sonstiger Sicherheitsbedenken an die in Satz 1 benannten
Behörden übermittelt werden. Zusammen mit den Daten nach Satz 1 können zu
den dort genannten Personen dem Bundeskriminalamt für die Erfüllung seiner
gesetzlichen Aufgaben die Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 3 des AZR-
Gesetzes, Angaben zum Zuzug oder Fortzug und zum aufenthaltsrechtlichen
Status sowie Daten nach § 3 Absatz 2 Nummer 6 und 9 des AZR-Gesetzes
übermittelt werden. Zu den Zwecken nach den Sätzen 1 bis 3 ist auch ein
Abgleich mit weiteren Datenbeständen beim Bundesverwaltungsamt zulässig.
(2) Die Ausländerbehörden können zur Feststellung von Versagungsgründen
gemäß § 5 Abs. 4 oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheitsbedenken vor
der Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung
oder Aufenthaltsgestattung die bei ihnen gespeicherten personenbezogenen
Daten zu den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an
den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungsschutz, den
Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und
das Zollkriminalamt sowie an das Landesamt für Verfassungsschutz und das
Landeskriminalamt oder die zuständigen Behörden der Polizei übermitteln. Das
Bundesamt für Verfassungsschutz kann bei Übermittlungen an die Landesämter
für Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten.
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(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Sicherheitsbehörden und
Nachrichtendienste teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit,
ob Versagungsgründe nach § 5 Abs. 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken
vorliegen; bei der Übermittlung von Mitteilungen der Landesämter für
Verfassungsschutz zu Anfragen der Ausländerbehörden nach Absatz 2 kann
das Bundesamt für Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten.
Die deutschen Auslandsvertretungen und Ausländerbehörden übermitteln
den in Satz 1 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendiensten
unverzüglich die Gültigkeitsdauer der erteilten und verlängerten Aufenthaltstitel;
werden den in Satz 1 genannten Behörden während des Gültigkeitszeitraums
des Aufenthaltstitels Versagungsgründe nach § 5 Abs. 4 oder sonstige
Sicherheitsbedenken bekannt, teilen sie dies der zuständigen Ausländerbehörde
oder der zuständigen Auslandsvertretung unverzüglich mit. Die in Satz 1
genannten Behörden dürfen die übermittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur
Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Übermittlungsregelungen
nach anderen Gesetzen bleiben unberührt.
(3a) Die in Absatz 1a genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste
teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob Versagungsgründe
nach § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 2 des Asylgesetzes, § 60 Absatz 8 Satz 1
sowie nach § 5 Absatz 4 oder sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen.
Das Bundesverwaltungsamt stellt den für das Asylverfahren sowie für
aufenthaltsrechtliche Entscheidungen zuständigen Behörden diese Information
umgehend zur Verfügung. Die infolge der Übermittlung nach Absatz 1a und
den Sätzen 1 und 2 erforderlichen weiteren Übermittlungen zwischen den
in Satz 1 genannten Behörden und den für das Asylverfahren sowie für die
aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen zuständigen Behörden dürfen über das
Bundesverwaltungsamt erfolgen. Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen
die ihnen übermittelten Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer
gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Das Bundesverwaltungsamt speichert
die übermittelten Daten, solange es für Zwecke des Sicherheitsabgleiches
erforderlich ist. Das Bundeskriminalamt prüft unverzüglich, ob die nach Absatz 1a
Satz 4 übermittelten Daten der betroffenen Person den beim Bundeskriminalamt
gespeicherten personenbezogenen Daten zu einer Person zugeordnet werden
können, die zur Fahndung ausgeschrieben ist. Ist dies nicht der Fall, hat
das Bundeskriminalamt die nach Absatz 1a Satz 4 übermittelten Daten der
betroffenen Person unverzüglich zu löschen. Ergebnisse zu Abgleichen nach
Absatz 1a Satz 5, die der Überprüfung, Feststellung oder Sicherung der
Identität dienen, können neben den für das Registrier- und Asylverfahren sowie
für die aufenthaltsrechtliche Entscheidung zuständigen Behörden auch der
Bundespolizei, dem Bundeskriminalamt und den zuständigen Behörden der
Polizei übermittelt werden. Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen
bleiben unberührt.
(3b) Die in Absatz 1 genannten Sicherheitsbehörden und Nachrichtendienste
teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob Versagungsgründe
nach § 27 Absatz 3a vorliegen. Werden den in Satz 1 genannten Behörden
während des nach Absatz 3 Satz 2 mitgeteilten Gültigkeitszeitraums des
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Aufenthaltstitels Versagungsgründe nach § 27 Absatz 3a bekannt, teilen sie dies
der zuständigen Ausländerbehörde oder der zuständigen Auslandsvertretung
unverzüglich mit. Die in Satz 1 genannten Behörden dürfen die übermittelten
Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben
erforderlich ist. Übermittlungsregelungen nach anderen Gesetzen bleiben
unberührt.
(3c) In Fällen der Mobilität nach den §§ 16c, 18e und 19a kann das Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge zur Feststellung von Ausweisungsinteressen
im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 und 4 und zur Prüfung von sonstigen
Sicherheitsbedenken die bei ihm gespeicherten personenbezogenen Daten zu
den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an die in Absatz
2 genannten Sicherheitsbehörden übermitteln. Die in Absatz 2 genannten
Sicherheitsbehörden teilen dem Bundesverwaltungsamt unverzüglich mit, ob
Ausweisungsinteressen im Sinne von § 54 Absatz 1 Nummer 2 oder 4 oder
sonstige Sicherheitsbedenken vorliegen. Die in Satz 1 genannten Behörden
dürfen die übermittelten Daten speichern und nutzen, soweit dies zur Erfüllung
ihrer gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Übermittlungsregelungen nach
anderen Gesetzen bleiben unberührt.
(4) Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat bestimmt
unter Berücksichtigung der aktuellen Sicherheitslage durch allgemeine
Verwaltungsvorschriften, in welchen Fällen gegenüber Staatsangehörigen
bestimmter Staaten sowie Angehörigen von in sonstiger Weise bestimmten
Personengruppen von der Ermächtigung der Absätze 1 und 1a Gebrauch
gemacht wird. In den Fällen des Absatzes 1 erfolgt dies im Einvernehmen mit
dem Auswärtigen Amt.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Anfrage 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Antwort 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

16 Fiktionsbescheinigung ausstellen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 6: Daten zum Sachverhalt bearbeiten

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 16

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 81 (5) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__81.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 81 AufenthG (Beantragung des Aufenthaltstitels)
(5) Dem Ausländer ist eine Bescheinigung über die Wirkung seiner
Antragstellung (Fiktionsbescheinigung) auszustellen.

Ausgehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Fiktionsbescheinigung D00000323

RAG DETAILS (FIM)

Bearbeitungsart (FIM) 1: Erstellung

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja
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17 Fiktionsbescheinigung aushändigen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 17

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 81 (5) AufenthG 104: Gesetz

RAG-Beschreibung (FIM) § 81 AufenthG (Beantragung des Aufenthaltstitels)
(5) Dem Ausländer ist eine Bescheinigung über die Wirkung seiner
Antragstellung (Fiktionsbescheinigung) auszustellen.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Fiktionsbescheinigung   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

18 Wirtschafts- und Sicherheitsvoraussetzungen prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 18

Handlungsgrundlage (FIM)
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 5 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/

§ 73 (2) AufenthG i.V.m. 73.2
AufenthGVwV

113: Verwaltungsvorschrift
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__73.html

§ 54 (2) Nr. 7 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__54.html

§ 18 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18.html

§ 18d (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18d.html

§ 21 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__21.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 5 AufenthG (Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen)
(1)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
1. der Lebensunterhalt gesichert ist,
1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt
ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,
2. kein Ausweisungsinteresse besteht,
3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht, der
Aufenthalt des Ausländers nicht aus einem sonstigen Grund Interessen der
Bundesrepublik Deutschland beeinträchtigt oder gefährdet und
4. die Passpflicht nach § 3 erfüllt wird.
 
§ 73 AufenthG i.V.m. 73.2 AufenthGVwV (Beteiligung von
Sicherheitsbehörden)
(2)
Die Ausländerbehörden können zur Feststellung von Versagungsgründen
gemäß § 5 Abs. 4 oder zur Prüfung von sonstigen Sicherheitsbedenken vor
der Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels oder einer Duldung
oder Aufenthaltsgestattung die bei ihnen gespeicherten personenbezogenen
Daten zu den betroffenen Personen über das Bundesverwaltungsamt an
den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für Verfassungsschutz, den
Militärischen Abschirmdienst, das Bundeskriminalamt und das Zollkriminalamt
sowie an das Landesamt für Verfassungsschutz und das Landeskriminalamt
oder die zuständigen Behörden der Polizei übermitteln. Das Bundesamt
für Verfassungsschutz kann bei Übermittlungen an die Landesämter für
Verfassungsschutz technische Unterstützung leisten.
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§ 54 AufenthG (Ausweisungsinteresse)
(...)
7. in einer Befragung, die der Klärung von Bedenken gegen die Einreise
oder den weiteren Aufenthalt dient, der deutschen Auslandsvertretung oder
der Ausländerbehörde gegenüber frühere Aufenthalte in Deutschland oder
anderen Staaten verheimlicht oder in wesentlichen Punkten vorsätzlich keine,
falsche oder unvollständige Angaben über Verbindungen zu Personen oder
Organisationen macht, die der Unterstützung des Terrorismus oder der
Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder der Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland verdächtig sind; die Ausweisung auf dieser
Grundlage ist nur zulässig, wenn der Ausländer vor der Befragung ausdrücklich
auf den sicherheitsrechtlichen Zweck der Befragung und die Rechtsfolgen
verweigerter, falscher oder unvollständiger Angaben hingewiesen wurde,
(...)
 
§ 18 AufenthG (Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine
Bestimmungen)
(1)
Die Zulassung ausländischer Beschäftigter orientiert sich an den Erfordernissen
des Wirtschafts- und Wissenschaftsstandortes Deutschland unter
Berücksichtigung der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt. Die besonderen
Möglichkeiten für ausländische Fachkräfte dienen der Sicherung der
Fachkräftebasis und der Stärkung der sozialen Sicherungssysteme. Sie sind
ausgerichtet auf die nachhaltige Integration von Fachkräften in den Arbeitsmarkt
und die Gesellschaft unter Beachtung der Interessen der öffentlichen Sicherheit.
 
§ 18d AufenthG (Forschung)
(2)
Von dem Erfordernis des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 soll abgesehen werden,
wenn die Tätigkeit der Forschungseinrichtung überwiegend aus öffentlichen
Mitteln finanziert wird. Es kann davon abgesehen werden, wenn an dem
Forschungsvorhaben ein besonderes öffentliches Interesse besteht. Auf die
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 abgegebenen Erklärungen sind § 66 Absatz
5, § 67 Absatz 3 sowie § 68 Absatz 2 Satz 2 und 3 und Absatz 4 entsprechend
anzuwenden.
 
§ 21 AufenthG (Selbständige Tätigkeit)
(1)
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit erteilt werden, wenn
1. ein wirtschaftliches Interesse oder ein regionales Bedürfnis besteht,
2. die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten lässt und
3. die Finanzierung der Umsetzung durch Eigenkapital oder durch eine
Kreditzusage gesichert ist.
Die Beurteilung der Voraussetzungen nach Satz 1 richtet sich insbesondere
nach der Tragfähigkeit der zu Grunde liegenden Geschäftsidee, den
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unternehmerischen Erfahrungen des Ausländers, der Höhe des Kapitaleinsatzes,
den Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und Ausbildungssituation und
dem Beitrag für Innovation und Forschung. Bei der Prüfung sind die für den
Ort der geplanten Tätigkeit fachkundigen Körperschaften, die zuständigen
Gewerbebehörden, die öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen und die für die
Berufszulassung zuständigen Behörden zu beteiligen.

Eingehende Daten - sonstige (FIM) Stellungnahme des BAMF und BKA, Arbeits- oder Dienstvertrag,
Kostenübernahmeerklärung, Businessplan

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

Entscheidungsart (FIM) 3: Beurteilungsspielraum

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

19 Einkommen bzw. finanzielle Absicherung und Krankenversicherungsnachweis prüfen
(Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 19

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 18 (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18.html

§ 18b (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18b.html

§ 18d (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18d.html

§ 18e (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18e.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 18f (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18f.html

§ 19 (2)-(3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19.html

§ 19a (3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19a.html

§ 19b (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19b.html

§ 19d (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19d.html

§ 19e (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19e.html

§ 20 (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__20.html

§ 21 (1), (3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__21.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 18 AufenthG (Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine
Bestimmungen)
(2)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung nach
diesem Abschnitt setzt voraus, dass
1. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt,
2. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat; dies gilt nicht,
wenn durch Gesetz, zwischenstaatliche Vereinbarung oder durch die
Beschäftigungsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung
ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist; in diesem Fall
kann die Erteilung des Aufenthaltstitels auch versagt werden, wenn einer der
Tatbestände des § 40 Absatz 2 oder 3 vorliegt,
3. eine Berufsausübungserlaubnis erteilt wurde oder zugesagt ist, soweit diese
erforderlich ist,
(...)
5. in den Fällen der erstmaligen Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 18a oder
§ 18b Absatz 1 nach Vollendung des 45. Lebensjahres des Ausländers die Höhe
des Gehalts mindestens 55 Prozent der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze
in der allgemeinen Rentenversicherung entspricht, es sei denn, der Ausländer
kann den Nachweis über eine angemessene Altersversorgung erbringen. Von
den Voraussetzungen nach Satz 1 kann nur in begründeten Ausnahmefällen,
in denen ein öffentliches, insbesondere ein regionales, wirtschaftliches oder
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arbeitsmarktpolitisches Interesse an der Beschäftigung des Ausländers besteht,
abgesehen werden. Das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat
gibt das Mindestgehalt für jedes Kalenderjahr jeweils bis zum 31. Dezember des
Vorjahres im Bundesanzeiger bekannt.
 
§ 18b AufenthG (Fachkräfte mit akademischer Ausbildung)
(2)
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung wird ohne Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit eine Blaue Karte EU zum Zweck einer ihrer
Qualifikation angemessenen Beschäftigung erteilt, wenn sie ein Gehalt in
Höhe von mindestens zwei Dritteln der jährlichen Bemessungsgrenze in
der allgemeinen Rentenversicherung erhält und keiner der in § 19f Absatz 1
und 2 geregelten Ablehnungsgründe vorliegt. Fachkräften mit akademischer
Ausbildung, die einen Beruf ausüben, der zu den Gruppen 21, 221 oder 25 nach
der Empfehlung der Kommission vom 29. Oktober 2009 über die Verwendung
der Internationalen Standardklassifikation der Berufe (ISCO-08) (ABl. L 292
vom 10.11.2009, S. 31) gehört, wird die Blaue Karte EU abweichend von Satz
1 mit Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt, wenn die Höhe des
Gehalts mindestens 52 Prozent der jährlichen Beitragsbemessungsgrenze in der
allgemeinen Rentenversicherung beträgt. Das Bundesministerium des Innern gibt
die Mindestgehälter für jedes Kalenderjahr jeweils bis zum 31. Dezember des
Vorjahres im Bundesanzeiger bekannt. Abweichend von § 4a Absatz 3 Satz 3 ist
bei einem Arbeitsplatzwechsel eines Inhabers einer Blauen Karte EU nur in den
ersten zwei Jahren der Beschäftigung die Erlaubnis durch die Ausländerbehörde
erforderlich; sie wird erteilt, wenn die Voraussetzungen der Erteilung einer
Blauen Karte EU vorliegen.
 
§ 18d AufenthG (Forschung)
(1)
Einem Ausländer wird ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine
Aufenthaltserlaubnis nach der Richtlinie (EU) 2016/801 zum Zweck der
Forschung erteilt, wenn
1. er
a) eine wirksame Aufnahmevereinbarung oder einen entsprechenden
Vertrag zur Durchführung eines Forschungsvorhabens mit einer
Forschungseinrichtung abgeschlossen hat, die für die Durchführung des
besonderen Zulassungsverfahrens für Forscher im Bundesgebiet anerkannt ist,
oder
b)eine wirksame Aufnahmevereinbarung oder einen entsprechenden Vertrag mit
einer Forschungseinrichtung abgeschlossen hat, die Forschung betreibt, und
2. die Forschungseinrichtung sich schriftlich zur Übernahme der Kosten
verpflichtet hat, die öffentlichen Stellen bis zu sechs Monate nach der
Beendigung der Aufnahmevereinbarung entstehen für
a) den Lebensunterhalt des Ausländers während eines unerlaubten Aufenthalts
in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union und
b) eine Abschiebung des Ausländers.
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In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 Buchstabe a ist die Aufenthaltserlaubnis
innerhalb von 60 Tagen nach Antragstellung zu erteilen.
 
§ 18e AufenthG (Kurzfristige Mobilität für Forscher)
(1)
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der eine Dauer von 180
Tagen innerhalb eines Zeitraums von 360 Tagen nicht überschreitet, bedarf
ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines Aufenthaltstitels, wenn
die aufnehmende Forschungseinrichtung im Bundesgebiet dem Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge und der zuständigen Behörde des anderen
Mitgliedstaates mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seiner
Forschungstätigkeit im Bundesgebiet durchzuführen, und dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge mit der Mitteilung vorlegt
(...)
4. den Nachweis, dass der Lebensunterhalt des Ausländers gesichert ist.
Die aufnehmende Forschungseinrichtung hat die Mitteilung zu dem Zeitpunkt
zu machen, zu dem der Ausländer in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Union den Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels im
Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/801 stellt. Ist der aufnehmenden
Forschungseinrichtung zu diesem Zeitpunkt die Absicht des Ausländers, einen
Teil der Forschungstätigkeit im Bundesgebiet durchzuführen, noch nicht bekannt,
so hat sie die Mitteilung zu dem Zeitpunkt zu machen, zu dem ihr die Absicht
bekannt wird. Bei der Erteilung des Aufenthaltstitels nach Satz 1 Nummer 1
durch einen Staat, der nicht Schengen-Staat ist, und bei der Einreise über einen
Staat, der nicht Schengen-Staat ist, hat der Ausländer eine Kopie der Mitteilung
mitzuführen und den zuständigen Behörden auf deren Verlangen vorzulegen.
 
§ 18f AufenthG (Aufenthaltserlaubnis für mobile Forscher)
(1)
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der mehr als 180 Tage und
höchstens ein Jahr dauert, wird einem Ausländer ohne Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn
(...)
3. die Aufnahmevereinbarung oder der entsprechende Vertrag, die oder der mit
der aufnehmenden Forschungseinrichtung im Bundesgebiet geschlossen wurde,
vorgelegt wird.
 
§ 19 AufenthG (ICT-Karte für unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer)
(2)
Einem Ausländer wird die ICT-Karte erteilt, wenn
1. er in der aufnehmenden Niederlassung als Führungskraft oder Spezialist tätig
wird,
2. er dem Unternehmen oder der Unternehmensgruppe unmittelbar vor Beginn
des unternehmensinternen Transfers seit mindestens sechs Monaten und für die
Zeit des Transfers ununterbrochen angehört,
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3. der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert,
4. der Ausländer einen für die Dauer des unternehmensinternen Transfers
gültigen Arbeitsvertrag und erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben vorweist,
worin enthalten sind:
a) Einzelheiten zu Ort, Art, Entgelt und zu sonstigen Arbeitsbedingungen für die
Dauer des unternehmensinternen Transfers sowie
b) der Nachweis, dass der Ausländer nach Beendigung des
unternehmensinternen Transfers in eine außerhalb der Europäischen Union
ansässige Niederlassung des gleichen Unternehmens oder der gleichen
Unternehmensgruppe zurückkehren kann, und
5. er seine berufliche Qualifikation nachweist.
Führungskraft im Sinne dieses Gesetzes ist eine in einer Schlüsselposition
beschäftigte Person, die in erster Linie die aufnehmende Niederlassung leitet
und die hauptsächlich unter der allgemeinen Aufsicht des Leitungsorgans oder
der Anteilseigner oder gleichwertiger Personen steht oder von ihnen allgemeine
Weisungen erhält. Diese Position schließt die Leitung der aufnehmenden
Niederlassung oder einer Abteilung oder Unterabteilung der aufnehmenden
Niederlassung, die Überwachung und Kontrolle der Arbeit des sonstigen Aufsicht
führenden Personals und der Fach- und Führungskräfte sowie die Befugnis
zur Empfehlung einer Anstellung, Entlassung oder sonstigen personellen
Maßnahme ein. Spezialist im Sinne dieses Gesetzes ist, wer über unerlässliche
Spezialkenntnisse über die Tätigkeitsbereiche, die Verfahren oder die
Verwaltung der aufnehmenden Niederlassung, ein hohes Qualifikationsniveau
sowie angemessene Berufserfahrung verfügt.
(3) Die ICT-Karte wird einem Ausländer auch erteilt, wenn
1. er als Trainee im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers tätig wird
und
2. die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Voraussetzungen vorliegen.
Trainee im Sinne dieses Gesetzes ist, wer über einen Hochschulabschluss
verfügt, ein Traineeprogramm absolviert, das der beruflichen Entwicklung oder
der Fortbildung in Bezug auf Geschäftstechniken und -methoden dient, und
entlohnt wird.
 
§ 19a AufenthG (Kurzfristige Mobilität für unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer)
(3)
Die Einreise und der Aufenthalt werden durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge abgelehnt, wenn
1. das Arbeitsentgelt, das dem Ausländer während des unternehmensinternen
Transfers im Bundesgebiet gewährt wird, ungünstiger ist als das Arbeitsentgelt
vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer,
(...)
 
§ 19b AufenthG (Mobiler-ICT-Karte)
(2)
Einem Ausländer wird die Mobiler-ICT-Karte erteilt, wenn
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1. er als Führungskraft, Spezialist oder Trainee tätig wird,
2. der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert und
3. er einen für die Dauer des Transfers gültigen Arbeitsvertrag und
erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben vorweist, worin enthalten sind:
a) Einzelheiten zu Ort, Art, Entgelt und zu sonstigen Arbeitsbedingungen für die
Dauer des Transfers sowie
b) der Nachweis, dass der Ausländer nach Beendigung des Transfers in eine
außerhalb der Europäischen Union ansässige Niederlassung des gleichen
Unternehmens oder der gleichen Unternehmensgruppe zurückkehren kann.
 
§ 19d AufenthG (Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum
Zweck der Beschäftigung)
(1)
Einem geduldeten Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt werden, wenn
der Ausländer
1. im Bundesgebiet
(...)
b) mit einem anerkannten oder einem deutschen Hochschulabschluss
vergleichbaren ausländischen Hochschulabschluss seit zwei Jahren
ununterbrochen eine dem Abschluss angemessene Beschäftigung ausgeübt hat,
oder
c) seit drei Jahren ununterbrochen eine qualifizierte Beschäftigung ausgeübt
hat und innerhalb des letzten Jahres vor Beantragung der Aufenthaltserlaubnis
für seinen Lebensunterhalt und den seiner Familienangehörigen oder anderen
Haushaltsangehörigen nicht auf öffentliche Mittel mit Ausnahme von Leistungen
zur Deckung der notwendigen Kosten für Unterkunft und Heizung angewiesen
war, und
(...)
 
§ 19e AufenthG (Teilnahme am europäischen Freiwilligendienst)
(1) Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Teilnahme
an einem europäischen Freiwilligendienst nach der Richtlinie (EU) 2016/801
erteilt, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch
die Beschäftigungsverordnung oder durch zwischenstaatliche Vereinbarung
bestimmt ist, dass die Teilnahme an einem europäischen Freiwilligendienst ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist und der Ausländer eine
Vereinbarung mit der aufnehmenden Einrichtung vorlegt, die Folgendes enthält:
(...)
3. Angaben über die Bedingungen der Tätigkeit und der Betreuung des
Ausländers,
4. Angaben über die dem Ausländer zur Verfügung stehenden Mittel für
Lebensunterhalt und Unterkunft sowie Angaben über Taschengeld, das ihm für
die Dauer des Aufenthalts mindestens zur Verfügung steht, und
(...)
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§ 20 AufenthG (Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte)
(4) 
Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 bis 3 setzt die
Lebensunterhaltssicherung voraus. Die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis
über die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Höchstzeiträume hinaus ist
ausgeschlossen. Eine Aufenthaltserlaubnis nach den Absätzen 1 und 2 kann
erneut nur erteilt werden, wenn sich der Ausländer nach seiner Ausreise
mindestens so lange im Ausland aufgehalten hat, wie er sich zuvor auf der
Grundlage einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 oder 2 im Bundesgebiet
aufgehalten hat. § 9 findet keine Anwendung.
 
§ 21 AufenthG (Selbständige Tätigkeit)
(1) 
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit erteilt werden, wenn
1. ein wirtschaftliches Interesse oder ein regionales Bedürfnis besteht,
2. die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten lässt und
3. die Finanzierung der Umsetzung durch Eigenkapital oder durch eine
Kreditzusage gesichert ist.
Die Beurteilung der Voraussetzungen nach Satz 1 richtet sich insbesondere
nach der Tragfähigkeit der zu Grunde liegenden Geschäftsidee, den
unternehmerischen Erfahrungen des Ausländers, der Höhe des Kapitaleinsatzes,
den Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und Ausbildungssituation und
dem Beitrag für Innovation und Forschung. Bei der Prüfung sind die für den
Ort der geplanten Tätigkeit fachkundigen Körperschaften, die zuständigen
Gewerbebehörden, die öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen und die für die
Berufszulassung zuständigen Behörden zu beteiligen.
(3) 
Ausländern, die älter sind als 45 Jahre, soll die Aufenthaltserlaubnis nur erteilt
werden, wenn sie über eine angemessene Altersversorgung verfügen.

Eingehende Daten - sonstige (FIM) Arbeits- Dienstvertrag, Kontoauszüge, Bürgschaft

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

Entscheidungsart (FIM) 3: Beurteilungsspielraum

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja
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20 Qualifikation prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 20

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 18 (2)-(3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18.html

§ 18a AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18a.html

§ 18b (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18b.html

§ 19 (2)-(3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19.html

§ 19b (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19b.html

§ 19c (1), (2), (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19c.html

§ 19d (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19d.html

§ 19e (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19e.html

§ 20 (1)-(2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__20.html

§ 21 (2a) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__21.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 18 AufenthG (Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine
Bestimmungen)
(2)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung nach
diesem Abschnitt setzt voraus, dass
(...)
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3. eine Berufsausübungserlaubnis erteilt wurde oder zugesagt ist, soweit diese
erforderlich ist,
4. die Gleichwertigkeit der Qualifikation festgestellt wurde oder ein anerkannter
ausländischer oder ein einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbarer
ausländischer Hochschulabschluss vorliegt, soweit dies eine Voraussetzung für
die Erteilung des Aufenthaltstitels ist, und
(...)
(3) 
Fachkraft im Sinne dieses Gesetzes ist ein Ausländer, der
1. eine inländische qualifizierte Berufsausbildung oder eine mit einer inländischen
qualifizierten Berufsausbildung gleichwertige ausländische Berufsqualifikation
besitzt (Fachkraft mit Berufsausbildung) oder
2. einen deutschen, einen anerkannten ausländischen oder einen
einem deutschen Hochschulabschluss vergleichbaren ausländischen
Hochschulabschluss besitzt (Fachkraft mit akademischer Ausbildung).
§ 18a AufenthG (Fachkräfte mit Berufsausbildung)
Einer Fachkraft mit Berufsausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis zur
Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung erteilt werden, zu der ihre
erworbene Qualifikation sie befähigt.
§ 18b AufenthG (Fachkräfte mit akademischer Ausbildung)
(1)
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis
zur Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung erteilt werden, zu der ihre
Qualifikation sie befähigt.
§ 19 AufenthG (ICT-Karte für unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer)
(2)
Einem Ausländer wird die ICT-Karte erteilt, wenn
(...)
5. er seine berufliche Qualifikation nachweist.
(...)
(3)
Die ICT-Karte wird einem Ausländer auch erteilt, wenn
1. er als Trainee im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers tätig wird
und
2. die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Voraussetzungen vorliegen.
Trainee im Sinne dieses Gesetzes ist, wer über einen Hochschulabschluss
verfügt, ein Traineeprogramm absolviert, das der beruflichen Entwicklung oder
der Fortbildung in Bezug auf Geschäftstechniken und -methoden dient, und
entlohnt wird.
 
§ 19b AufenthG (Mobiler-ICT-Karte)
(2)
Einem Ausländer wird die Mobiler-ICT-Karte erteilt, wenn
1. er als Führungskraft, Spezialist oder Trainee tätig wird,
(...)
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§ 19c AufenthG (Sonstige Beschäftigungszwecke; Beamte)
(1) 
Einem Ausländer kann unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft eine
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn die
Beschäftigungsverordnung oder eine zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt,
dass der Ausländer zur Ausübung dieser Beschäftigung zugelassen werden
kann.
(2) 
Einem Ausländer mit ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen kann eine
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung erteilt
werden, wenn die Beschäftigungsverordnung bestimmt, dass der Ausländer zur
Ausübung dieser Beschäftigung zugelassen werden kann.
(...)
(4) 
Einem Ausländer, der in einem Beamtenverhältnis zu einem deutschen
Dienstherrn steht, wird ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine
Aufenthaltserlaubnis zur Erfüllung seiner Dienstpflichten im Bundesgebiet
erteilt. (...)
 
§ 19d AufenthG (Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum
Zweck der Beschäftigung)
(1)
Einem geduldeten Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt werden, wenn
der Ausländer
1. im Bundesgebiet
a. eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder
vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf oder ein Hochschulstudium
abgeschlossen hat, oder
b. mit einem anerkannten oder einem deutschen Hochschulabschluss
vergleichbaren ausländischen Hochschulabschluss seit zwei Jahren
ununterbrochen eine dem Abschluss angemessene Beschäftigung ausgeübt hat,
oder
c. seit drei Jahren ununterbrochen eine qualifizierte Beschäftigung ausgeübt
hat und innerhalb des letzten Jahres vor Beantragung der Aufenthaltserlaubnis
für seinen Lebensunterhalt und den seiner Familienangehörigen oder anderen
Haushaltsangehörigen nicht auf öffentliche Mittel mit Ausnahme von Leistungen
zur Deckung der notwendigen Kosten für Unterkunft und Heizung angewiesen
war, und
(...)
§ 19e AufenthG (Teilnahme am europäischen Freiwilligendienst)
(1)
Einem Ausländer wird eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Teilnahme
an einem europäischen Freiwilligendienst nach der Richtlinie (EU) 2016/801
erteilt, wenn die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat oder durch

Seite 58 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

die Beschäftigungsverordnung oder durch zwischenstaatliche Vereinbarung
bestimmt ist, dass die Teilnahme an einem europäischen Freiwilligendienst ohne
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist und der Ausländer eine
Vereinbarung mit der aufnehmenden Einrichtung vorlegt, die Folgendes enthält:
(...)
3. Angaben über die Bedingungen der Tätigkeit und der Betreuung des
Ausländers,
(...)
5. Angaben über die Ausbildung, die der Ausländer gegebenenfalls erhält, damit
er die Aufgaben des Freiwilligendienstes ordnungsgemäß durchführen kann.
 
§ 20 AufenthG (Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte)
(1) 
Einer Fachkraft mit Berufsausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu
sechs Monate zur Suche nach einem Arbeitsplatz, zu dessen Ausübung ihre
Qualifikation befähigt, erteilt werden, wenn die Fachkraft über der angestrebten
Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse verfügt. Auf Ausländer,
die sich bereits im Bundesgebiet aufhalten, findet Satz 1 nur Anwendung,
wenn diese unmittelbar vor der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Satz
1 im Besitz eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Erwerbstätigkeit oder
nach § 16e waren. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Berufsgruppen
bestimmen, in denen Fachkräften keine Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1
erteilt werden darf. Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zur Ausübung von
Probebeschäftigungen bis zu zehn Stunden je Woche, zu deren Ausübung die
erworbene Qualifikation die Fachkraft befähigt.
(2) 
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis
für bis zu sechs Monate zur Suche nach einem Arbeitsplatz, zu dessen
Ausübung ihre Qualifikation befähigt, erteilt werden. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt
entsprechend.
§ 21 AufenthG (Selbständige Tätigkeit)
(2a)
Einem Ausländer, der sein Studium an einer staatlichen oder staatlich
anerkannten Hochschule oder vergleichbaren Ausbildungseinrichtung im
Bundesgebiet erfolgreich abgeschlossen hat oder der als Forscher oder
Wissenschaftler eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 18b, 18d oder §
19c Absatz 1 besitzt, kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit abweichend von Absatz 1 erteilt werden. Die
beabsichtigte selbständige Tätigkeit muss einen Zusammenhang mit den in der
Hochschulausbildung erworbenen Kenntnissen oder der Tätigkeit als Forscher
oder Wissenschaftler erkennen lassen.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

D00000177
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Dokumentsteckbrief ID
Bescheinigung über die Berechtigung zur Berufsausübung
im Herkunftsland

Antrag auf Gleichwertigkeit von ausländischen
Berufsqualifikationen im zulassungspflichtigen Handwerk
(Meisterprüfung)

D00000289

Antrag auf Gleichwertigkeit von ausländischen
Berufsqualifikationen in nichthandwerklichen
Gewerbeberufen Festsetzung

D00000288

Eingehende Daten - sonstige (FIM) Deutscher Hochschulabschluss, deutscher Ausbildungsabschluss,
mit deutschem Abschluss vergleichbarer Hochschulabschluss, mit
deutschem Abschluss vergleichbarer Ausbildungsabschluss; Zusage der
Berufsausübungserlaubnis, Arbeitsvertrag, Dienstvertrag, Abordnungsschreiben
oder Erklärung zum Beschäftigungsverhältnis;

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

Entscheidungsart (FIM) 3: Beurteilungsspielraum

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

21 Weitere, spezielle Voraussetzungen prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 21

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 18d (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18d.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 44a (3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__44a.html

§ 39 AufenthV 111: Rechtsverordnung
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__39.html

§ 40 AufenthV 111: Rechtsverordnung
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__40.html

§ 19 (1)-(3), (5), (6) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19.html

§ 18e (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18e.html

§ 18f (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18f.html

§ 19c (1)-(2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19c.html

§ 19a (1), (3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19a.html

§ 19b (2), (5)-(6) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19b.html

§ 19d (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19d.html

§ 19f AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19f.html

§ 20 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__20.html

§ 21 (1), (3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__21.html

§ 8 (3)-(4) AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__8.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 18d AufenthG (Forschung)
(1)
Einem Ausländer wird ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine
Aufenthaltserlaubnis nach der Richtlinie (EU) 2016/801 zum Zweck der
Forschung erteilt, wenn
1. er
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a. eine wirksame Aufnahmevereinbarung oder einen entsprechenden
Vertrag zur Durchführung eines Forschungsvorhabens mit einer
Forschungseinrichtung abgeschlossen hat, die für die Durchführung des
besonderen Zulassungsverfahrens für Forscher im Bundesgebiet anerkannt ist,
oder
b. eine wirksame Aufnahmevereinbarung oder einen entsprechenden Vertrag mit
einer Forschungseinrichtung abgeschlossen hat, die Forschung betreibt, und
(...)
§ 18e AufenthG (Kurzfristige Mobilität für Forscher)
(1)
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der eine Dauer von 180
Tagen innerhalb eines Zeitraums von 360 Tagen nicht überschreitet, bedarf
ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines Aufenthaltstitels, wenn
die aufnehmende Forschungseinrichtung im Bundesgebiet dem Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge und der zuständigen Behörde des anderen
Mitgliedstaates mitgeteilt hat, dass der Ausländer beabsichtigt, einen Teil seiner
Forschungstätigkeit im Bundesgebiet durchzuführen, und dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge mit der Mitteilung vorlegt
(...)
2. die Aufnahmevereinbarung oder den entsprechenden Vertrag, die oder der mit
der aufnehmenden Forschungseinrichtung im Bundesgebiet geschlossen wurde,
3. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes des
Ausländers und
(...)
§ 18f AufenthG (Aufenthaltserlaubnis für mobile Forscher)
(1)
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der mehr als 180 Tage und
höchstens ein Jahr dauert, wird einem Ausländer ohne Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn
(...)
3. die Aufnahmevereinbarung oder der entsprechende Vertrag, die oder der mit
der aufnehmenden Forschungseinrichtung im Bundesgebiet geschlossen wurde,
vorgelegt wird.
§ 19 AufenthG (ICT-Karte für unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer)
(1)
Eine ICT-Karte ist ein Aufenthaltstitel zum Zweck eines unternehmensinternen
Transfers eines Ausländers. Ein unternehmensinterner Transfer ist die
vorübergehende Abordnung eines Ausländers
1. in eine inländische Niederlassung des Unternehmens, dem der Ausländer
angehört, wenn das Unternehmen seinen Sitz außerhalb der Europäischen
Union hat, oder
2. in eine inländische Niederlassung eines anderen Unternehmens der
Unternehmensgruppe, zu der auch dasjenige Unternehmen mit Sitz außerhalb
der Europäischen Union gehört, dem der Ausländer angehört.
(2)

Seite 62 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Einem Ausländer wird die ICT-Karte erteilt, wenn
1. er in der aufnehmenden Niederlassung als Führungskraft oder Spezialist tätig
wird,
2. er dem Unternehmen oder der Unternehmensgruppe unmittelbar vor Beginn
des unternehmensinternen Transfers seit mindestens sechs Monaten und für die
Zeit des Transfers ununterbrochen angehört,
3. der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert,
4. der Ausländer einen für die Dauer des unternehmensinternen Transfers
gültigen Arbeitsvertrag und erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben vorweist,
worin enthalten sind:
a. Einzelheiten zu Ort, Art, Entgelt und zu sonstigen Arbeitsbedingungen für die
Dauer des unternehmensinternen Transfers sowie
b. der Nachweis, dass der Ausländer nach Beendigung des
unternehmensinternen Transfers in eine außerhalb der Europäischen Union
ansässige Niederlassung des gleichen Unternehmens oder der gleichen
Unternehmensgruppe zurückkehren kann, und
5. er seine berufliche Qualifikation nachweist.
(...)
(3)
Die ICT-Karte wird einem Ausländer auch erteilt, wenn
1. er als Trainee im Rahmen eines unternehmensinternen Transfers tätig wird
und
2. die in Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bis 4 genannten Voraussetzungen vorliegen.
(...)
(5) 
Die ICT-Karte wird nicht erteilt, wenn der Ausländer
1. auf Grund von Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und ihren
Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten andererseits ein Recht auf freien
Personenverkehr genießt, das dem der Unionsbürger gleichwertig ist,
2. in einem Unternehmen mit Sitz in einem dieser Drittstaaten beschäftigt ist oder
3. im Rahmen seines Studiums ein Praktikum absolviert.
(6) 
Die ICT-Karte wird darüber hinaus nicht erteilt, wenn
1. die aufnehmende Niederlassung hauptsächlich zu dem Zweck gegründet
wurde, die Einreise von unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern zu
erleichtern,
2. sich der Ausländer im Rahmen der Möglichkeiten der Einreise und des
Aufenthalts in mehreren Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu Zwecken
des unternehmensinternen Transfers im Rahmen des Transfers länger in einem
anderen Mitgliedstaat aufhalten wird als im Bundesgebiet oder
3. der Antrag vor Ablauf von sechs Monaten seit dem Ende des letzten
Aufenthalts des Ausländers zum Zweck des unternehmensinternen Transfers im
Bundesgebiet gestellt wird.
§ 19a AufenthG (Kurzfristige Mobilität für unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer)
(1)
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Für einen Aufenthalt zum Zweck eines unternehmensinternen Transfers, der
eine Dauer von bis zu 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen
nicht überschreitet, bedarf ein Ausländer abweichend von § 4 Absatz 1 keines
Aufenthaltstitels, wenn die ihn aufnehmende Niederlassung in dem anderen
Mitgliedstaat dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und der zuständigen
Behörde des anderen Mitgliedstaates mitgeteilt hat, dass der Ausländer
die Ausübung einer Beschäftigung im Bundesgebiet beabsichtigt, und dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge mit der Mitteilung vorlegt
1. den Nachweis, dass der Ausländer einen gültigen nach der Richtlinie (EU)
2014/66 erteilten Aufenthaltstitel eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen
Union besitzt,
2. den Nachweis, dass die inländische aufnehmende Niederlassung demselben
Unternehmen oder derselben Unternehmensgruppe angehört wie dasjenige
Unternehmen mit Sitz außerhalb der Europäischen Union, dem der Ausländer
angehört,
3. einen Arbeitsvertrag und erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben gemäß
den Vorgaben in § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, der oder das bereits den
zuständigen Behörden des anderen Mitgliedstaates vorgelegt wurde,
4. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes des
Ausländers,
5. den Nachweis, dass eine Berufsausübungserlaubnis erteilt wurde oder ihre
Erteilung zugesagt ist, soweit diese erforderlich ist.
Die aufnehmende Niederlassung in dem anderen Mitgliedstaat hat die
Mitteilung zu dem Zeitpunkt zu machen, zu dem der Ausländer in dem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union den Antrag auf Erteilung eines
Aufenthaltstitels im Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2014/66 stellt. Ist
der aufnehmenden Niederlassung in dem anderen Mitgliedstaat zu diesem
Zeitpunkt die Absicht des Transfers in eine Niederlassung im Bundesgebiet noch
nicht bekannt, so hat sie die Mitteilung zu dem Zeitpunkt zu machen, zu dem
ihr die Absicht bekannt wird. Bei der Erteilung des Aufenthaltstitels nach Satz 1
Nummer 1 durch einen Staat, der nicht Schengen-Staat ist, und bei der Einreise
über einen Staat, der nicht Schengen-Staat ist, hat der Ausländer eine Kopie
der Mitteilung mitzuführen und den zuständigen Behörden auf deren Verlangen
vorzulegen.
 
(3)
Die Einreise und der Aufenthalt werden durch das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge abgelehnt, wenn
1. das Arbeitsentgelt, das dem Ausländer während des unternehmensinternen
Transfers im Bundesgebiet gewährt wird, ungünstiger ist als das Arbeitsentgelt
vergleichbarer deutscher Arbeitnehmer,
2. die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1, 2, 4 und 5 nicht
vorliegen,
3. die nach Absatz 1 vorgelegten Unterlagen in betrügerischer Weise erworben
oder gefälscht oder manipuliert wurden,

Seite 64 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

4. der Ausländer sich schon länger als drei Jahre in der Europäischen Union
aufhält oder, falls es sich um einen Trainee handelt, länger als ein Jahr in der
Europäischen Union aufhält oder
5. ein Ausweisungsinteresse besteht.
Eine Ablehnung hat in den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 bis 4 spätestens
20 Tage nach Zugang der vollständigen Mitteilung nach Absatz 1 Satz 1 beim
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu erfolgen. Im Fall des Satzes 1
Nummer 5 ist eine Ablehnung durch die Ausländerbehörde jederzeit während
des Aufenthalts des Ausländers möglich; § 73 Absatz 3c ist entsprechend
anwendbar. Die Ablehnung ist neben dem Ausländer auch der zuständigen
Behörde des anderen Mitgliedstaates sowie der aufnehmenden Niederlassung in
dem anderen Mitgliedstaat bekannt zu geben. Bei fristgerechter Ablehnung hat
der Ausländer die Erwerbstätigkeit unverzüglich einzustellen; die bis dahin nach
Absatz 1 Satz 1 bestehende Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels
entfällt.
§ 19b AufenthG (Mobiler-ICT-Karte)
(2)
Einem Ausländer wird die Mobiler-ICT-Karte erteilt, wenn
1. er als Führungskraft, Spezialist oder Trainee tätig wird,
2. der unternehmensinterne Transfer mehr als 90 Tage dauert und
3. er einen für die Dauer des Transfers gültigen Arbeitsvertrag und
erforderlichenfalls ein Abordnungsschreiben vorweist, worin enthalten sind:
a. Einzelheiten zu Ort, Art, Entgelt und zu sonstigen Arbeitsbedingungen für die
Dauer des Transfers sowie
b. der Nachweis, dass der Ausländer nach Beendigung des Transfers in eine
außerhalb der Europäischen Union ansässige Niederlassung des gleichen
Unternehmens oder der gleichen Unternehmensgruppe zurückkehren kann.
(5)
Die Mobiler-ICT-Karte wird nicht erteilt, wenn sich der Ausländer im Rahmen des
unternehmensinternen Transfers im Bundesgebiet länger aufhalten wird als in
anderen Mitgliedstaaten.
(6)
Der Antrag kann abgelehnt werden, wenn
1. die Höchstdauer des unternehmensinternen Transfers nach § 19 Absatz 4
erreicht wurde oder
2. der in § 19 Absatz 6 Nummer 3 genannte Ablehnungsgrund vorliegt.
§ 19c  AufenthG (Sonstige Beschäftigungszwecke; Beamte)
(1) 
Einem Ausländer kann unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft eine
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn die
Beschäftigungsverordnung oder eine zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt,
dass der Ausländer zur Ausübung dieser Beschäftigung zugelassen werden
kann.
(2)
Einem Ausländer mit ausgeprägten berufspraktischen Kenntnissen kann eine
Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer qualifizierten Beschäftigung erteilt
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werden, wenn die Beschäftigungsverordnung bestimmt, dass der Ausländer zur
Ausübung dieser Beschäftigung zugelassen werden kann.
§ 19d AufenthG (Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete zum
Zweck der Beschäftigung)
(1)
Einem geduldeten Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung erteilt werden, wenn
der Ausländer
(...)
2. über ausreichenden Wohnraum verfügt,
3. über ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt,
4. die Ausländerbehörde nicht vorsätzlich über aufenthaltsrechtlich relevante
Umstände getäuscht hat,
5. behördliche Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht vorsätzlich
hinausgezögert oder behindert hat,
6. keine Bezüge zu extremistischen oder terroristischen Organisationen hat und
diese auch nicht unterstützt und
7. nicht wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätzlichen Straftat
verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder
bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz oder
dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen werden können, grundsätzlich
außer Betracht bleiben.
§ 19f AufenthG (Ablehnungsgründe bei Aufenthaltstiteln nach den §§ 16b,
16c, 16e, 16f, 17, 18b Absatz 2, den §§ 18d, 18e, 18f und 19e)
(1)
Ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1 und 5, den §§ 16e, 17 Absatz 2, § 18b
Absatz 2, den §§ 18d und 19e wird nicht erteilt an Ausländer,
1. die sich in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten, weil
sie einen Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft oder auf
Gewährung subsidiären Schutzes im Sinne der Richtlinie (EG) 2004/83 oder
auf Zuerkennung internationalen Schutzes im Sinne der Richtlinie (EU) 2011/95
gestellt haben, oder die in einem Mitgliedstaat internationalen Schutz im Sinne
der Richtlinie (EU) 2011/95 genießen,
2. die sich im Rahmen einer Regelung zum vorübergehenden Schutz in einem
Mitgliedstaat der Europäischen Union aufhalten oder die in einem Mitgliedstaat
einen Antrag auf Zuerkennung vorübergehenden Schutzes gestellt haben,
3. deren Abschiebung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union aus
tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ausgesetzt wurde,
4. die eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU oder einen Aufenthaltstitel, der
durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union auf der Grundlage
der Richtlinie (EG) 2003/109 erteilt wurde, besitzen,
5. die auf Grund von Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und Drittstaaten andererseits ein Recht auf freien
Personenverkehr genießen, das dem der Unionsbürger gleichwertig ist.
(2)
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Eine Blaue Karte EU nach § 18b Absatz 2 wird über die in Absatz 1 genannten
Ausschlussgründe hinaus nicht erteilt an Ausländer,
1. die einen Aufenthaltstitel nach Abschnitt 5 besitzen, der nicht auf Grund des §
23 Absatz 2 oder 4 erteilt wurde, oder eine vergleichbare Rechtsstellung in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union innehaben; Gleiches gilt, wenn sie
einen solchen Titel oder eine solche Rechtsstellung beantragt haben und über
den Antrag noch nicht abschließend entschieden worden ist,
2. deren Einreise in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union Verpflichtungen
unterliegt, die sich aus internationalen Abkommen zur Erleichterung der Einreise
und des vorübergehenden Aufenthalts bestimmter Kategorien von natürlichen
Personen, die handels- und investitionsbezogene Tätigkeiten ausüben, herleiten,
3. die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union als Saisonarbeitnehmer
zugelassen wurden, oder
4. die unter die Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 16. Dezember 1996 über die Entsendung von Arbeitnehmern im
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (ABl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1)
in der Fassung der Richtlinie (EU) 2018/957 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 28. Juni 2018 zur Änderung der Richtlinie 96/71/EG über die
Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen
(ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 16) fallen, für die Dauer ihrer Entsendung nach
Deutschland.
(3)
Eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 16b, 16e, 17 Absatz 2, den §§ 18d
und 19e wird über die in Absatz 1 genannten Ausschlussgründe hinaus nicht
erteilt an Ausländer, die eine Blaue Karte EU nach § 18b Absatz 2 oder einen
Aufenthaltstitel, der durch einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union
auf Grundlage der Richtlinie 2009/50/EG des Rates vom 25. Mai 2009 über die
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung (ABl. L 155 vom 18.6.2009,
S. 17) erteilt wurde, besitzen. Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18d wird
darüber hinaus nicht erteilt, wenn die Forschungstätigkeit Bestandteil eines
Promotionsstudiums als Vollzeitstudienprogramm ist.
(4) Der Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 16b, 16e,
16f, 17, 18d, 18f und 19e kann abgelehnt werden, wenn
1. die aufnehmende Einrichtung hauptsächlich zu dem Zweck gegründet wurde,
die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern zu dem in der jeweiligen
Vorschrift genannten Zweck zu erleichtern,
2. über das Vermögen der aufnehmenden Einrichtung ein Insolvenzverfahren
eröffnet wurde, das auf Auflösung der Einrichtung und Abwicklung des
Geschäftsbetriebs gerichtet ist,
3. die aufnehmende Einrichtung im Rahmen der Durchführung eines
Insolvenzverfahrens aufgelöst wurde und der Geschäftsbetrieb abgewickelt
wurde,
4. die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen der
aufnehmenden Einrichtung mangels Masse abgelehnt wurde und der
Geschäftsbetrieb eingestellt wurde,
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5. die aufnehmende Einrichtung keine Geschäftstätigkeit ausübt oder
6. Beweise oder konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der Ausländer den
Aufenthalt zu anderen Zwecken nutzen wird als zu jenen, für die er die Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis beantragt.
(5) Die Einreise und der Aufenthalt nach § 16c oder § 18e werden durch das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge abgelehnt, wenn
1. die jeweiligen Voraussetzungen von § 16c Absatz 1 oder § 18e Absatz 1 nicht
vorliegen,
2. die nach § 16c Absatz 1 oder § 18e Absatz 1 vorgelegten Unterlagen in
betrügerischer Weise erworben, gefälscht oder manipuliert wurden,
3. einer der Ablehnungsgründe des Absatzes 4 vorliegt oder
4. ein Ausweisungsinteresse besteht.
Eine Ablehnung nach Satz 1 Nummer 1 und 2 hat innerhalb von 30 Tagen nach
Zugang der vollständigen Mitteilung nach § 16c Absatz 1 Satz 1 oder § 18e
Absatz 1 Satz 1 beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu erfolgen. Im
Fall des Satzes 1 Nummer 4 ist eine Ablehnung durch die Ausländerbehörde
jederzeit während des Aufenthalts des Ausländers möglich; § 73 Absatz 3c
ist entsprechend anwendbar. Die Ablehnung ist neben dem Ausländer auch
der zuständigen Behörde des anderen Mitgliedstaates und der mitteilenden
Einrichtung schriftlich bekannt zu geben.
§ 20 AufenthG (Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte)
(1)
Einer Fachkraft mit Berufsausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu
sechs Monate zur Suche nach einem Arbeitsplatz, zu dessen Ausübung ihre
Qualifikation befähigt, erteilt werden, wenn die Fachkraft über der angestrebten
Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse verfügt. Auf Ausländer,
die sich bereits im Bundesgebiet aufhalten, findet Satz 1 nur Anwendung,
wenn diese unmittelbar vor der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Satz
1 im Besitz eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Erwerbstätigkeit oder nach
§ 16e waren. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Berufsgruppen bestimmen,
in denen Fachkräften keine Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 erteilt werden darf.
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zur Ausübung von Probebeschäftigungen
bis zu zehn Stunden je Woche, zu deren Ausübung die erworbene Qualifikation
die Fachkraft befähigt.
§ 21 AufenthG (Selbständige Tätigkeit)
(1)
Einem Ausländer kann eine Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit erteilt werden, wenn
1. ein wirtschaftliches Interesse oder ein regionales Bedürfnis besteht,
2. die Tätigkeit positive Auswirkungen auf die Wirtschaft erwarten lässt und
3. die Finanzierung der Umsetzung durch Eigenkapital oder durch eine
Kreditzusage gesichert ist.
Die Beurteilung der Voraussetzungen nach Satz 1 richtet sich insbesondere
nach der Tragfähigkeit der zu Grunde liegenden Geschäftsidee, den
unternehmerischen Erfahrungen des Ausländers, der Höhe des Kapitaleinsatzes,
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den Auswirkungen auf die Beschäftigungs- und Ausbildungssituation und
dem Beitrag für Innovation und Forschung. Bei der Prüfung sind die für den
Ort der geplanten Tätigkeit fachkundigen Körperschaften, die zuständigen
Gewerbebehörden, die öffentlich-rechtlichen Berufsvertretungen und die für die
Berufszulassung zuständigen Behörden zu beteiligen.
 
§ 8 AufenthG (Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis)
(3)Vor der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ist festzustellen, ob
der Ausländer einer etwaigen Pflicht zur ordnungsgemäßen Teilnahme
am Integrationskurs nachgekommen ist. Verletzt ein Ausländer seine
Verpflichtung nach § 44a Abs. 1 Satz 1 zur ordnungsgemäßen Teilnahme an
einem Integrationskurs, ist dies bei der Entscheidung über die Verlängerung der
Aufenthaltserlaubnis zu berücksichtigen. Besteht kein Anspruch auf Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis, soll bei wiederholter und gröblicher Verletzung der
Pflichten nach Satz 1 die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis abgelehnt
werden. Besteht ein Anspruch auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis nur
nach diesem Gesetz, kann die Verlängerung abgelehnt werden, es sei denn, der
Ausländer erbringt den Nachweis, dass seine Integration in das gesellschaftliche
und soziale Leben anderweitig erfolgt ist. Bei der Entscheidung sind die Dauer
des rechtmäßigen Aufenthalts, schutzwürdige Bindung des Ausländers an das
Bundesgebiet und die Folgen einer Aufenthaltsbeendigung für seine rechtmäßig
im Bundesgebiet lebenden Familienangehörigen zu berücksichtigen. War oder
ist ein Ausländer zur Teilnahme an einem Integrationskurs nach § 44a Absatz
1 Satz 1 verpflichtet, soll die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis jeweils
auf höchstens ein Jahr befristet werden, solange er den Integrationskurs noch
nicht erfolgreich abgeschlossen oder noch nicht den Nachweis erbracht hat,
dass seine Integration in das gesellschaftliche und soziale Leben anderweitig
erfolgt ist.(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden auf die Verlängerung einer nach §
25 Absatz 1, 2 oder Absatz 3 erteilten Aufenthaltserlaubnis.
 
§ 44a AufenthG (Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs)
(3)
Kommt ein Ausländer seiner Teilnahmepflicht aus von ihm zu vertretenden
Gründen nicht nach oder legt er den Abschlusstest nicht erfolgreich ab,
weist ihn die zuständige Ausländerbehörde vor der Verlängerung seiner
Aufenthaltserlaubnis auf die möglichen Auswirkungen seines Handelns (§ 8
Abs. 3, § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 und 8, § 9a Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 und
4 dieses Gesetzes, § 10 Abs. 3 des Staatsangehörigkeitsgesetzes) hin. Die
Ausländerbehörde kann den Ausländer mit Mitteln des Verwaltungszwangs zur
Erfüllung seiner Teilnahmepflicht anhalten. Bei Verletzung der Teilnahmepflicht
kann der voraussichtliche Kostenbeitrag auch vorab in einer Summe durch
Gebührenbescheid erhoben werden.
 § 39 AufenthV (Verlängerung eines Aufenthalts im Bundesgebiet für
längerfristige Zwecke)Über die im Aufenthaltsgesetz geregelten Fälle hinaus
kann ein Ausländer einen Aufenthaltstitel im Bundesgebiet einholen oder
verlängern lassen, wenn
1. er ein nationales Visum (§ 6 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes) oder eine
Aufenthaltserlaubnis besitzt,
2. er vom Erfordernis des Aufenthaltstitels befreit ist und die Befreiung nicht auf
einen Teil des Bundesgebiets oder auf einen Aufenthalt bis zu längstens sechs
Monaten beschränkt ist,
3. er Staatsangehöriger eines in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1806
aufgeführten Staates ist und sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält oder ein
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gültiges Schengen-Visum für kurzfristige Aufenthalte (§ 6 Absatz 1 Nummer 1
des Aufenthaltsgesetzes) besitzt, sofern die Voraussetzungen eines Anspruchs
auf Erteilung eines Aufenthaltstitels nach der Einreise entstanden sind, es sei
denn, es handelt sich um einen Anspruch nach den §§ 16b, 16e oder 19e des
Aufenthaltsgesetzes,
4. er eine Aufenthaltsgestattung nach dem Asylgesetz besitzt und die
Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 oder 2 des Aufenthaltsgesetzes vorliegen,
5. seine Abschiebung nach § 60a des Aufenthaltsgesetzes ausgesetzt ist und er
auf Grund einer Eheschließung oder der Begründung einer Lebenspartnerschaft
im Bundesgebiet oder der Geburt eines Kindes während seines Aufenthalts im
Bundesgebiet einen Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis erworben
hat,
6. er einen von einem anderen Schengen-Staat ausgestellten Aufenthaltstitel
besitzt und auf Grund dieses Aufenthaltstitels berechtigt ist, sich im
Bundesgebiet aufzuhalten, sofern die Voraussetzungen eines Anspruchs auf
Erteilung eines Aufenthaltstitels erfüllt sind; § 41 Abs. 3 findet Anwendung,
7. er seit mindestens 18 Monaten eine Blaue Karte EU besitzt, die von einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgestellt wurde, und er für die
Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung eine Blaue Karte EU beantragt.
Gleiches gilt für seine Familienangehörigen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels
zum Familiennachzug sind, der von demselben Staat ausgestellt wurde wie die
Blaue Karte EU des Ausländers. Die Anträge auf die Blaue Karte EU sowie auf
die Aufenthaltserlaubnisse zum Familiennachzug sind innerhalb eines Monats
nach Einreise in das Bundesgebiet zu stellen,
8. er die Verlängerung einer ICT-Karte nach § 19 des Aufenthaltsgesetzes
beantragt,
9. er
a) einen gültigen Aufenthaltstitel eines anderen Mitgliedstaates besitzt, der
ausgestellt worden ist nach der Richtlinie 2014/66/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über die Bedingungen für die
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines
unternehmensinternen Transfers (ABl. L 157 vom 27.5.2014, S. 1), und
b) eine Mobiler-ICT-Karte nach § 19b des Aufenthaltsgesetzes beantragt oder
eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Familiennachzugs zu einem Inhaber
einer Mobiler-ICT-Karte nach § 19b des Aufenthaltsgesetzes beantragt,
10. er
a) einen gültigen Aufenthaltstitel eines anderen Mitgliedstaates besitzt, der
ausgestellt worden ist nach der Richtlinie (EU) 2016/801 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die Bedingungen für die
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu Forschungs- oder
Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnahme an einem
Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungsvorhaben und zur
Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit (ABl. L 132 vom 21.5.2016, S. 21), und
b) eine Aufenthaltserlaubnis nach § 18f des Aufenthaltsgesetzes beantragt oder
eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck des Familiennachzugs zu einem Inhaber
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f des Aufenthaltsgesetzes beantragt oder
11. er vor Ablauf der Arbeitserlaubnis oder der Arbeitserlaubnisse zum Zweck
der Saisonbeschäftigung, die ihm nach § 15a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der
Beschäftigungsverordnung erteilt wurde oder wurden, einen Aufenthaltstitel zum
Zweck der Saisonbeschäftigung bei demselben oder einem anderen Arbeitgeber
beantragt; dieser Aufenthaltstitel gilt bis zur Entscheidung der Ausländerbehörde
als erteilt.
Satz 1 gilt nicht, wenn eine ICT-Karte nach § 19 des Aufenthaltsgesetzes
beantragt wird. § 40 Verlängerung eines visumfreien
KurzaufenthaltsStaatsangehörige der in Anhang II der Verordnung
(EU) 2018/1806 aufgeführten Staaten können nach der Einreise eine
Aufenthaltserlaubnis für einen weiteren Aufenthalt von längstens 90 Tagen, der
sich an einen Kurzaufenthalt anschließt, einholen, wenn
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1. ein Ausnahmefall im Sinne des Artikels 20 Abs. 2 des Schengener
Durchführungsübereinkommens vorliegt und
2. der Ausländer im Bundesgebiet keine Erwerbstätigkeit mit Ausnahme der in §
17 Abs. 2 genannten Tätigkeiten ausübt.

Eingehende Daten - sonstige (FIM) ggf. Arbeitsplatzangebot oder Erklärung zum Beschäftigungsverhältnis,
ggf. Businessplan, ggf. Nachweis deutscher Sprachkenntnisse,
ggf. Aufnahmevereinbarung, ggf. Nachweis über die
Unternehmensgruppenzugehörigkeit

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

Entscheidungsart (FIM) 3: Beurteilungsspielraum

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

22 Notwendigkeit der Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 4: Sachverhalt beurteilen/entscheiden ohne Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 22

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 5 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__5.html

§ 9 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__9.html

§ 14 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__14.html

§ 15 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__15.html
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 16 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__16.html

§ 18 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__18.html

§ 19 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__19.html

§ 20 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__20.html

§ 21 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__21.html

§ 22 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__22.html

§ 23 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__23.html

§ 24 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__24.html

§ 29 (3) BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__29.html

§ 31 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__31.html

§ 32 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__32.html

§ 3 BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__3.html

§ 18 (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18.html

§ 39 (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__39.html

§ 72 (7) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__72.html

RAG-Beschreibung (FIM) §§ 2, 3,5,9,14-16, 18-24, 29, 31,32 BeschV
In diesen Paragraphen wird geregelt, unter welchen weiteren
Voraussetzungen eine bzw. keine Zustimmung der BA erforderlich ist.
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§ 5 BeschV (Wissenschaft, Forschung und Entwicklung)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
1. wissenschaftliches Personal von Hochschulen und von Forschungs- und
Entwicklungseinrichtungen, das nicht bereits in den Anwendungsbereich der §§
18d und 18f des Aufenthaltsgesetzes fällt,
2. Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissenschaftler an einer Hochschule
oder an einer öffentlich-rechtlichen oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln
finanzierten oder als öffentliches Unternehmen in privater Rechtsform geführten
Forschungseinrichtung, die nicht bereits in den Anwendungsbereich der §§ 18d
und 18f des Aufenthaltsgesetzes fallen,
3. Ingenieurinnen und Ingenieure sowie Technikerinnen und Techniker
als technische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Forschungsteam einer
Gastwissenschaftlerin oder eines Gastwissenschaftlers,
4. Lehrkräfte öffentlicher Schulen oder staatlich genehmigter privater
Ersatzschulen oder anerkannter privater Ergänzungsschulen oder
5. Lehrkräfte zur Sprachvermittlung an Hochschulen.
§ 9 BeschV (Beschäftigung bei Vorbeschäftigungszeiten oder längerem
Voraufenthalt)
(1)
Keiner Zustimmung bedarf die Ausübung einer Beschäftigung bei
Ausländerinnen und Ausländern, die eine Blaue Karte EU oder eine
Aufenthaltserlaubnis besitzen und
1. zwei Jahre rechtmäßig eine versicherungspflichtige Beschäftigung im
Bundesgebiet ausgeübt haben oder
2. sich seit drei Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer
Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhalten; Unterbrechungszeiten werden
entsprechend § 51 Absatz 1 Nummer 7 des Aufenthaltsgesetzes berücksichtigt.
(2) Auf die Beschäftigungszeit nach Absatz 1 Nummer 1 werden nicht
angerechnet Zeiten
1. von Beschäftigungen, die vor dem Zeitpunkt liegen, an dem die Ausländerin
oder der Ausländer unter Aufgabe ihres oder seines gewöhnlichen Aufenthaltes
ausgereist war,
2. einer nach dem Aufenthaltsgesetz oder dieser Verordnung zeitlich begrenzten
Beschäftigung und
3. einer Beschäftigung, für die die Ausländerin oder der Ausländer auf Grund
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung von der Zustimmungspflicht für eine
Beschäftigung befreit war.
(3) Auf die Aufenthaltszeit nach Absatz 1 Nummer 2 werden Zeiten eines
Aufenthaltes nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes nur zur Hälfte und nur
bis zu zwei Jahren angerechnet. Zeiten einer Beschäftigung, die nach dem
Aufenthaltsgesetz oder dieser Verordnung zeitlich begrenzt ist, werden auf die
Aufenthaltszeit angerechnet, wenn der Ausländerin oder dem Ausländer ein
Aufenthaltstitel für einen anderen Zweck als den der Beschäftigung erteilt wird.
§ 14 BeschV (Sonstige Beschäftigungen)
(1)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
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1. Personen, die im Rahmen eines gesetzlich geregelten oder auf einem
Programm der Europäischen Union beruhenden Freiwilligendienstes beschäftigt
werden, oder
2. vorwiegend aus karitativen Gründen Beschäftigte.
(1a) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
vorwiegend aus religiösen Gründen Beschäftigte, die über einfache deutsche
Sprachkenntnisse verfügen. Wenn es dem aus religiösen Gründen Beschäftigten
auf Grund besonderer Umstände des Einzelfalles nicht möglich oder
nicht zumutbar ist, vor der Einreise Bemühungen zum Erwerb einfacher
Kenntnisse der deutschen Sprache zu unternehmen, oder in Abwägung
der Gesamtumstände das Sprachnachweiserfordernis im Einzelfall eine
besondere Härte darstellen würde, bedarf die erstmalige Erteilung eines
Aufenthaltstitels trotz fehlender einfacher deutscher Sprachkenntnisse
keiner Zustimmung. Im Fall des Satzes 2 sind innerhalb eines Zeitraums von
weniger als einem Jahr nach Einreise einfache deutsche Sprachkenntnisse
nachzuweisen. Aus vorwiegend religiösen Gründen Beschäftigte, die wegen
ihrer Staatsangehörigkeit auch für einen Aufenthalt, der kein Kurzaufenthalt ist,
visumfrei in das Bundesgebiet einreisen und sich darin aufhalten dürfen, sind
vom Erfordernis der Sprachkenntnisse befreit.
(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
Studierende sowie Schülerinnen und Schüler ausländischer Hochschulen und
Fachschulen zur Ausübung einer Ferienbeschäftigung von bis zu 90 Tagen
innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten, die von der Bundesagentur für
Arbeit vermittelt worden ist.
§ 15 BeschV (Praktika zu Weiterbildungszwecken)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels für ein Praktikum
1. nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes,
2. während eines Aufenthaltes zum Zweck der schulischen Ausbildung oder
des Studiums, das vorgeschriebener Bestandteil der Ausbildung ist oder zur
Erreichung des Ausbildungszieles nachweislich erforderlich ist,
3. im Rahmen eines von der Europäischen Union oder der bilateralen
Entwicklungszusammenarbeit finanziell geförderten Programms,
4. mit einer Dauer von bis zu einem Jahr im Rahmen eines internationalen
Austauschprogramms von Verbänden, öffentlich-rechtlichen Einrichtungen oder
studentischen Organisationen an Studierende oder Absolventen ausländischer
Hochschulen im Einvernehmen mit der Bundesagentur für Arbeit,
5. an Fach- und Führungskräfte, die ein Stipendium aus öffentlichen
deutschen Mitteln, Mitteln der Europäischen Union oder Mitteln internationaler
zwischenstaatlicher Organisationen erhalten,
6. mit einer Dauer von bis zu einem Jahr während eines Studiums an einer
ausländischen Hochschule, das nach dem vierten Semester studienfachbezogen
im Einvernehmen mit der Bundesagentur für Arbeit ausgeübt wird, oder
7. von Schülerinnen und Schülern deutscher Auslandsschulen mit einer Dauer
von bis zu sechs Wochen.
§ 16 BeschV (Geschäftsreisende)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an Personen, die
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1. bei einem Arbeitgeber mit Sitz im Inland im kaufmännischen Bereich im
Ausland beschäftigt werden,
2. für einen Arbeitgeber mit Sitz im Ausland Besprechungen oder Verhandlungen
im Inland führen, Vertragsangebote erstellen, Verträge schließen oder die
Durchführung eines Vertrages überwachen oder
3. für einen Arbeitgeber mit Sitz im Ausland einen inländischen Unternehmensteil
gründen, überwachen oder steuern,und die sich im Rahmen ihrer Beschäftigung
unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im Ausland insgesamt nicht
länger als 90 Tage innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen im Inland aufhalten.
§ 18 BeschV (Journalistinnen und Journalisten)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an Beschäftigte
eines Arbeitgebers mit Sitz im Ausland,
1. deren Tätigkeit vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
anerkannt ist oder
2. die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im Ausland im Inland
journalistisch tätig werden, wenn die Dauer der Tätigkeit 90 Tage innerhalb eines
Zeitraums von zwölf Monaten nicht übersteigt.
§ 19 BeschV (Werklieferungsverträge)
(1) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an Personen,
die von ihrem Arbeitgeber mit Sitz im Ausland für bis zu 90 Tage innerhalb eines
Zeitraums von zwölf Monaten in das Inland entsandt werden, um
1. gewerblichen Zwecken dienende Maschinen, Anlagen und Programme der
elektronischen Datenverarbeitung, die bei dem Arbeitgeber bestellt worden sind,
aufzustellen und zu montieren, zu warten oder zu reparieren oder um in die
Bedienung dieser Maschinen, Anlagen und Programme einzuweisen,
2. erworbene Maschinen, Anlagen und sonstige Sachen abzunehmen oder in
ihre Bedienung eingewiesen zu werden,
3. erworbene, gebrauchte Anlagen zum Zweck des Wiederaufbaus im Sitzstaat
des Arbeitgebers zu demontieren,
4. unternehmenseigene Messestände oder Messestände für ein ausländisches
Unternehmen, das im Sitzstaat des Arbeitgebers ansässig ist, auf- und
abzubauen und zu betreuen oder
5. im Rahmen von Exportlieferungs- und Lizenzverträgen einen Betriebslehrgang
zu absolvieren.In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 3 setzt die Befreiung
von der Zustimmung voraus, dass der Arbeitgeber der Bundesagentur für Arbeit
die Beschäftigungen vor ihrer Aufnahme angezeigt hat.
(2)
Die Zustimmung kann für Personen erteilt werden, die von ihrem Arbeitgeber mit
Sitz im Ausland länger als 90 Tage und bis zu einer Dauer von drei Jahren in das
Inland entsandt werden, um
1. gewerblichen Zwecken dienende Maschinen, Anlagen und Programme der
elektronischen Datenverarbeitung, die bei dem Arbeitgeber bestellt worden sind,
aufzustellen und zu montieren, zu warten oder zu reparieren oder um in die
Bedienung dieser Maschinen, Anlagen und Programme einzuweisen,
2. erworbene Maschinen, Anlagen und sonstige Sachen abzunehmen oder in
ihre Bedienung eingewiesen zu werden, oder
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3. erworbene, gebrauchte Anlagen zum Zweck des Wiederaufbaus im Sitzstaat
des Arbeitgebers zu demontieren.
§ 20 BeschV (Internationaler Straßen- und Schienenverkehr)
(1)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an das
Fahrpersonal, das
1. im Güterkraftverkehr für einen Arbeitgeber mit Sitz
a) im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum Beförderungen im grenzüberschreitenden Verkehr nach
Artikel 2 Nummer 2 oder Kabotagebeförderungen nach Artikel 8 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 1072/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 21. Oktober 2009 über gemeinsame Regeln für den Zugang zum Markt
des grenzüberschreitenden Güterverkehrs (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 72)
durchführt und für das dem Arbeitgeber eine Fahrerbescheinigung ausgestellt
worden ist,
b) außerhalb des Hoheitsgebietes eines Mitgliedstaates der Europäischen Union
oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum Beförderungen im grenzüberschreitenden Güterverkehr mit
einem im Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassenen Fahrzeug durchführt, für
einen Aufenthalt von höchstens 90 Tagen innerhalb eines Zeitraums von zwölf
Monaten, oder ein in Deutschland zugelassenes Fahrzeug in einen Staat
außerhalb dieses Gebietes überführt,
2. im grenzüberschreitenden Personenverkehr auf der Straße für einen
Arbeitgeber mit Sitz im Ausland grenzüberschreitende Fahrten mit einem im
Sitzstaat des Arbeitgebers zugelassenen Fahrzeug durchführt. Dies gilt im
grenzüberschreitenden Linienverkehr mit Omnibussen auch dann, wenn das
Fahrzeug im Inland zugelassen ist.
(2)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an das
Fahrpersonal im grenzüberschreitenden Schienenverkehr, wenn das
Beförderungsunternehmen seinen Sitz im Ausland hat.
§ 21 BeschV (Dienstleistungserbringung)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an Personen,
die von einem Unternehmen mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum in dem Sitzstaat des Unternehmens ordnungsgemäß beschäftigt
sind und zur Erbringung einer Dienstleistung vorübergehend in das Bundesgebiet
entsandt werden.
§ 22 BeschV (Besondere Berufsgruppen)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
1. Personen einschließlich ihres Hilfspersonals, die unter Beibehaltung ihres
gewöhnlichen Wohnsitzes im Ausland in Vorträgen oder in Darbietungen von
besonderem wissenschaftlichen oder künstlerischen Wert oder bei Darbietungen
sportlichen Charakters im Inland tätig werden, wenn die Dauer der Tätigkeit 90
Tage innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten nicht übersteigt,
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2. Personen, die im Rahmen von Festspielen oder Musik- und Kulturtagen
beschäftigt oder im Rahmen von Gastspielen oder ausländischen Film- und
Fernsehproduktionen entsandt werden, wenn die Dauer der Tätigkeit 90 Tage
innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten nicht übersteigt,
3. Personen, die in Tagesdarbietungen bis zu 15 Tage im Jahr auftreten,
4. Berufssportlerinnen und Berufssportler oder Berufstrainerinnen und
Berufstrainer, deren Einsatz in deutschen Sportvereinen oder vergleichbaren am
Wettkampfsport teilnehmenden sportlichen Einrichtungen vorgesehen ist, wenn
sie
a) das 16. Lebensjahr vollendet haben,
b) der Verein oder die Einrichtung ein Bruttogehalt zahlt, das mindestens 50
Prozent der Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche Rentenversicherung
beträgt, und
c) der für die Sportart zuständige deutsche Spitzenverband im Einvernehmen
mit dem Deutschen Olympischen Sportbund die sportliche Qualifikation als
Berufssportlerin oder Berufssportler oder die fachliche Eignung als Trainerin oder
Trainer bestätigt,
5. Personen, die eSport in Form eines Wettkampfes zwischen Personen
berufsmäßig ausüben und deren Einsatz in deutschen Vereinen oder
vergleichbaren an Wettkämpfen teilnehmenden Einrichtungen des eSports
vorgesehen ist, wenn sie
a) das 16. Lebensjahr vollendet haben,
b) der Verein oder die Einrichtung ein Bruttogehalt zahlt, das mindestens 50
Prozent der Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche Rentenversicherung
beträgt, und
c) der für den eSport zuständige deutsche Spitzenverband die berufsmäßige
Ausübung von eSport bestätigt und die ausgeübte Form des eSports von
erheblicher nationaler oder internationaler Bedeutung ist,
6. Fotomodelle, Werbetypen, Mannequins oder Dressmen,
7. Reiseleiterinnen und Reiseleiter, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen
Aufenthaltes im Ausland ausländische Touristengruppen in das Inland begleiten,
wenn die Dauer der Tätigkeit 90 Tage innerhalb von zwölf Monaten nicht
übersteigt,
8. Dolmetscherinnen und Dolmetscher, die unter Beibehaltung ihres
gewöhnlichen Aufenthaltes im Ausland für ein Unternehmen mit Sitz im Ausland
an Besprechungen oder Verhandlungen im Inland teilnehmen, wenn die Dauer
der Tätigkeit 90 Tage innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten nicht
übersteigt, oder
9. Hausangestellte, die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen Aufenthaltes im
Ausland ihren Arbeitgeber oder dessen Familienangehörige mit gewöhnlichem
Aufenthalt im Ausland für eine Dauer von bis zu 90 Tagen innerhalb eines
Zeitraums von zwölf Monaten in das Inland begleiten.
§ 23 BeschV (Internationale Sportveranstaltungen)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an Personen, die
zur Vorbereitung, Teilnahme, Durchführung und Nachbereitung internationaler
Sportveranstaltungen durch das jeweilige Organisationskomitee akkreditiert
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werden, soweit die Bundesregierung Durchführungsgarantien übernommen hat;
dies sind insbesondere folgende Personen:
1. die Repräsentantinnen und Repräsentanten, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
und Beauftragten von Verbänden oder Organisationen einschließlich
Schiedsrichterinnen und Schiedsrichter sowie Schiedsrichterassistentinnen und
Schiedsrichterassistenten,
2. die Sportlerinnen und Sportler sowie bezahltes Personal der teilnehmenden
Mannschaften,
3. die Vertreterinnen und Vertreter der offiziellen Verbandspartner und der
offiziellen Lizenzpartner,
4. die Vertreterinnen und Vertreter der Medien einschließlich des technischen
Personals sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Medienpartner.
§ 24 BeschV (Schifffahrt- und Luftverkehr)
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines Aufenthaltstitels an
1. die Mitglieder der Besatzungen von Seeschiffen im internationalen Verkehr,
2. die nach dem Seelotsgesetz für den Seelotsendienst zugelassenen Personen,
3. das technische Personal auf Binnenschiffen und im grenzüberschreitenden
Verkehr das für die Gästebetreuung erforderliche Bedienungs- und
Servicepersonal auf Personenfahrgastschiffen oder
4. die Besatzungen von Luftfahrzeugen mit Ausnahme der
Luftfahrzeugführerinnen und Luftfahrzeugführer, Flugingenieurinnen und
Flugingenieure sowie Flugnavigatorinnen und Flugnavigatoren bei Unternehmen
mit Sitz im Inland.
§ 29 BeschV (Zwischenstaatliche Vereinbarungen)
(3)
Für Beschäftigungen nach zwischenstaatlichen Vereinbarungen, in denen
bestimmt ist, dass jemand für eine Beschäftigung keiner Arbeitsgenehmigung
oder Arbeitserlaubnis bedarf, bedarf es keiner Zustimmung. Bei Beschäftigungen
nach Vereinbarungen, in denen bestimmt ist, dass eine Arbeitsgenehmigung
oder Arbeitserlaubnis erteilt werden kann, kann die Zustimmung erteilt werden.
§ 31 BeschV (Beschäftigung bei Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären
oder politischen Gründen)
Die Erteilung der Erlaubnis zur Beschäftigung an Ausländerinnen und Ausländer
mit einer Aufenthaltserlaubnis, die nach Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes
erteilt worden ist, bedarf keiner Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit.
 
§ 32 BeschV (Beschäftigung von Personen mit Duldung oder
Aufenthaltsgestattung)
(1) Ausländerinnen und Ausländern, die eine Duldung besitzen, kann eine
Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung erteilt werden, wenn sie sich
seit drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im
Bundesgebiet aufhalten. Die §§ 39, 40 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 sowie §
41 des Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend.
(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Erlaubnis zur Ausübung
1. eines Praktikums nach § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des
Mindestlohngesetzes,
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2. einer Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar
geregelten Ausbildungsberuf,
3. einer Beschäftigung nach § 18b Absatz 2 Satz 1 und § 18c Absatz 3 des
Aufenthaltsgesetzes, § 5, § 14 Absatz 1, § 15 Nummer 2, § 22 Nummer 3 bis 6
und § 23,
4. einer Beschäftigung von Ehegatten, Lebenspartnern, Verwandten und
Verschwägerten ersten Grades eines Arbeitgebers in dessen Betrieb, wenn der
Arbeitgeber mit diesen in häuslicher Gemeinschaft lebt oder
5. jeder Beschäftigung nach einem ununterbrochen vierjährigen erlaubten,
geduldeten oder gestatteten Aufenthalt im Bundesgebiet.
(3) Der Absatz 2 findet auch Anwendung auf Ausländerinnen und Ausländer mit
einer Aufenthaltsgestattung.
 
§ 3 BeschV (Leitende Angestellte, Führungskräfte und Spezialisten)
Die Zustimmung kann erteilt werden für
1. leitende Angestellte,
2. Mitglieder des Organs einer juristischen Person, die zur gesetzlichen
Vertretung berechtigt sind, oder
3. Personen, die für die Ausübung einer inländischen qualifizierten Beschäftigung
über besondere, vor allem unternehmensspezifische Spezialkenntnisse verfügen.
 
§ 18 AufenthG (Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine
Bestimmungen)
(2)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung nach
diesem Abschnitt setzt voraus, dass
1. ein konkretes Arbeitsplatzangebot vorliegt,
2. die Bundesagentur für Arbeit nach § 39 zugestimmt hat; dies gilt nicht,
wenn durch Gesetz, zwischenstaatliche Vereinbarung oder durch die
Beschäftigungsverordnung bestimmt ist, dass die Ausübung der Beschäftigung
ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist; in diesem Fall
kann die Erteilung des Aufenthaltstitels auch versagt werden, wenn einer der
Tatbestände des § 40 Absatz 2 oder 3 vorliegt,
[...]
 
§ 39 AufenthG (Zustimmung zur Beschäftigung)
(1)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung setzt die
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit voraus, es sei denn, die Zustimmung
ist kraft Gesetzes, auf Grund der Beschäftigungsverordnung oder Bestimmung in
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung nicht erforderlich. Die Zustimmung kann
erteilt werden, wenn dies durch ein Gesetz, die Beschäftigungsverordnung oder
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist.
§ 72 AufenthG (Beteiligungserfordernisse)
(7)
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Zur Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen der §§ 16a, 16d, 16e, 18a,
18b, 18c Absatz 3 und der §§ 19 bis 19c können die Ausländerbehörde, das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie die Auslandsvertretung zur
Erfüllung ihrer Aufgaben die Bundesagentur für Arbeit auch dann beteiligen,
wenn sie ihrer Zustimmung nicht bedürfen.

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

23 Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit einholen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 23

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 36 (1), (2) BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__39.html

§ 39 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__39.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 36 BeschV (Zustimmung/Ablehnung der BA)
(1) 
Die Bundesagentur für Arbeit teilt der zuständigen Stelle die Zustimmung zur
Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes oder einer
Grenzgängerkarte, deren Versagung nach § 40 des Aufenthaltsgesetzes,
den Widerruf nach § 41 des Aufenthaltsgesetzes und die Rücknahme einer
Zustimmung mit.
(2)
Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung gilt als erteilt, wenn die
Bundesagentur für Arbeit der zuständigen Stelle nicht innerhalb von zwei
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Wochen nach Übermittlung der Zustimmungsanfrage mitteilt, dass die
übermittelten Informationen für die Entscheidung über die Zustimmung nicht
ausreichen oder dass der Arbeitgeber die erforderlichen Auskünfte nicht oder
nicht rechtzeitig erteilt hat.
 
§ 39 AufenthG (Zustimmung zur Beschäftigung)
(1)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung setzt die
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit voraus, es sei denn, die Zustimmung
ist kraft Gesetzes, auf Grund der Beschäftigungsverordnung oder Bestimmung in
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung nicht erforderlich. Die Zustimmung kann
erteilt werden, wenn dies durch ein Gesetz, die Beschäftigungsverordnung oder
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist.
(2)
Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch eine
Fachkraft gemäß den §§ 18a oder 18b zustimmen, wenn
1. sie nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare inländische
Arbeitnehmer beschäftigt wird,
2. sie
a) gemäß § 18a oder § 18b Absatz 1 eine Beschäftigung als Fachkraft ausüben
wird, zu der ihre Qualifikation sie befähigt, oder
b) gemäß § 18b Absatz 2 Satz 2 eine ihrer Qualifikation angemessene
Beschäftigung ausüben wird,
3. ein inländisches Beschäftigungsverhältnis vorliegt und,
4. sofern die Beschäftigungsverordnung nähere Voraussetzungen in Bezug auf
die Ausübung der Beschäftigung vorsieht, diese vorliegen.
Die Zustimmung wird ohne Vorrangprüfung im Sinne des Absatzes 3 Nummer 3
erteilt, es sei denn, in der Beschäftigungsverordnung ist etwas anderes bestimmt.
(3) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch
einen Ausländer unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft zustimmen,
wenn
1. der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare
inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird,
2. die in den §§ 19, 19b, 19c Absatz 3 oder § 19d Absatz 1 Nummer 1 oder durch
die Beschäftigungsverordnung geregelten Voraussetzungen für die Zustimmung
in Bezug auf die Ausübung der Beschäftigung vorliegen und
3. für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen
hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, oder andere
Ausländer, die nach dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf
vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehen
(Vorrangprüfung), soweit diese Prüfung durch die Beschäftigungsverordnung
oder Gesetz vorgesehen ist.
(4) Für die Erteilung der Zustimmung hat der Arbeitgeber der Bundesagentur
für Arbeit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige
Arbeitsbedingungen zu erteilen. Auf Aufforderung durch die Bundesagentur für
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Arbeit hat ein Arbeitgeber, der einen Ausländer beschäftigt oder beschäftigt hat,
eine Auskunft nach Satz 1 innerhalb eines Monats zu erteilen.
(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen
Zwecken nach den Abschnitten 3, 5 oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit zur Ausübung einer Beschäftigung erforderlich ist.
(6) Absatz 3 gilt für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der
Saisonbeschäftigung entsprechend. Im Übrigen sind die für die Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit geltenden Rechtsvorschriften auf die Arbeitserlaubnis
anzuwenden, soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes
bestimmt ist. Die Bundesagentur für Arbeit kann für die Zustimmung zur Erteilung
eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Saisonbeschäftigung und für die Erteilung
einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung am Bedarf orientierte
Zulassungszahlen festlegen.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)
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(BA)

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)
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(BA)

Beteiligungsform (FIM)

Name

5: Einvernehmen ohne Außenwirkung

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb
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24 Zustimmungsanfrage bearbeiten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 24

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 39 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__39.html

§ 36 (1), (2) BeschV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
beschv_2013/__36.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 39 AufenthG (Zustimmung zur Beschäftigung)
(1)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung setzt die
Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit voraus, es sei denn, die Zustimmung
ist kraft Gesetzes, auf Grund der Beschäftigungsverordnung oder Bestimmung in
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung nicht erforderlich. Die Zustimmung kann
erteilt werden, wenn dies durch ein Gesetz, die Beschäftigungsverordnung oder
zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist.
(2)
Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch eine
Fachkraft gemäß den §§ 18a oder 18b zustimmen, wenn
1.
sie nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare inländische
Arbeitnehmer beschäftigt wird,
2.
sie
a)
gemäß § 18a oder § 18b Absatz 1 eine Beschäftigung als Fachkraft ausüben
wird, zu der ihre Qualifikation sie befähigt, oder
b)
gemäß § 18b Absatz 2 Satz 2 eine ihrer Qualifikation angemessene
Beschäftigung ausüben wird,
3.
ein inländisches Beschäftigungsverhältnis vorliegt und,
4.
sofern die Beschäftigungsverordnung nähere Voraussetzungen in Bezug auf die
Ausübung der Beschäftigung vorsieht, diese vorliegen.
Die Zustimmung wird ohne Vorrangprüfung im Sinne des Absatzes 3 Nummer 3
erteilt, es sei denn, in der Beschäftigungsverordnung ist etwas anderes bestimmt.
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(3) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch
einen Ausländer unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft zustimmen,
wenn
1.
der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare
inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird,
2.
die in den §§ 19, 19b, 19c Absatz 3 oder § 19d Absatz 1 Nummer 1 oder durch
die Beschäftigungsverordnung geregelten Voraussetzungen für die Zustimmung
in Bezug auf die Ausübung der Beschäftigung vorliegen und
3.
für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen
hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, oder andere
Ausländer, die nach dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf
vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehen
(Vorrangprüfung), soweit diese Prüfung durch die Beschäftigungsverordnung
oder Gesetz vorgesehen ist.
(4) Für die Erteilung der Zustimmung hat der Arbeitgeber der Bundesagentur
für Arbeit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige
Arbeitsbedingungen zu erteilen. Auf Aufforderung durch die Bundesagentur für
Arbeit hat ein Arbeitgeber, der einen Ausländer beschäftigt oder beschäftigt hat,
eine Auskunft nach Satz 1 innerhalb eines Monats zu erteilen.
(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen
Zwecken nach den Abschnitten 3, 5 oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur
für Arbeit zur Ausübung einer Beschäftigung erforderlich ist.
(6) Absatz 3 gilt für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der
Saisonbeschäftigung entsprechend. Im Übrigen sind die für die Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit geltenden Rechtsvorschriften auf die Arbeitserlaubnis
anzuwenden, soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes
bestimmt ist. Die Bundesagentur für Arbeit kann für die Zustimmung zur Erteilung
eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Saisonbeschäftigung und für die Erteilung
einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung am Bedarf orientierte
Zulassungszahlen festlegen.
 
§ 36 BeschV (Erteilung der Zustimmung)
(1)
Die Bundesagentur für Arbeit teilt der zuständigen Stelle die Zustimmung zur
Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes oder einer
Grenzgängerkarte, deren Versagung nach § 40 des Aufenthaltsgesetzes,
den Widerruf nach § 41 des Aufenthaltsgesetzes und die Rücknahme einer
Zustimmung mit.
(2)
Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung gilt als erteilt, wenn
die Bundesagentur für Arbeit der zuständigen Stelle nicht innerhalb von
zwei Wochen nach Übermittlung der Zustimmungsanfrage mitteilt, dass die
übermittelten Informationen für die Entscheidung über die Zustimmung nicht
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ausreichen oder dass der Arbeitgeber die erforderlichen Auskünfte nicht oder
nicht rechtzeitig erteilt hat. Im Fall des § 81a des Aufenthaltsgesetzes verkürzt
sich die Frist nach Satz 1 auf eine Woche.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Zustimmungsanfrage BA Zustimmungsanfrage 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Ergebnis der
Zustimmungsanfrage an BA

  99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Beteiligungsform (FIM)

Name

5: Einvernehmen ohne Außenwirkung

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

25 Dauer des Aufenthaltstitels festlegen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 4: Sachverhalt beurteilen/entscheiden ohne Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 25

Handlungsgrundlage (FIM)
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Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 18 (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18.html

§ 18d (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18d.html

§ 18f (1) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__18f.html

§ 19 (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19.html

§ 19b (3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19b.html

§ 19c (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19c.html

§ 19d (1a) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19d.html

§ 19e (2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__19e.html

§ 20 (1)-(3) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__20.html

§ 21 (4) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__21.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 18 AufenthG (Grundsatz der Fachkräfteeinwanderung; allgemeine
Bestimmungen)
(4)
Aufenthaltstitel für Fachkräfte gemäß den §§ 18a und 18b werden für die
Dauer von vier Jahren oder, wenn das Arbeitsverhältnis oder die Zustimmung
der Bundesagentur für Arbeit auf einen kürzeren Zeitraum befristet sind, für
diesen kürzeren Zeitraum erteilt. Die Blaue Karte EU wird für die Dauer des
Arbeitsvertrages zuzüglich dreier Monate ausgestellt oder verlängert, wenn die
Dauer des Arbeitsvertrages weniger als vier Jahre beträgt.
 
§ 18d AufenthG (Forschung)
(...)
Die Aufenthaltserlaubnis wird für mindestens ein Jahr erteilt. Nimmt
der Ausländer an einem Unions- oder multilateralen Programm mit
Mobilitätsmaßnahmen teil, so wird die Aufenthaltserlaubnis für mindestens
zwei Jahre erteilt. Wenn das Forschungsvorhaben in einem kürzeren Zeitraum
durchgeführt wird, wird die Aufenthaltserlaubnis abweichend von den Sätzen 1
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und 2 auf die Dauer des Forschungsvorhabens befristet; die Frist beträgt in den
Fällen des Satzes 2 mindestens ein Jahr.
(...)
 
§ 18f AufenthG (Aufenthaltserlaubnis für mobile Forscher)
(1)
Für einen Aufenthalt zum Zweck der Forschung, der mehr als 180 Tage und
höchstens ein Jahr dauert, wird einem Ausländer ohne Zustimmung der
Bundesagentur für Arbeit eine Aufenthaltserlaubnis erteilt, wenn
1. er einen für die Dauer des Verfahrens gültigen nach der Richtlinie (EU)
2016/801 erteilten Aufenthaltstitel eines anderen Mitgliedstaates besitzt,
2. die Kopie eines anerkannten und gültigen Passes oder Passersatzes vorgelegt
wird und
3. die Aufnahmevereinbarung oder der entsprechende Vertrag, die oder der mit
der aufnehmenden Forschungseinrichtung im Bundesgebiet geschlossen wurde,
vorgelegt wird.
(...)
 
§ 19 AufenthG (ICT-Karte für unternehmensintern transferierte
Arbeitnehmer)
(4)
Die ICT-Karte wird erteilt
1. bei Führungskräften und bei Spezialisten für die Dauer des Transfers,
höchstens jedoch für drei Jahre und
2. bei Trainees für die Dauer des Transfers, höchstens jedoch für ein Jahr.
Durch eine Verlängerung der ICT-Karte dürfen die in Satz 1 genannten
Höchstfristen nicht überschritten werden.
(...)
 
§ 19b AufenthG (Mobiler-ICT-Karte)
(3)
Wird der Antrag auf Erteilung der Mobiler-ICT-Karte mindestens 20 Tage vor
Beginn des Aufenthalts im Bundesgebiet gestellt und ist der Aufenthaltstitel des
anderen Mitgliedstaates weiterhin gültig, so gelten bis zur Entscheidung der
Ausländerbehörde der Aufenthalt und die Beschäftigung des Ausländers für bis
zu 90 Tage innerhalb eines Zeitraums von 180 Tagen als erlaubt.
(...)
 
§ 19c AufenthG  (Sonstige Beschäftigungszwecke; Beamte)
(4)
Einem Ausländer, der in einem Beamtenverhältnis zu einem deutschen
Dienstherrn steht, wird ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit eine
Aufenthaltserlaubnis zur Erfüllung seiner Dienstpflichten im Bundesgebiet erteilt.
Die Aufenthaltserlaubnis wird für die Dauer von drei Jahren erteilt, wenn das
Dienstverhältnis nicht auf einen kürzeren Zeitraum befristet ist. Nach drei Jahren
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wird eine Niederlassungserlaubnis abweichend von § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer
1 und 3 erteilt.
 
§ 19d AufenthG
(1a)
Wurde die Duldung nach § 60a Absatz 2 Satz 3 in Verbindung mit § 60c
erteilt, ist nach erfolgreichem Abschluss dieser Berufsausbildung für eine der
erworbenen beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung eine
Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von zwei Jahren zu erteilen, wenn die
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 2 bis 3 und 6 bis 7 vorliegen
 
§ 19e AufenthG (Teilnahme am europäischen Freiwilligendienst)
(2)
Der Aufenthaltstitel für den Ausländer wird für die vereinbarte Dauer der
Teilnahme am europäischen Freiwilligendienst, höchstens jedoch für ein Jahr
erteilt.
 
§ 20 AufenthG (Arbeitsplatzsuche für Fachkräfte)
(1)
Einer Fachkraft mit Berufsausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu
sechs Monate zur Suche nach einem Arbeitsplatz, zu dessen Ausübung ihre
Qualifikation befähigt, erteilt werden, wenn die Fachkraft über der angestrebten
Tätigkeit entsprechende deutsche Sprachkenntnisse verfügt. Auf Ausländer,
die sich bereits im Bundesgebiet aufhalten, findet Satz 1 nur Anwendung,
wenn diese unmittelbar vor der Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach Satz
1 im Besitz eines Aufenthaltstitels zum Zweck der Erwerbstätigkeit oder nach
§ 16e waren. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Berufsgruppen bestimmen,
in denen Fachkräften keine Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 erteilt werden darf.
Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt nur zur Ausübung von Probebeschäftigungen
bis zu zehn Stunden je Woche, zu deren Ausübung die erworbene Qualifikation
die Fachkraft befähigt.
(2)
Einer Fachkraft mit akademischer Ausbildung kann eine Aufenthaltserlaubnis
für bis zu sechs Monate zur Suche nach einem Arbeitsplatz, zu dessen
Ausübung ihre Qualifikation befähigt, erteilt werden. Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt
entsprechend.
(3)
Zur Suche nach einem Arbeitsplatz, zu dessen Ausübung seine Qualifikation
befähigt,
1. wird einem Ausländer nach erfolgreichem Abschluss eines Studiums im
Bundesgebiet im Rahmen eines Aufenthalts nach § 16b oder § 16c eine
Aufenthaltserlaubnis für bis zu 18 Monate erteilt,
2. wird einem Ausländer nach Abschluss der Forschungstätigkeit im Rahmen
eines Aufenthalts nach § 18d oder § 18f eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu neun
Monate erteilt,
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3. kann einem Ausländer nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten
Berufsausbildung im Bundesgebiet im Rahmen eines Aufenthalts nach § 16a
eine Aufenthaltserlaubnis für bis zu zwölf Monate erteilt werden, oder
4. kann einem Ausländer nach der Feststellung der Gleichwertigkeit der
Berufsqualifikation oder der Erteilung der Berufsausübungserlaubnis
im Bundesgebiet im Rahmen eines Aufenthalts nach § 16d eine
Aufenthaltserlaubnis für bis zu zwölf Monate erteilt werden,
sofern der Arbeitsplatz nach den Bestimmungen der §§ 18a, 18b, 18d, 19c und
21 von Ausländern besetzt werden darf.
 
§ 21 AufenthG (Selbständige Tätigkeit)
(4)
Die Aufenthaltserlaubnis wird auf längstens drei Jahre befristet. Nach drei Jahren
kann abweichend von § 9 Abs. 2 eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden,
wenn der Ausländer die geplante Tätigkeit erfolgreich verwirklicht hat und der
Lebensunterhalt des Ausländers und seiner mit ihm in familiärer Gemeinschaft
lebenden Angehörigen, denen er Unterhalt zu leisten hat, durch ausreichende
Einkünfte gesichert ist und die Voraussetzung des § 9 Absatz 2 Satz 1 Nummer
4 vorliegt.

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

26 Über die Erteilung des Aufenthaltstitels informieren (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 26

RAG-Beschreibung (FIM) Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die
oberste Fachbehörde entscheidet, ob diese Aktivitätengruppe als Empfehlung im
Stammprozess bleiben soll.
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RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Information über Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis

99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

27 Bestelldaten für Aufenthaltstitel übermitteln (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 27

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 61c AufenthG i.V.m. AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__61c.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 61c AufenthV (Übermittlung der Daten an den Dokumentenhersteller)
(1) Nach der Erfassung werden sämtliche Antragsdaten in den
Ausländerbehörden zu einem digitalen Datensatz zusammengeführt und
an den Dokumentenhersteller übermittelt. Die Datenübermittlung umfasst
auch die Qualitätswerte zu den erhobenen Fingerabdrücken und – soweit
vorhanden – zu den Lichtbildern, die Behördenkennzahl, die Versionsnummern
der Qualitätssicherungssoftware und der Qualitätssollwerte, den Zeitstempel
des Antrags sowie die Speichergröße der biometrischen Daten. Die
Datenübermittlung erfolgt durch elektronische Datenübertragung über
verwaltungseigene Kommunikationsnetze oder über das Internet. Sie erfolgt
unmittelbar zwischen Ausländerbehörde und Dokumentenhersteller oder
über Vermittlungsstellen. Die zu übermittelnden Daten sind mittels geeigneter
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technischer und organisatorischer Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der
Verordnung (EU) 2016/679 elektronisch zu signieren und zu verschlüsseln.
(2) Zum Signieren und Verschlüsseln der nach Absatz 1 zu übermittelnden
Daten sind gültige Zertifikate nach den Anforderungen der vom Bundesamt
für Sicherheit in der Informationstechnik erstellten Sicherheitsleitlinien
der Wurzelzertifizierungsinstanz der Verwaltung zu nutzen. Der
Dokumentenhersteller hat geeignete technische und organisatorische
Regelungen zu treffen, die eine Weiterverarbeitung von ungültig signierten
Antragsdaten ausschließen.
(3) Die Datenübertragung nach Absatz 1 Satz 3 erfolgt unter Verwendung
eines XML-basierten Datenaustauschformats gemäß den für die
Produktionsdatenerfassung, -qualitätsprüfung und -übermittlung
maßgeblichen Technischen Richtlinien des Bundesamtes für Sicherheit in
der Informationstechnik und auf der Grundlage des Übermittlungsprotokolls
OSCI-Transport in der jeweils gültigen Fassung. § 61b Absatz 3 Satz 2 gilt
entsprechend.
(4) Soweit die Datenübermittlung über Vermittlungsstellen erfolgt, finden die
Absätze 1 bis 3 auf die Datenübermittlung zwischen Vermittlungsstelle und
Dokumentenhersteller entsprechende Anwendung. Die Datenübermittlung
zwischen Ausländerbehörde und Vermittlungsstelle muss hinsichtlich
Datensicherheit und Datenschutz ein den in Absatz 1 Satz 5 genannten
Anforderungen entsprechendes Niveau aufweisen. Die Anforderungen an
das Verfahren zur Datenübermittlung zwischen Ausländerbehörde und
Vermittlungsstelle richten sich nach dem jeweiligen Landesrecht.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Bundesdruckerei GmbH

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Bestelldaten für
Aufenthaltstitel

3: Elektronisch -
halbautomatisch

Bundesdruckerei GmbH

Beteiligungsform (FIM)

Name

9: Auftrag

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

28 Aufenthaltstitel produzieren (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 28

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 61c AufenthG i.V.m. AufenthV 111: Rechtsverordnung

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Bestelldaten für
Aufenthaltstitel

3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Beteiligungsform (FIM)

Name

9: Auftrag

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

29 Aufenthaltstitel aushändigen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 29

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Aufenthaltstitel   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

30 Daten zum Aufenthaltstitel übermitteln (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00
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ID der Aktivitätengruppe (FIM) 30

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 90b AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__90b.html

§ 91d (4)-(5) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__91d.html

§ 6 (1) Nummer 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 1
und Satz 3 Nummer 1 AZRG

104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
azrg/__6.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 90b AufenthG (Datenabgleich zwischen Ausländer- und Meldebehörden)
Die Ausländer- und Meldebehörden übermitteln einander jährlich die in
§ 90a Abs. 2 genannten Daten zum Zweck der Datenpflege, soweit sie
denselben örtlichen Zuständigkeitsbereich haben. Die empfangende Behörde
gleicht die übermittelten Daten mit den bei ihr gespeicherten Daten ab, ein
automatisierter Abgleich ist zulässig. Die übermittelten Daten dürfen nur für die
Durchführung des Abgleichs sowie die Datenpflege verwendet werden und sind
sodann unverzüglich zu löschen; überlassene Datenträger sind unverzüglich
zurückzugeben oder zu vernichten. Die Ausländerbehörden übermitteln die
im Rahmen des Datenabgleichs erfolgten Änderungen unverzüglich an die
Registerbehörde des Ausländerzentralregisters. Andere gesetzliche Vorschriften
zum Datenabgleich bleiben unberührt.
§ 91d AufenthG (Auskünfte zur Durchführung der Richtlinie (EU) 2016/801)
(4)
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unterrichtet die zuständige
Behörde eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, in dem der
Ausländer einen Aufenthaltstitel nach der Richtlinie (EU) 2016/801 besitzt, über
den Inhalt und den Tag einer Entscheidung über
1. die Ablehnung der nach § 16c Absatz 1 und § 18e Absatz 1 mitgeteilten
Mobilität nach § 19f Absatz 5 sowie
2. die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18f.
Wenn eine Ausländerbehörde die Entscheidung getroffen hat, übermittelt
sie dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür
erforderlichen Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen
Kontaktstelle die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus
dem Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln.
(5) Wird ein Aufenthaltstitel nach § 16b Absatz 1, den §§ 16e, 18d oder
19e widerrufen, zurückgenommen, nicht verlängert oder läuft er nach einer
Verkürzung der Frist gemäß § 7 Absatz 2 Satz 2 ab, so unterrichtet das
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die zuständigen
Behörden des anderen Mitgliedstaates, sofern sich der Ausländer dort im
Rahmen des Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/801 aufhält
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und dies dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bekannt ist. Die
Ausländerbehörde, die die Entscheidung getroffen hat, übermittelt dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge unverzüglich die hierfür erforderlichen
Angaben. Die Ausländerbehörden können der nationalen Kontaktstelle
die für die Unterrichtungen nach Satz 1 erforderlichen Daten aus dem
Ausländerzentralregister unter Nutzung der AZR-Nummer automatisiert
übermitteln. Wird dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge durch die
zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaates mitgeteilt, dass ein
Aufenthaltstitel eines Ausländers, der sich nach den §§ 16c, 18e oder 18f
im Bundesgebiet aufhält, der in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU)
2016/801 fällt, widerrufen, zurückgenommen oder nicht verlängert wurde oder
abgelaufen ist, so unterrichtet das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
unverzüglich die zuständige Ausländerbehörde.
 
§ 6 AZRG (Übermittelnde Stellen, Inhalt der Datenübermittlung)
(1)
Folgende Stellen sind in den jeweils genannten Fällen zur unverzüglichen
Übermittlung von Daten an die Registerbehörde verpflichtet:
1. die Ausländerbehörden und die mit der Durchführung ausländerrechtlicher
Vorschriften betrauten öffentlichen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1 bis 2
Nummer 1 bis 4, 6, 11, 12 und 14, Absatz 2b sowie Absatz 3 Nummer 1, 3, 4 und
6, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
1a. die für die Aufnahmeeinrichtungen zuständigen Behörden
(Aufnahmeeinrichtungen) in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1,
1b. die für die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften und die für den
öffentlichen Gesundheitsdienst zuständigen Behörden in den Fällen des § 2
Absatz 1a und 2 Nummer 1,
2. die mit grenzpolizeilichen Aufgaben betrauten Behörden und die in der
Rechtsverordnung nach § 58 Absatz 1 des Bundespolizeigesetzes bestimmte
Bundespolizeibehörde in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 3 bis 6, 13
und 14 und, soweit es der Stand des Verfahrens zulässt, in den Fällen des § 2
Absatz 2 Nummer 7 und 7a sowie Absatz 3 Nummer 3 und 5 bis 7,
3. das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge in den Fällen des § 2 Absatz 1a
und 2 Nummer 1, 3 und 6, Absatz 2a sowie Absatz 3 Nummer 2, 3 und 6, sofern
nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
4. das Bundeskriminalamt, die Landeskriminalämter, das Zollkriminalamt und
sonstige Polizeivollzugsbehörden der Länder, in den Fällen des § 2 Absatz
1a Nummer 2 und 3 sowie Absatz 2 Nummer 6 und, soweit es der Stand des
Verfahrens zulässt, die ermittlungsführenden Polizeibehörden in den Fällen des §
2 Absatz 2 Nummer 7 und 7a sowie Absatz 3 Nummer 6 und 7,
4a. die Polizeivollzugsbehörden der Länder in den Fällen des § 2 Absatz 1a
Nummer 1,
5. die Staatsanwaltschaften und die Gerichte im Fall des § 2 Absatz 2
Nummer 6 und Absatz 3 Nummer 6 sowie die Staatsanwaltschaften bei den
Oberlandesgerichten im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 8,
6. die Staatsangehörigkeitsbehörden im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 9,
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7. die in den Angelegenheiten der Vertriebenen, Aussiedler und Spätaussiedler
zuständigen Stellen im Fall des § 2 Absatz 2 Nummer 10,
8. die Bundesagentur für Arbeit und die für die Durchführung der Grundsicherung
für Arbeitsuchende zuständigen Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1a Nummer
1 und Absatz 2 Nummer 1 sowie die Bundesagentur für Arbeit in den Fällen des
§ 2 Absatz 2c,
8a. die für die Durchführung des Asylbewerberleistungsgesetzes zuständigen
Stellen in den Fällen des § 2 Absatz 1a und 2 Nummer 1,
9. die Meldebehörden in den Fällen des § 2 Absatz 1, 1a und 2 Nummer 1 bis 4
und 6 bis 14.
(2) Die Stellen nach Absatz 1 Nummer 1, 1a und 2 bis 7 übermitteln die Daten
nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 5a und 7 sowie Absatz 4 Nummer 1, 3 bis 5
und 7. Von der Übermittlung der Daten einer gefährdeten Person im Fall des § 2
Abs. 2 Nr. 7 kann im Einzelfall abgesehen werden, wenn die Speicherung ihren
schutzwürdigen Interessen entgegensteht. Außerdem übermitteln
1. die in Absatz 1 Nummer 1 bezeichneten Stellen die Angaben nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 6, 7a, 8 und 10, Absatz 2 Nummer 1 bis 8, Absatz 3 Nummer 1
und 2, Absatz 3c, 3e, 3f und 4 Nummer 6 sowie die Daten nach § 4 Absatz 1 und
2, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
2. die in Absatz 1 Nummer 1a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 5d, Absatz 2 Nummer 1 bis 11, Absatz 3 Nummer 1 und 2,
Absatz 3e,
3. die in Absatz 1 Nummer 1b bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 2
Nummer 9 bis 11,
4. die in Absatz 1 Nummer 2 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 1
Nummer 5b bis 6, Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 8, Absatz 3e und 3f,
4a. die in Absatz 1 Nummer 4a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 5b bis 5d, Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 bis 8,
5.die in Absatz 1 Nummer 3 bezeichnete Stelle die Daten nach § 3 Absatz  1
Nummer 5b bis 6 und 8, Absatz 2 Nummer 1 bis 8, Absatz 3 Nummer 3, Absatz
3b und 3f sowie § 4 Absatz 1 und 2, sofern nicht Absatz 2a etwas anderes regelt,
5a. die in Absatz 1 Nummer 4 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz 1
Nummer 5b und zusätzlich das Bundeskriminalamt die Referenznummern nach
§ 3 Absatz 2 Nummer 1 in den Fällen des § 2 Absatz 1a Nummer 2 und 3, die
Referenznummern nach § 3 Absatz 3a Nummer 1 in den Fällen des § 2 Absatz 2
Nummer 3 und die Referenznummern nach § 3 Absatz 3b in den Fällen des § 2
Absatz 2a,
6. die Bundesagentur für Arbeit und die für die Grundsicherung für
Arbeitsuchende zuständigen Stellen die Daten nach § 3 Absatz 3 in den Fällen
des § 2 Absatz 1a und Absatz 2 Nummer 1 und die Bundesagentur für Arbeit die
Daten nach § 3 Absatz 1 Nummer 1, 3, 4 und 7 sowie Absatz 3d in den Fällen
des § 2 Absatz 2c,
6a. die in Absatz 1 Nummer 8a bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
2 Nummer 8,
7. die in Absatz 1 Nummer 9 bezeichneten Stellen die Daten nach § 3 Absatz
1 Nummer 2, 4, 5c und die frühere Anschrift im Bundesgebiet und das
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Auszugsdatum sowie Auskunftssperren nach § 51 des Bundesmeldegesetzes
und deren Wegfall.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Informationen 99: Keine Vorgabe Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge (BAMF)

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

31 Information bearbeiten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 31

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Daten zum Aufenthaltstitel 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Daten zum Antrag auf
Aufenthaltserlaubnis

3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb
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Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

32 Über Ablehnung informieren (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.0

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 32

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 8 (2) AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__8.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 8 AufenthG (Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis)
(2)
Die Aufenthaltserlaubnis kann in der Regel nicht verlängert werden, wenn
die zuständige Behörde dies bei einem seiner Zweckbestimmung nach nur
vorübergehenden Aufenthalt bei der Erteilung oder der zuletzt erfolgten
Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen hat.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Ablehnungsbescheid   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja
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33 Angaben zur Identität klären (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 33

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 49 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__49.html

§ 5 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__5.html

§ 86 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__86.html

§ 82 (5) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__82.html

§ 61a AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__61a.html

§ 89 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__89.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 49 AufenthG (Überprüfung, Feststellung und Sicherung der Identität)
(1) 
Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen unter den
Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 die auf dem elektronischen Speicher-
und Verarbeitungsmedium eines Dokuments nach § 48 Abs. 1 Nr. 1 und 2
gespeicherten biometrischen und sonstigen Daten auslesen, die benötigten
biometrischen Daten beim Inhaber des Dokuments erheben und die
biometrischen Daten miteinander vergleichen. Darüber hinaus sind auch alle
anderen Behörden, an die Daten aus dem Ausländerzentralregister nach den §§
15 bis 20 des AZR-Gesetzes übermittelt werden, und die Meldebehörden befugt,
Maßnahmen nach Satz 1 zu treffen, soweit sie die Echtheit des Dokuments oder
die Identität des Inhabers überprüfen dürfen. Biometrische Daten nach Satz 1
sind nur die Fingerabdrücke und das Lichtbild.
(2) 
Jeder Ausländer ist verpflichtet, gegenüber den mit dem Vollzug des
Ausländerrechts betrauten Behörden auf Verlangen die erforderlichen Angaben
zu seinem Alter, seiner Identität und Staatsangehörigkeit zu machen und die
von der Vertretung des Staates, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt oder
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vermutlich besitzt, geforderten und mit dem deutschen Recht in Einklang
stehenden Erklärungen im Rahmen der Beschaffung von Heimreisedokumenten
abzugeben.
(3) 
Bestehen Zweifel über die Person, das Lebensalter oder die Staatsangehörigkeit
des Ausländers, so sind die zur Feststellung seiner Identität, seines Lebensalters
oder seiner Staatsangehörigkeit erforderlichen Maßnahmen zu treffen, wenn
1. dem Ausländer die Einreise erlaubt, ein Aufenthaltstitel erteilt oder die
Abschiebung ausgesetzt werden soll oder
2. es zur Durchführung anderer Maßnahmen nach diesem Gesetz erforderlich ist.
(4)
Die Identität eines Ausländers ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu
sichern, wenn eine Verteilung gemäß § 15a stattfindet.
(5) 
Zur Feststellung und Sicherung der Identität sollen die erforderlichen
Maßnahmen durchgeführt werden,
1. wenn der Ausländer mit einem gefälschten oder verfälschten Pass oder
Passersatz einreisen will oder eingereist ist;
2. wenn sonstige Anhaltspunkte den Verdacht begründen, dass der Ausländer
nach einer Zurückweisung oder Beendigung des Aufenthalts erneut unerlaubt ins
Bundesgebiet einreisen will;
3. bei Ausländern, die vollziehbar ausreisepflichtig sind, sofern die
Zurückschiebung oder Abschiebung in Betracht kommt;
4. wenn der Ausländer in einen in § 26a Abs. 2 des Asylgesetzes genannten
Drittstaat zurückgewiesen oder zurückgeschoben wird;
5. bei der Beantragung eines nationalen Visums;
6. bei Ausländern, die für ein Aufnahmeverfahren nach § 23, für die Gewährung
von vorübergehendem Schutz nach § 24 oder für ein Umverteilungsverfahren
auf Grund von Maßnahmen nach Artikel 78 Absatz 3 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union vorgeschlagen und vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge in die Prüfung über die Erteilung einer
Aufnahmezusage einbezogen wurden, sowie in den Fällen des § 29 Absatz 3;
7. wenn ein Versagungsgrund nach § 5 Abs. 4 festgestellt worden ist.
(6) 
Maßnahmen im Sinne der Absätze 3 bis 5 mit Ausnahme des Absatzes 5 Nr.
5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern, das Abnehmen von Fingerabdrücken
sowie Messungen und ähnliche Maßnahmen, einschließlich körperlicher
Eingriffe, die von einem Arzt nach den Regeln der ärztlichen Kunst zum Zweck
der Feststellung des Alters vorgenommen werden, wenn kein Nachteil für die
Gesundheit des Ausländers zu befürchten ist. Die Maßnahmen sind zulässig
bei Ausländern, die das sechste Lebensjahr vollendet haben. Zur Feststellung
der Identität sind diese Maßnahmen nur zulässig, wenn die Identität in anderer
Weise, insbesondere durch Anfragen bei anderen Behörden nicht oder nicht
rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten festgestellt werden kann.
(6a) 

Seite 100 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Maßnahmen im Sinne des Absatzes 5 Nr. 5 sind das Aufnehmen von Lichtbildern
und das Abnehmen von Fingerabdrücken.
(7) 
Zur Bestimmung des Herkunftsstaates oder der Herkunftsregion des Ausländers
kann das gesprochene Wort des Ausländers auf Ton- oder Datenträger
aufgezeichnet werden. Diese Erhebung darf nur erfolgen, wenn der Ausländer
vorher darüber in Kenntnis gesetzt wurde.
(8) 
Die Identität eines Ausländers, der in Verbindung mit der unerlaubten Einreise
aufgegriffen und nicht zurückgewiesen wird, ist durch erkennungsdienstliche
Maßnahmen zu sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller
zehn Finger aufgenommen werden. Die Identität eines Ausländers, der das
sechste Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des
Satzes 1 nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(9) 
Die Identität eines Ausländers, der sich ohne erforderlichen Aufenthaltstitel
im Bundesgebiet aufhält, ist durch erkennungsdienstliche Maßnahmen zu
sichern. Nach Satz 1 dürfen nur Lichtbilder und Abdrucke aller zehn Finger
aufgenommen werden. Die Identität eines Ausländers, der das sechste
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ist unter den Voraussetzungen des Satzes 1
nur durch das Aufnehmen eines Lichtbildes zu sichern.
(10)
Der Ausländer hat die Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 3 bis 9 zu dulden.
 
§ 5 AufenthG (Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen)
(1)
Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
(...)
1a. die Identität und, falls er nicht zur Rückkehr in einen anderen Staat berechtigt
ist, die Staatsangehörigkeit des Ausländers geklärt ist,
(...)
 
§ 61a AufenthV (Fingerabdruckerfassung bei der Beantragung von
Dokumenten mit elektronischem Speicher und Verarbeitungsmedium)
(1)
Die Fingerabdrücke werden in Form des flachen Abdrucks des linken
und rechten Zeigefingers des Antragstellers im elektronischen Speicher-
und Verarbeitungsmedium des Dokuments gespeichert. Bei Fehlen eines
Zeigefingers, ungenügender Qualität des Fingerabdrucks oder Verletzungen
der Fingerkuppe wird ersatzweise der flache Abdruck entweder des Daumens,
des Mittelfingers oder des Ringfingers gespeichert. Fingerabdrücke sind nicht zu
speichern, wenn die Abnahme der Fingerabdrücke aus medizinischen Gründen,
die nicht nur vorübergehender Art sind, unmöglich ist.
 
§ 82 AufenthG (Mitwirkung des Ausländers)
(5)
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Der Ausländer, für den nach diesem Gesetz, dem Asylgesetz oder den zur
Durchführung dieser Gesetze erlassenen Bestimmungen ein Dokument
ausgestellt werden soll, hat auf Verlangen
1. ein aktuelles Lichtbild nach Maßgabe einer nach § 99 Abs. 1 Nr. 13 und 13a
erlassenen Rechtsverordnung vorzulegen oder bei der Aufnahme eines solchen
Lichtbildes mitzuwirken und
2. bei der Abnahme seiner Fingerabdrücke nach Maßgabe einer nach § 99
Absatz 1 Nummer 13 und 13a erlassenen Rechtsverordnung mitzuwirken.
 
§ 86 AufenthG (Erhebung personenbezogener Daten)
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zweck
der Ausführung dieses Gesetzes und ausländerrechtlicher Bestimmungen
in anderen Gesetzen personenbezogene Daten erheben, soweit dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und nach ausländerrechtlichen
Bestimmungen in anderen Gesetzen erforderlich ist. Personenbezogene
Daten, deren Verarbeitung nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU)
2016/679 untersagt ist, dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur
Aufgabenerfüllung erforderlich ist.
§ 89 AufenthG (Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -
sichernden Maßnahmen)
(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49
von den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen
und nach § 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung
seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die
nach § 49 Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von
anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7
werden bei der aufzeichnenden Behörde gespeichert.
(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das
Bundeskriminalamt die erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1
zum Zwecke der Identitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der
Identität von Personen zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit
Ausnahme des Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten,
in denen die betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden
zu befürchten hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der
Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat
die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle
personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck
verarbeitet werden dürfen, zu dem sie übermittelt worden sind. Ferner ist ihr
der beim Bundeskriminalamt vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die
Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse,
Schutz vor Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung
überwiegen oder
2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention
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zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde,
insbesondere dadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im
Empfängerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen
oder Menschenrechtsverletzungen drohen.
(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen
Daten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung
von Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichen
Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese
Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.
(3) Die nach § 49 Abs. 1 erhobenen Daten sind von allen Behörden unmittelbar
nach Beendigung der Prüfung der Echtheit des Dokuments oder der Identität des
Inhabers zu löschen. Die nach § 49 Abs. 3 bis 5, 7, 8 oder 9 erhobenen Daten
sind von allen Behörden, die sie speichern, zu löschen, wenn
1. dem Ausländer ein gültiger Pass oder Passersatz ausgestellt und von der
Ausländerbehörde ein Aufenthaltstitel erteilt worden ist,
2. seit der letzten Ausreise, der versuchten unerlaubten Einreise oder der
Beendigung des unerlaubten Aufenthalts zehn Jahre vergangen sind,
3 . in den Fällen des § 49 Abs. 5 Nr. 3 und 4 seit der Zurückweisung oder
Zurückschiebung drei Jahre vergangen sind oder
4. im Falle des § 49 Abs. 5 Nr. 5 seit der Beantragung des Visums sowie im Falle
des § 49 Abs. 7 seit der Sprachaufzeichnung zehn Jahre vergangen sind.
Die Löschung ist zu protokollieren.
(4) Absatz 3 gilt nicht, soweit und solange die Daten im Rahmen eines
Strafverfahrens oder zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder
Ordnung benötigt werden.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Nachfrage 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

34 Amtshilfe zur Überprüfung der Identität einholen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 34

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 89 (1)-(2) AufenthG 104: Gesetz
http://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__89.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 89 AufenthG (Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -
sichernden Maßnahmen)
(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49
von den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen
und nach § 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung
seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die
nach § 49 Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von
anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7
werden bei der aufzeichnenden Behörde gespeichert.
(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das
Bundeskriminalamt die erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1
zum Zwecke der Identitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der
Identität von Personen zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit
Ausnahme des Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten,
in denen die betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden
zu befürchten hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der
Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat
die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle
personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck
verarbeitet werden dürfen, zu dem sie übermittelt worden sind. Ferner ist ihr
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der beim Bundeskriminalamt vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die
Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse,
Schutz vor Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung
überwiegen oder
2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde,
insbesondere dadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im
Empfängerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen
oder Menschenrechtsverletzungen drohen.
(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen
Daten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung
von Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichen
Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese
Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Bundeskriminalamt (BKA)

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Anfrage 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Bundeskriminalamt (BKA)

Beteiligungsform (FIM)

Name

1: Amtshilfe

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz
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Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

35 Amtshilfe zur Überprüfung der Identität leisten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 35

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 89 (1)-(2) AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__89.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 89 AufenthG (Verfahren bei identitätsüberprüfenden, -feststellenden und -
sichernden Maßnahmen)
(1) Das Bundeskriminalamt leistet Amtshilfe bei der Auswertung der nach § 49
von den mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden erhobenen
und nach § 73 übermittelten Daten. Es darf hierfür auch von ihm zur Erfüllung
seiner Aufgaben gespeicherte erkennungsdienstliche Daten verwenden. Die
nach § 49 Abs. 3 bis 5 sowie 8 und 9 erhobenen Daten werden getrennt von
anderen erkennungsdienstlichen Daten gespeichert. Die Daten nach § 49 Abs. 7
werden bei der aufzeichnenden Behörde gespeichert.
(1a) Im Rahmen seiner Amtshilfe nach Absatz 1 Satz 1 darf das
Bundeskriminalamt die erkennungsdienstlichen Daten nach Absatz 1 Satz 1
zum Zwecke der Identitätsfeststellung auch an die für die Überprüfung der
Identität von Personen zuständigen öffentlichen Stellen von Drittstaaten mit
Ausnahme des Herkunftsstaates der betroffenen Person sowie von Drittstaaten,
in denen die betroffene Person eine Verfolgung oder einen ernsthaften Schaden
zu befürchten hat, übermitteln. Die Verantwortung für die Zulässigkeit der
Übermittlung trägt das Bundeskriminalamt. Das Bundeskriminalamt hat
die Übermittlung und ihren Anlass aufzuzeichnen. Die empfangende Stelle
personenbezogener Daten ist darauf hinzuweisen, dass sie nur zu dem Zweck
verarbeitet werden dürfen, zu dem sie übermittelt worden sind. Ferner ist ihr
der beim Bundeskriminalamt vorgesehene Löschungszeitpunkt mitzuteilen. Die
Übermittlung unterbleibt, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
1. unter Berücksichtigung der Art der Daten und ihrer Erhebung die
schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person, insbesondere ihr Interesse,
Schutz vor Verfolgung zu erhalten, das Allgemeininteresse an der Übermittlung
überwiegen oder
2. die Übermittlung der Daten zu den Grundrechten, dem Abkommen vom
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge sowie der Konvention
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zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten in Widerspruch stünde,
insbesondere dadurch, dass durch die Verarbeitung der übermittelten Daten im
Empfängerstaat Verletzungen von elementaren rechtsstaatlichen Grundsätzen
oder Menschenrechtsverletzungen drohen.
(2) Die Verarbeitung der nach § 49 Absatz 3 bis 5 oder Absatz 7 bis 9 erhobenen
Daten ist auch zulässig zur Feststellung der Identität oder der Zuordnung
von Beweismitteln im Rahmen der Strafverfolgung oder zur polizeilichen
Gefahrenabwehr. Sie dürfen, soweit und solange es erforderlich ist, den für diese
Maßnahmen zuständigen Behörden übermittelt oder bereitgestellt werden.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Anfrage 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Antwort 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

36 Auf sicherheitsrechtlichen Zweck der Befragung und Rechtsfolgen hinweisen (Teilprozess)

RAG (FIM)
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RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 36

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 54 (2) Nr. 7 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__54.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 54 AufenthG (Ausweisungsinteresse)
(2)
(..)
7. in einer Befragung, die der Klärung von Bedenken gegen die Einreise
oder den weiteren Aufenthalt dient, der deutschen Auslandsvertretung oder
der Ausländerbehörde gegenüber frühere Aufenthalte in Deutschland oder
anderen Staaten verheimlicht oder in wesentlichen Punkten vorsätzlich keine,
falsche oder unvollständige Angaben über Verbindungen zu Personen oder
Organisationen macht, die der Unterstützung des Terrorismus oder der
Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder der Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland verdächtig sind; die Ausweisung auf dieser
Grundlage ist nur zulässig, wenn der Ausländer vor der Befragung ausdrücklich
auf den sicherheitsrechtlichen Zweck der Befragung und die Rechtsfolgen
verweigerter, falscher oder unvollständiger Angaben hingewiesen wurde,

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Hinweis, Rechtsfolgen 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

37 Sicherheitsrechtliche Befragung durchführen (Teilprozess)
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RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 37

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 54 (2) Nr. 7 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__54.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 54 AufenthG
(2)
(..)
7. in einer Befragung, die der Klärung von Bedenken gegen die Einreise
oder den weiteren Aufenthalt dient, der deutschen Auslandsvertretung oder
der Ausländerbehörde gegenüber frühere Aufenthalte in Deutschland oder
anderen Staaten verheimlicht oder in wesentlichen Punkten vorsätzlich keine,
falsche oder unvollständige Angaben über Verbindungen zu Personen oder
Organisationen macht, die der Unterstützung des Terrorismus oder der
Gefährdung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder der Sicherheit
der Bundesrepublik Deutschland verdächtig sind; die Ausweisung auf dieser
Grundlage ist nur zulässig, wenn der Ausländer vor der Befragung ausdrücklich
auf den sicherheitsrechtlichen Zweck der Befragung und die Rechtsfolgen
verweigerter, falscher oder unvollständiger Angaben hingewiesen wurde,

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Anfrage 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

3: Auskunft

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

38 Erfordernis Anhörung prüfen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 3: Sachverhalt formell prüfen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 39

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 28 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__28.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 28 VwVfG (Anhörung Beteiligter)
(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten
eingreift, ist diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung
erheblichen Tatsachen zu äußern.
(2) Von der Anhörung kann abgesehen werden, wenn sie nach den Umständen
des Einzelfalls nicht geboten ist, insbesondere wenn
1. eine sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im öffentlichen
Interesse notwendig erscheint;
2. durch die Anhörung die Einhaltung einer für die Entscheidung maßgeblichen
Frist in Frage gestellt würde;
3. von den tatsächlichen Angaben eines Beteiligten, die dieser in einem Antrag
oder einer Erklärung gemacht hat, nicht zu seinen Ungunsten abgewichen
werden soll;
4. die Behörde eine Allgemeinverfügung oder gleichartige Verwaltungsakte
in größerer Zahl oder Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen
erlassen will;
5. Maßnahmen in der Verwaltungsvollstreckung getroffen werden sollen.
(3) Eine Anhörung unterbleibt, wenn ihr ein zwingendes öffentliches Interesse
entgegensteht.
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RAG DETAILS (FIM)

Art der formellen Prüfung (FIM) 4: Verfahren

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

39 Anhörung durchführen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 7: Beteiligung durchführen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 39

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 13 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__13.html

§ 26 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__26.html

§ 28 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__28.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 13 VwVfG (Beteiligte)
(1) Beteiligte sind
1. Antragsteller und Antragsgegner;
2. diejenigen, an die die Behörde den Verwaltungsakt richten will oder gerichtet
hat,
3. diejenigen, mit denen die Behörde einen öffentlich-rechtlichen Vertrag
schließen will oder geschlossen hat,
4. diejenigen, die nach Absatz 2 von der Behörde zu dem Verfahren
hinzugezogen worden sind.
(3) Wer anzuhören ist, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1
vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter.
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§ 26 VwVfG (Beweismittel)
(1) Die Behörde bedient sich der Beweismittel, die sie nach pflichtgemäßem
Ermessen zur Ermittlung des Sachverhalts für erforderlich hält. Sie kann
insbesondere
1. (...)
2. Beteiligte anhören, Zeugen und Sachverständige vernehmen oder die
schriftliche oder elektronische Äußerung von Beteiligten, Sachverständigen und
Zeugen einholen.
3. (...)
4. den Augenschein einnehmen.
(2) Die Beteiligten sollen bei der Ermittlung des Sachverhalts mitwirken. Sie
sollen insbesondere ihnen bekannte Tatsachen und Beweismittel angeben.
Eine weitergehende Pflicht, bei der Ermittlung des Sachverhalts mitzuwirken,
insbesondere eine Pflicht zum persönlichen Erscheinen oder zur Aussage,
besteht nur, soweit sie durch Rechtsvorschrift besonders vorgesehen ist.
(3) Für Zeugen und Sachverständige besteht eine Pflicht zur Aussage oder
zur Erstattung von Gutachten, wenn sie durch Rechtsvorschrift vorgesehen ist.
Falls die Behörde Zeugen und Sachverständige herangezogen hat, erhalten
sie auf Antrag in entsprechender Anwendung des Justizvergütungs- und -
entschädigungsgesetzes eine Entschädigung oder Vergütung.
 
§ 28 VwVfG (Anhörung Beteiligter)
(1) Bevor ein Verwaltungsakt erlassen wird, der in Rechte eines Beteiligten
eingreift, ist diesem Gelegenheit zu geben, sich zu den für die Entscheidung
erheblichen Tatsachen zu äußern.

RAG DETAILS (FIM)

Empfangene Daten

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Absender

Antwort 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Bereitgestellte Daten

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart Empfänger

Anhörung 99: Keine Vorgabe Antragstellende Person

Beteiligungsform (FIM)

Name

2: Anhörung

Mitwirkungspflicht (FIM) Ja
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

40 Ablehnungsbescheid erstellen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 6: Daten zum Sachverhalt bearbeiten

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 40

Ausgehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Ablehnungsbescheid (Aufenthaltserlaubnis) D00000325

RAG DETAILS (FIM)

Bearbeitungsart (FIM) 1: Erstellung

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

41 Ablehnungsbescheid bekannt geben (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00
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ID der Aktivitätengruppe (FIM) 41

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 35 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__35.html

§ 35a VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__35a.html

§ 37 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__37.html

§ 39 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__39.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 35 VwVfG (Begriff des Verwaltungsaktes)
Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung oder andere hoheitliche
Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet
des öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen
gerichtet ist. Allgemeinverfügung ist ein Verwaltungsakt, der sich an einen nach
allgemeinen Merkmalen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis richtet
oder die öffentlich-rechtliche Eigenschaft einer Sache oder ihre Benutzung durch
die Allgemeinheit betrifft.
 
§ 35a VwVfG (Vollständig automatisierter Erlass eines Verwaltungsaktes)
Ein Verwaltungsakt kann vollständig durch automatische Einrichtungen erlassen
werden, sofern dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist und weder ein
Ermessen noch ein Beurteilungsspielraum besteht.
 
§ 37 VwVfG (Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes;
Rechtsbehelfsbelehrung)
(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, mündlich oder in anderer
Weise erlassen werden. Ein mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder
elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein berechtigtes Interesse besteht und
der Betroffene dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer Verwaltungsakt ist
unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestätigen; § 3a Abs. 2 findet
insoweit keine Anwendung.
(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende
Behörde erkennen lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des
Behördenleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten enthalten. Wird für
einen Verwaltungsakt, für den durch Rechtsvorschrift die Schriftform angeordnet
ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur zugrunde
liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehöriges qualifiziertes Attributzertifikat
die erlassende Behörde erkennen lassen. Im Fall des § 3a Absatz 2 Satz 4
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Nummer 3 muss die Bestätigung nach § 5 Absatz 5 des De-Mail-Gesetzes die
erlassende Behörde als Nutzer des De-Mail-Kontos erkennen lassen.
(4) Für einen Verwaltungsakt kann für die nach § 3a Abs. 2 erforderliche Signatur
durch Rechtsvorschrift die dauerhafte Überprüfbarkeit vorgeschrieben werden.
(5) Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer
Einrichtungen erlassen wird, können abweichend von Absatz 3 Unterschrift
und Namenswiedergabe fehlen. Zur Inhaltsangabe können Schlüsselzeichen
verwendet werden, wenn derjenige, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder
der von ihm betroffen wird, auf Grund der dazu gegebenen Erläuterungen den
Inhalt des Verwaltungsaktes eindeutig erkennen kann.
(6) Einem schriftlichen oder elektronischen Verwaltungsakt, der der Anfechtung
unterliegt, ist eine Erklärung beizufügen, durch die der Beteiligte über den
Rechtsbehelf, der gegen den Verwaltungsakt gegeben ist, über die Behörde
oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf einzulegen ist, den Sitz und
über die einzuhaltende Frist belehrt wird (Rechtsbehelfsbelehrung). Die
Rechtsbehelfsbelehrung ist auch der schriftlichen oder elektronischen
Bestätigung eines Verwaltungsaktes und der Bescheinigung nach § 42a Absatz 3
beizufügen.
 
§ 39 VwVfG (Begründung des Verwaltungsaktes)
(1) Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich oder elektronisch
bestätigter Verwaltungsakt ist mit einer Begründung zu versehen. In der
Begründung sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe
mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben. Die
Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte
erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens
ausgegangen ist.
(2) Einer Begründung bedarf es nicht,
1. soweit die Behörde einem Antrag entspricht oder einer Erklärung folgt und der
Verwaltungsakt nicht in Rechte eines anderen eingreift;
2. soweit demjenigen, für den der Verwaltungsakt bestimmt ist oder der von
ihm betroffen wird, die Auffassung der Behörde über die Sach- und Rechtslage
bereits bekannt oder auch ohne Begründung für ihn ohne weiteres erkennbar ist;
3. wenn die Behörde gleichartige Verwaltungsakte in größerer Zahl oder
Verwaltungsakte mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlässt und die
Begründung nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten ist;
4. wenn sich dies aus einer Rechtsvorschrift ergibt;
5. wenn eine Allgemeinverfügung öffentlich bekannt gegeben wird.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Ablehnungsbescheid
(Aufenthaltserlaubnis)

  99: Keine Vorgabe Antragstellende Person
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Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

42 Widerspruch entgegennehmen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 1: Information empfangen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 42

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 79 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__79.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 79 VwVfG (Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte)
Für förmliche Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte gelten die
Verwaltungsgerichtsordnung und die zu ihrer Ausführung ergangenen
Rechtsvorschriften, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist; im
Übrigen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes.

Eingehende Daten (FIM)

Dokumentsteckbrief ID

Widerspruch nach VwGO D13000122

RAG DETAILS (FIM)

Information empfangen

Empfangene Daten Empfangene Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Absender

Widerspruch nach VwGO   99: Keine Vorgabe Antragstellende Person
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

43 Widerspruchsverfahren einleiten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 43

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 79 VwVfG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
vwvfg/__79.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 79 VwVfG (Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte)
Für förmliche Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte gelten die
Verwaltungsgerichtsordnung und die zu ihrer Ausführung ergangenen
Rechtsvorschriften, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist; im
Übrigen gelten die Vorschriften dieses Gesetzes.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Widerspruch nach VwGO   99: Keine Vorgabe Behörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja
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44 Antrag an die zuständige Behörde weiterleiten (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 44

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Antrag 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

Nachweise 3: Elektronisch -
halbautomatisch

Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

45 Gebührenerhebung beurteilen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 5: Sachverhalt beurteilen/entscheiden mit Spielraum

RAG-Version (FIM) 2.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 45

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 69 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__69.html
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RAG-Beschreibung (FIM) § 69 AufenthG (Gebühren)
(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz
und den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührenfestsetzung kann
auch mündlich erfolgen. Satz 1 gilt nicht für individuell zurechenbare öffentliche
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis 42. § 287 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Satz 1 gilt zudem nicht für
das Mitteilungsverfahren im Zusammenhang mit der kurzfristigen Mobilität von
Studenten nach § 16c, von unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern
nach § 19a und von Forschern nach § 18e.
(2) Die Gebühr soll die mit der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung
verbundenen Kosten aller an der Leistung Beteiligten decken. In die Gebühr
sind die mit der Leistung regelmäßig verbundenen Auslagen einzubeziehen.
Zur Ermittlung der Gebühr sind die Kosten, die nach betriebswirtschaftlichen
Grundsätzen als Einzel- und Gemeinkosten zurechenbar und ansatzfähig sind,
insbesondere Personal- und Sachkosten sowie kalkulatorische Kosten, zu
Grunde zu legen. Zu den Gemeinkosten zählen auch die Kosten der Rechts- und
Fachaufsicht. Grundlage der Gebührenermittlung nach den Sätzen 1 bis 4 sind
die in der Gesamtheit der Länder und des Bundes mit der jeweiligen Leistung
verbundenen Kosten.
(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebührensätze
sowie Gebührenbefreiungen und -ermäßigungen, insbesondere für Fälle
der Bedürftigkeit. Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vorschriften
enthält, finden § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 4, Absatz 2 und 4 bis 6, die §§ 4
bis 7 Nummer 1 bis 10, die §§ 8, 9 Absatz 3, die §§ 10 bis 12 Absatz 1 Satz
1 und Absatz 3 sowie die §§ 13 bis 21 des Bundesgebührengesetzes vom 7.
August 2013 (BGBl. I S. 3154) in der jeweils geltenden Fassung entsprechende
Anwendung.
(4) Abweichend von § 4 Absatz 1 des Bundesgebührengesetzes können die von
den Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren bereits bei Beantragung
der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung erhoben werden. Für die
von den Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren legt das Auswärtige
Amt fest, ob die Erhebung bei den jeweiligen Auslandsvertretungen in Euro,
zum Gegenwert in Landeswährung oder in einer Drittwährung erfolgt. Je nach
allgemeiner Verfügbarkeit von Einheiten der festgelegten Währung kann eine
Rundung auf die nächste verfügbare Einheit erfolgen.
(5) Die in der Rechtsverordnung bestimmten Gebühren dürfen folgende
Höchstsätze nicht übersteigen:
1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis: 140 Euro,
1a. für die Erteilung einer Blauen Karte EU: 140 Euro,
1b. für die Erteilung einer ICT-Karte: 140 Euro,
1c. für die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte: 100 Euro,
2. für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis: 200 Euro,
2a. für die Erteilung einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU: 200 Euro,

Seite 119 von 144
Erstellt am 25.07.2024 von subadmin@mvnet.de



Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

3. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU oder
einer ICT-Karte: 100 Euro,
3a. für die Verlängerung einer Mobiler-ICT-Karte: 80 Euro,
4. für die Erteilung eines nationalen Visums und die Ausstellung eines
Passersatzes und eines Ausweisersatzes: 100 Euro,
5. für die Anerkennung einer Forschungseinrichtung zum Abschluss von
Aufnahmevereinbarungen oder einem entsprechenden Vertrag nach § 18d: 220
Euro,
6. für sonstige individuell zurechenbare öffentliche Leistungen: 80 Euro,
7. für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen zu Gunsten Minderjähriger:
die Hälfte der für die öffentliche Leistung bestimmten Gebühr,
8. für die Neuausstellung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1, die auf Grund
einer Änderung der Angaben nach § 78 Absatz 1 Satz 3, auf Grund des Ablaufs
der technischen Kartennutzungsdauer, auf Grund des Verlustes des Dokuments
oder auf Grund des Verlustes der technischen Funktionsfähigkeit des Dokuments
notwendig wird: 70 Euro,
9. für die Aufhebung, Verkürzung oder Verlängerung der Befristung eines
Einreise- und Aufenthaltsverbotes: 200 Euro.
(6) Für die Erteilung eines nationalen Visums und eines Passersatzes an
der Grenze darf ein Zuschlag von höchstens 25 Euro erhoben werden. Für
eine auf Wunsch des Antragstellers außerhalb der Dienstzeit vorgenommene
individuell zurechenbare öffentliche Leistung darf ein Zuschlag von
höchstens 30 Euro erhoben werden. Gebührenzuschläge können auch für
die individuell zurechenbaren öffentlichen Leistungen gegenüber einem
Staatsangehörigen festgesetzt werden, dessen Heimatstaat von Deutschen
für entsprechende öffentliche Leistungen höhere Gebühren als die nach
Absatz 3 festgesetzten Gebühren erhebt. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für
die Erteilung oder Verlängerung eines Schengen-Visums. Bei der Festsetzung
von Gebührenzuschlägen können die in Absatz 5 bestimmten Höchstsätze
überschritten werden.
(7) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann vorsehen, dass für die
Beantragung gebührenpflichtiger individuell zurechenbarer öffentlicher
Leistungen eine Bearbeitungsgebühr erhoben wird. Die Bearbeitungsgebühr
für die Beantragung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis
zum Daueraufenthalt – EU darf höchstens die Hälfte der für ihre Erteilung zu
erhebenden Gebühr betragen. Die Gebühr ist auf die Gebühr für die individuell
zurechenbare öffentliche Leistung anzurechnen. Sie wird auch im Falle der
Rücknahme des Antrages und der Versagung der beantragten individuell
zurechenbaren öffentlichen Leistung nicht zurückgezahlt.
(8) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann für die Einlegung eines
Widerspruchs Gebühren vorsehen, die höchstens betragen dürfen:
1. für den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Antrages auf Vornahme einer
gebührenpflichtigen individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung: die Hälfte
der für diese vorgesehenen Gebühr,
2. für den Widerspruch gegen eine sonstige individuell zurechenbare öffentliche
Leistung: 55 Euro.
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Soweit der Widerspruch Erfolg hat, ist die Gebühr auf die Gebühr für die
vorzunehmende individuell zurechenbare öffentliche Leistung anzurechnen und
im Übrigen zurückzuzahlen.

RAG DETAILS (FIM)

Hilfsmittel (FIM) keine

Entscheidungsart (FIM) 2: Entschließungsermessen

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

46 Gebührenerhebung veranlassen (Teilprozess)

RAG (FIM)

RAG-Typ (FIM) 2: Information bereitstellen

RAG-Version (FIM) 1.00

ID der Aktivitätengruppe (FIM) 46

Handlungsgrundlage (FIM)

Name der Handlungsgrundlage (FIM) Art der Handlungsgrundlage (FIM) Verweis auf Handlungsgrundlage
(FIM)

§ 69 AufenthG 104: Gesetz
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthg_2004/__69.html

§ 45 AufenthV 111: Rechtsverordnung
https://www.gesetze-im-internet.de/
aufenthv/__45.html

RAG-Beschreibung (FIM) § 69 AufenthG (Gebühren)
(1) Für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen nach diesem Gesetz
und den zur Durchführung dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
werden Gebühren und Auslagen erhoben. Die Gebührenfestsetzung kann
auch mündlich erfolgen. Satz 1 gilt nicht für individuell zurechenbare öffentliche
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit nach den §§ 39 bis 42. § 287 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch bleibt unberührt. Satz 1 gilt zudem nicht für
das Mitteilungsverfahren im Zusammenhang mit der kurzfristigen Mobilität von
Studenten nach § 16c, von unternehmensintern transferierten Arbeitnehmern
nach § 19a und von Forschern nach § 18e.
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(2) Die Gebühr soll die mit der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung
verbundenen Kosten aller an der Leistung Beteiligten decken. In die Gebühr
sind die mit der Leistung regelmäßig verbundenen Auslagen einzubeziehen.
Zur Ermittlung der Gebühr sind die Kosten, die nach betriebswirtschaftlichen
Grundsätzen als Einzel- und Gemeinkosten zurechenbar und ansatzfähig sind,
insbesondere Personal- und Sachkosten sowie kalkulatorische Kosten, zu
Grunde zu legen. Zu den Gemeinkosten zählen auch die Kosten der Rechts- und
Fachaufsicht. Grundlage der Gebührenermittlung nach den Sätzen 1 bis 4 sind
die in der Gesamtheit der Länder und des Bundes mit der jeweiligen Leistung
verbundenen Kosten.
(3) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zustimmung
des Bundesrates die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebührensätze
sowie Gebührenbefreiungen und -ermäßigungen, insbesondere für Fälle
der Bedürftigkeit. Soweit dieses Gesetz keine abweichenden Vorschriften
enthält, finden § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 4, Absatz 2 und 4 bis 6, die §§ 4
bis 7 Nummer 1 bis 10, die §§ 8, 9 Absatz 3, die §§ 10 bis 12 Absatz 1 Satz
1 und Absatz 3 sowie die §§ 13 bis 21 des Bundesgebührengesetzes vom 7.
August 2013 (BGBl. I S. 3154) in der jeweils geltenden Fassung entsprechende
Anwendung.
(4) Abweichend von § 4 Absatz 1 des Bundesgebührengesetzes können die von
den Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren bereits bei Beantragung
der individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung erhoben werden. Für die
von den Auslandsvertretungen zu erhebenden Gebühren legt das Auswärtige
Amt fest, ob die Erhebung bei den jeweiligen Auslandsvertretungen in Euro,
zum Gegenwert in Landeswährung oder in einer Drittwährung erfolgt. Je nach
allgemeiner Verfügbarkeit von Einheiten der festgelegten Währung kann eine
Rundung auf die nächste verfügbare Einheit erfolgen.
(5) Die in der Rechtsverordnung bestimmten Gebühren dürfen folgende
Höchstsätze nicht übersteigen:
1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis: 140 Euro,
1a. für die Erteilung einer Blauen Karte EU: 140 Euro,
1b. für die Erteilung einer ICT-Karte: 140 Euro,
1c. für die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte: 100 Euro,
2. für die Erteilung einer Niederlassungserlaubnis: 200 Euro,
2a. für die Erteilung einer Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU: 200 Euro,
3. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU oder
einer ICT-Karte: 100 Euro,
3a. für die Verlängerung einer Mobiler-ICT-Karte: 80 Euro,
4. für die Erteilung eines nationalen Visums und die Ausstellung eines
Passersatzes und eines Ausweisersatzes: 100 Euro,
5. für die Anerkennung einer Forschungseinrichtung zum Abschluss von
Aufnahmevereinbarungen oder einem entsprechenden Vertrag nach § 18d: 220
Euro,
6. für sonstige individuell zurechenbare öffentliche Leistungen: 80 Euro,
7. für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen zu Gunsten Minderjähriger:
die Hälfte der für die öffentliche Leistung bestimmten Gebühr,
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8. für die Neuausstellung eines Dokuments nach § 78 Absatz 1, die auf Grund
einer Änderung der Angaben nach § 78 Absatz 1 Satz 3, auf Grund des Ablaufs
der technischen Kartennutzungsdauer, auf Grund des Verlustes des Dokuments
oder auf Grund des Verlustes der technischen Funktionsfähigkeit des Dokuments
notwendig wird: 70 Euro,
9. für die Aufhebung, Verkürzung oder Verlängerung der Befristung eines
Einreise- und Aufenthaltsverbotes: 200 Euro.
(6) Für die Erteilung eines nationalen Visums und eines Passersatzes an
der Grenze darf ein Zuschlag von höchstens 25 Euro erhoben werden. Für
eine auf Wunsch des Antragstellers außerhalb der Dienstzeit vorgenommene
individuell zurechenbare öffentliche Leistung darf ein Zuschlag von
höchstens 30 Euro erhoben werden. Gebührenzuschläge können auch für
die individuell zurechenbaren öffentlichen Leistungen gegenüber einem
Staatsangehörigen festgesetzt werden, dessen Heimatstaat von Deutschen
für entsprechende öffentliche Leistungen höhere Gebühren als die nach
Absatz 3 festgesetzten Gebühren erhebt. Die Sätze 2 und 3 gelten nicht für
die Erteilung oder Verlängerung eines Schengen-Visums. Bei der Festsetzung
von Gebührenzuschlägen können die in Absatz 5 bestimmten Höchstsätze
überschritten werden.
(7) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann vorsehen, dass für die
Beantragung gebührenpflichtiger individuell zurechenbarer öffentlicher
Leistungen eine Bearbeitungsgebühr erhoben wird. Die Bearbeitungsgebühr
für die Beantragung einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis
zum Daueraufenthalt – EU darf höchstens die Hälfte der für ihre Erteilung zu
erhebenden Gebühr betragen. Die Gebühr ist auf die Gebühr für die individuell
zurechenbare öffentliche Leistung anzurechnen. Sie wird auch im Falle der
Rücknahme des Antrages und der Versagung der beantragten individuell
zurechenbaren öffentlichen Leistung nicht zurückgezahlt.
(8) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 kann für die Einlegung eines
Widerspruchs Gebühren vorsehen, die höchstens betragen dürfen:
1. für den Widerspruch gegen die Ablehnung eines Antrages auf Vornahme einer
gebührenpflichtigen individuell zurechenbaren öffentlichen Leistung: die Hälfte
der für diese vorgesehenen Gebühr,
2. für den Widerspruch gegen eine sonstige individuell zurechenbare öffentliche
Leistung: 55 Euro.
Soweit der Widerspruch Erfolg hat, ist die Gebühr auf die Gebühr für die
vorzunehmende individuell zurechenbare öffentliche Leistung anzurechnen und
im Übrigen zurückzuzahlen.
 
§ 45 Gebühren für die Aufenthaltserlaubnis, die Blaue Karte EU, die ICT-
Karte und die Mobiler-ICT-Karte
An Gebühren sind zu erheben
1. für die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU oder einer
ICT-Karte
a) mit einer Geltungsdauer von bis zu einem Jahr 100 Euro,
b) mit einer Geltungsdauer von mehr als einem Jahr 100 Euro,
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2. für die Verlängerung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Blauen Karte EU oder
einer ICT-Karte
a) für einen weiteren Aufenthalt von bis zu drei Monaten 96 Euro,
b) für einen weiteren Aufenthalt von mehr als drei Monaten 93 Euro,
3. für die durch einen Wechsel des Aufenthaltszwecks veranlasste Änderung der
Aufenthaltserlaubnis einschließlich deren Verlängerung 98 Euro,
4. für die Erteilung einer Mobiler-ICT-Karte 80 Euro,
5. für die Verlängerung einer Mobiler-ICT-Karte 70 Euro.

RAG DETAILS (FIM)

Information bereitstellen

Bereitgestellte Daten Bereitgestellte Daten
(Sonstige)

Übermittlungsart (Codeliste) Empfänger

Gebühreninformationen 99: Keine Vorgabe Ausländerbehörde

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbeiten
(Teilprozess)

ALLGEMEIN

Teilprozesstyp Aufrufend

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

AZR Ausländerzentralregister (Datenobjekt)
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OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Datenassoziation (eingehend) Information bearbeiten

Datentyp Datenspeicher

DETAILS

Referenzierte Anwendungen/IT-
Systemelemente

AZR Ausländerzentralregister

Amtshilfe anderer Behörde notwendig? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Antrag abgelehnt/ Antrag mit Nebenbestimmungen bzw. Doppelwirkung genehmigt
(Rechtsmittel eingereicht) (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Antrag an die zuständige Behörde weitergeleitet (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Antrag eingegangen (Startereignis)

EREIGNISTYP

Typ Top-Level

Nachricht Ja
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DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Antragstellende Person (Pool)

ALLGEMEIN

Black-Box Pool Ja

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Ausländerbehörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Rolle)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200
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Ausländerbehörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Rolle)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Behörde (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bestimmte Frist für Rückmeldung abgelaufen (Zwischenereignis (angeheftet))
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ALLGEMEIN

Angeheftet an Angaben klären

EREIGNISTYP

Typ unterbrechend

Zeit Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Darstellung unterhalb

Beteiligung erforderlich? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Bundesagentur für Arbeit (BA) (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesagentur für Arbeit (BA)

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Entität)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200
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Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF)

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Entität)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bundesdruckerei (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesdruckerei GmbH

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Entität)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bundeskriminalamt (BKA) (Pool)
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ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundeskriminalamt (BKA)

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Entität)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Bundesverwaltungsamt (Pool)

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Entität) Bundesverwaltungsamt (BVA)

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Entität)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Dolmetscher/Übersetzer (Pool)

ALLGEMEIN
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Black-Box Pool Ja

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Dolmetscher

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Visualisierte Werte Referenzierter Partner (Rolle)

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Ereignisbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert
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DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Exklusives Gateway (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Gebühren erheben (Teilprozess)

ALLGEMEIN

Teilprozesstyp Aufrufend

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

Gebührenerhebung veranlasst (Endereignis)
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DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Gebührenerhebung? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Gericht (Pool)

ALLGEMEIN

Black-Box Pool Ja

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Gibt es Sicherheitsbedenken oder Versagungsgründe? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG
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Darstellung (Name) unten

Identität eindeutig geklärt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Identität nach Amtshilfe eindeutig geklärt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Ist Anhörung erforderlich / gewünscht? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Ist Übersetzung notwendig? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten
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Klärung erforderlich? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Mitteilung über eingereichte Klage erhalten (Zwischenereignis (Sequenzfluss))

EREIGNISTYP

Typ Eintretend

Nachricht Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Visualisierte Werte Name

Name des Modells mit der Referenz
anzeigen

Ja

Ausrichtung (horizontal) links

Nicht-exklusives Gateway (Nicht-exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Gatewaytyp Parallel

Typ (Parallel) Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Nicht-exklusives Gateway (Nicht-exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN
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Gatewaytyp Parallel

Typ (Parallel) Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Nicht-exklusives Gateway (Nicht-exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Gatewaytyp Parallel

Typ (Parallel) Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Nicht-exklusives Gateway (Nicht-exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Gatewaytyp Parallel

Typ (Parallel) Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Nicht-exklusives Gateway (Nicht-exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Gatewaytyp Parallel

Typ (Parallel) Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

Sicherheitsbedenken ausgeräumt? (Exklusives Gateway)
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OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Textanmerkung (Textanmerkung)

Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste  Fachbehörde entscheidet,  ob  diese
Aktivitätengruppe als Empfehlung im Stammprozess bleiben soll.

ALLGEMEIN

Ältere Formatierung verwenden Nein

Textanmerkung (Textanmerkung)

Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste  Fachbehörde entscheidet,  ob  diese
Aktivitätengruppe als Empfehlung im Stammprozess bleiben soll.

ALLGEMEIN

Ältere Formatierung verwenden Nein

Textanmerkung (Textanmerkung)

Diese Aktivitätengruppe ist nicht direkt aus dem Gesetz ableitbar. Die oberste  Fachbehörde entscheidet,  ob  diese
Aktivitätengruppe als Empfehlung im Stammprozess bleiben soll.

ALLGEMEIN

Ältere Formatierung verwenden Nein

Verfahren abgeschlossen (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Verlängerung gestattet? (Exklusives Gateway)
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Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Voraussetzung erfüllt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Voraussetzung für eine Genehmigung grundsätzlich erfüllt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

Widerspruch bearbeiten (Teilprozess)

ALLGEMEIN

Teilprozesstyp Aufrufend

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) innerhalb

Ausrichtung (senkrecht) zentriert

Ausrichtung (horizontal) zentriert

Visualisierte Werte Referenz
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Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

Kennzeichen anzeigen ("i"), wenn
eine Beschreibung eingegeben ist

Ja

Widerspruch erhalten (Zwischenereignis (Sequenzfluss))

EREIGNISTYP

Typ Eintretend

Nachricht Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Visualisierte Werte Name

Name des Modells mit der Referenz
anzeigen

Ja

Ausrichtung (horizontal) links

Zustimmung erteilt? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

_ (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) ohne Namen

bei Rechtsbehelfsbelehrung: 1 Monat vergangen/ ohne Rechtsbehelfsbelehrung: 1 Jahr
vergangen (Zwischenereignis (Sequenzfluss))
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Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

EREIGNISTYP

Typ Eintretend

Zeit Ja

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

Visualisierte Werte Name

Name des Modells mit der Referenz
anzeigen

Ja

Ausrichtung (horizontal) links

keine Gebührenerhebung veranlasst (Endereignis)

DARSTELLUNG

Namen anzeigen Ja

weitere Klärung der Identität notwendig? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

zuständig? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten

zuständige Ausländerbehörde (Pool)
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Antrag Verlängerung Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstätigkeit bearbei… 1.00
(Geschäftsprozessdiagramm)

Status: Freigegeben  |  Modellreport

ALLGEMEIN

Text um 90 Grad drehen Nein

PARTNEREIGENSCHAFTEN

Referenzierter Partner (Rolle) Ausländerbehörde

Minimum 0

Maximum 1

DARSTELLUNG

Transparenz 100%

Wasserzeichen anzeigen Nein

Ausrichtung Zentriert

Schriftgröße 200

Übersetzung umgehend erhalten? (Exklusives Gateway)

OBJEKTEIGENSCHAFTEN

Typ Datenbasiert

DARSTELLUNG

Darstellung (Name) unten
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